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Vorwoit 

Zu Beginn der Tarifauseinandersetzungen 1984, in denen IG Me- 
tall und IG Druck für die Einführung der 35-Stundenwoche 
kämpften, hat die ,,Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspoli- 
tik" in „35 Stunden sind genug!" die Notwendigkeit und Mach- 
barkeit der 35-Stundenwoche begründet und dargestellt. 

Den Gewerkschaften gelang es damals, das von den Arbeitge- 
bern hartnäckig verteidigte Tabu der 40-Stundenwoche zu 
durchbrechen und damit eine allgemeine Tendenz zu kürzeren 
Wo chenarbeits z eiten einzuleiten . 

Zu Beginn dieses Jahres befindet sich die Bundesrepublik in 
der Endphase eines seitJahren anhaltenden Aufschwungs, in des- 
sen Verlauf die Arbeitslosigkeit jedoch kaum zurückgegangen 
ist, und es steht zu befürchten, da13 sie - entgegen dem regie- 
rungsoffizielien Optimismus - in naher Zukunft wieder anstei- 
gen wird. 

1987 stehen aber auch wieder Tarifauseinandersetzungen an, 
in denen die Gewerkschaften erneut die Einführung der 35-Stun- 
denwoche fordern. Sie gehen in diese Auseinandersetzungen ge- 
stützt auf die Erfahrungen mit der Durch- und Umsetzung der 
38,5-Stundenwoche und die damit erzielten Beschäftigungset- 
folge. Sie werden ihre Forderungen gegen weitreichende Flexibi- 
lisierungspläne der Arbeitgeber durchsetzen müssen. 

Die vorliegende völlig neu bearbeitete Auflage von „35 Stun- 
den sind genug!" stellt die in der Umsetzung von der 38,5-Stun- 
denwoche gemachten Erfahrungen dar und setzt sich mit der 
Flexibilisierungsstrategie der Arbeitgeber und ihren Folgen für 
Beschäftigte und Beschäftigung auseinander. Angesichts der sich 
bis zur Jahrtausendwende weiter verschärfenden Arbeitsmarkt- 
problerne bleibt die nachhaltige Verkürzung der Wochenarbeits- 
zeit eine zentrale Aufgabe der Arbeiterbewegung. 
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Die Neubearbeitung dieses Buches ist von Joachirn Eisbach 
vorgenommen worden . Die ,,Arbeit sgrupp e Alternative Wirt- 
schaftspo1itik":bedankt sich herzlich bei ihm fiir diese Arbeit. 

BremenKöln, Januar 1986 

Kon tak taanschrift : Ar b eit sgrupp e Alternative Wirts c h a f t sp oli ti k, 
Postfach 33 04 47,2800 Bremen 33 
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1. Die Begründungen für eine Arbeitszeitverkürzung 

1.1. Ohne forcierte Arbeitszeitverkürzung hält die Massenar- 
. beitslosigkeit bis ins nächste Jahrtausend an 

iS.1 Anhaltend hohe ~~ssennrbeitslosigkeit trotz Aufschwung 

Der wirtschaftliche Aufschwung der vergangenen Jahre macht 
deutlich, daß eine weitere Verkürzung der Arbeitszeit dringend 
erforderlich ist. Das Wachstum des Bruttosozialprodukts seit 
dem Eintritt der konjunkturellen Belebung Mitte 1983 hat nicht 
ausgereicht, den Arbeitsmarkt zu entlasten. Im vierten Jahr des 
Aufschwungs liegt die Beschäftigung noch immer erheblich 
unter dem zum Ende des letzten Aufschwungs 1980 erreichten 
Niveau.1 Die geringfügige Abnahme der Arbeitslosigkeit in den 
letzten beiden Jahren ist entgegen den Behauptungen der Bun- 
desregierung weder das Ergebnis der angebotspolitischen 
,,Wende" noch des Aufschwungs. 

Die Zahl der Arbeitslosen stieg saisonbereinigt bis ins Früh- 
jahr 1985 weiter an und erreichte im Mai 1985 mit 3 3  Millionen 
Personen, darunter 2,32 Millionen registrierte Arbeitslose, ihren 
Höchststand. Bis zum September 1986 ist die Zahl der registrier- 
ten Arbeitslosen saisonbereinigt um 130 000 zurückgegangen. 
Dieser Rückgang findet seine Erklärung jedoch nicht darin, daß 
der Aufschwung seitdem den Arbeitsmarkt erreicht hätte, wie 
die Bundesregierung gerne glauben machen möchte, sondern ist 
vor allem auf arbeitsmarktpolitische Maßnahmen zurückzufüh- 
ren. Gegenüber 1984 war 1986 die Zahl der in Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen sowie in Maßnahmen zur Fortbildung und 
Umschulung einbezogenen Arbeitnehmer um 58 000 höher. Der 
beschäftigungswirksame Effekt des Vorruhestandes wird für 
1985 und 1986 mit 47 000 Personen veranschlagt.2 Aufgrund 
einer Änderung im Arbeitsförderungsgesetz (S 105c) können Ar- 
beitslose, ,,die das 58. Lebensjahr vollendet haben, auch dann 
noch Arbeitslosengeld bzw. -hilfe beziehen (. . .), wenn sie nicht 
bereit sind, jede zumutbare Beschäftigung anzunehmen oder an 
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zumu t baren Bildun gsm ahahmen teilzunehmen , was gleich zei- 
tig bedeutet, dai3 sie - wegen des Verzichts auf die subjektivever- 
fügbarkeit - dann nicht mehr in der offiziellen Statistik der i-egi- 
strierten Arbeitslosen geführt werden. "3 Die Zahl derjenigen, die 
auf diesem Wege aus der Arbeitslosenstatistik herausfallen, wird 
zum Ende desJahres 1986 auf rd. 40 000 Personen geschätzt. 

Durch die genannten Maßnahmen ergibt sich 1986 gegenüber 
i984 eine Entlastung der Arbeitslosenzahlen von insgesamt 
133 000 Arbeitnehmern. Gleichzeitig ist die Zahl der Arbeitslo- 
sen um nahezu den gleichen 

- 
Betrag zurückgegangen. Ganz of- 

fensichlich ist die konjunkturelle Entwicklung bislang am Ar- 
beitsmarkt vorbei gegangen. 

Ebensowenig ist die Zunahme der Beschäftigung um saisonbe- 
reinigt gut 400 000 Arbeitnehmer seit Ende 1983 - davon allein 
250 000 11. Quartal 1986 gegenüber 11. Quartal 1985 - auf das 
wirtschaftliche Wachstum und die Wirtschaftspolitik der Bun- 
desregierung zurückzuführen. Ein Drittel des Beschäftigungsan- 
Stiegs 1986 gegenüber dem Vorjahr beruht „auf arbeitsmarkt- 
oder sozialpolitischen Magnahmen wie Förderung der beiufli- 
chen Fortbildung und Erziehungsurlaub".4 Zusammen mit dem 
Beschäftigungseffekt der 38,s-Stundenwoche in Höhe von 
knapp 200 000 Arbeitnehmern (vgl. Abschnitt 3.3) wird der 
gröi3te Teil der Beschäftigungszunahme erklärt. Zugenommen 
haben auch Teilzeit-, befristete und Leiharbeitsverhältnisse. Die 
Ausweitung ist jedoch eine Folge des sog. Beschäftigungsförde- 
rungsgesetzes und nicht Ergebnis der Kürzung der Wochenar- 
beitszeit. Ohne diese Maßnahmen wäre die Zahl der Beschäftig- 
ten niedriger und die Arbeitslosigkeit höher. Der Aufschwung ist 
also nahezu  beschäftigungslos^' verlaufen. Das wii-tschaftliche 
Wachstum wurde von der Zunahme der Produktivität getragen. 
Von 1983 bis 1985 entsprach der Anstieg des realen Bi-uttosozial- 
Produkts mit 5,5 Prozent genau dem der Produktivität pro Er- 
werbstätigenstunde, d. h. die Zahl der gearbeiteten Stunden (Ar- 
beitsvolumen) hat nicht zugenommen. Nur durch die Verkür- 
zung der Arbeitszeit pro Beschäftigten blieb die Produktivität 
pro Beschäftigten dahinter zurück und bewirkte damit eine Zu- 
nahme der Zahl der Beschäftigten. 
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Alle Prognosen zur wirtschaftlichen Entwicklung in den kom- 
menden Jahren zeigen, dafi das Wirtschaftswachstum geringer 
als die Steigung der Produktivität sein wird. Es kann nicht davon 
ausgegangen werden, daß der Anstieg des Bruttosozialprodukts 
von 2,s bis 3 Prozent der vergangenen Jahre sich in Zukunft wird 
aufrechterhalten lassen. 

Die Aussichten für die weitere ökonomische Entwicklung 
sind überwiegend ungünstig.5 Selbst die wirtschaftswissen- 
schaftlichen Institute gehen von einem Abflachen der Konjunk- 
tur aus. Es gibt gute Gründe für die Annahme, daß ein neuer Ab- 
schwung bevorsteht: 
- Vom Außenhandel sind 1987 keine expansiven Impulse zu er- 

warten. Das hängt vor allem mit der konjunkturellen Schwä- 
che in den USA und dem Verfall des Dollarkurses zusammen: 
Erstere vermindert die Irnportnachfrage aus den USA, letzte- 
r er beeinträchtigt die Exporte b undesdeu t scher Unt eine hrnen 
in den Dollarraum und auf Drittmärkten mit starker US-Kon- 
ku r renz . 

- Weiter ist damit zu rechnen, daß die 0 1 -  und Rohstoffpreise in 
diesem Jahr nicht weiter fallen werden. Damit entfällt aber 
auch jener importierte Deflationseffekt, der 1986 dazu geführt 
hatte, dai3 die Zuwächse der nominellen Verbrauchsausgaben 
in voller Höhe real wirksam wurden. Die Inflationsrate wird 
wieder steigen. Wenn nicht eine spürbar höhere Steigerung der 
Masseneinkornmen als irn vergangenen Jahr realisiert wird, 
werden auch die realen Verbrauchsausgaben deutlich weniger 
zunehmen als im vergangenen Jahr. 

- Da die Bundesregierung entschlossen ist, an ihrer Politik der 
Ausgabenkürzung festzuhalten, werden auch die öffentlichen 
Ausgaben einem Konjunkturabschwung nicht entgegenwir- 
ken, sondern diesen eher verstärken. 

- Daß unter diesen Umständen die Investitionen in dem glei- 
chen Tempo weiterwachsen wie 1986, mufl bezweifelt werden. 
Denn zum einen war die Kapazitätsauslastung mit rund 
85 Prozent auch im letzten Jahr noch nicht so hoch, daf3 Pro- 
duktionsengpässe in größerem Umfang entstanden wären. 
Zum anderen dürften die in den letzten Jahren vorgenomme- 
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nen Ausrüstungsinvestitionen, die überwiegend Rationalisie- 
rungscharakter trugen, mittlerweile auch zu Kapazitätserwei- 
terungen führen, die sich bei sich abschwäch.ender privater 
und anhaltend niedriger staatlicher Nachfrage in wachsenden 
Überkapazitäten niederschlagen und die investitionsneigung 
der Unternehmen abrupt und nachhaltig dämpfen. 

- Die Belebung der Konjunktur hat sich sowohl regional als 
auch selrtoral höchst ungleichmäßig vollzogen. In der Bau- 
Wirtschaft hat sich erst sehr spät eine gewisse Stabilisierung 
durchgesetzt, der Wohnungsbau befindet sich weiterhin im 
Abschwung. Sektoraie Krisenerscheinungen in der Stahlindu- 
strie, im Kohlebergbau und in der Werftindustrie haben sich 
zuletzt wieder zugespitzt. Groi3e Regionen des Landes an der 
Küste und im Ruhrgebiet bleiben von der konjunkturellen 
Besserung fast völlig ausgespart. 

Im Gegensatz zu dem verbreiteten Optimismus der Bundesre- 
gierung ist das Risiko eines baldigen konjunkturellen Ab- 
schwungs offensichtlich und erheblich.6 Einmal begonnen, 
würde ein solcher Abschwung aber selbstverstärkende Kräfte 
freisetzen und sich möglicherweise zu einer tiefen und länger an- 
dauernden Krise ausweiten. Die Folgen sind absehbar und alar- 
mierend : 

Ein Konjunkturabschwung bewirkt einen erneuten dramati- 
schen Einbruch auf dem Arbeitsmarkt. Die Zahl der registrier- 
ten Arbeitslosen, die während der letzten Krise von 0,9 auf 1,8 I 
Millionen gestiegen ist und mittlerweile 2,2 Millionen beträgt, 
würde leicht um eine weitere Million zunehmen. Einschließ- 
lich der dann ebenfalls zunehmenden „stillen Resei-ve" könnte 
die tatsächliche Arbeitslosigkeit erstmals in die Nähe des 
Fünf-Millionen-Niveaus kommen. 
Damit ist eine doppelte Verminderung der Massenkaufkraft 
verbunden: Der Übergang von einer Million Personen in die 
Arbeitslosigkeit ist zum einen unmittelbar mit einem erhebli- 
chen Nachfrageausfall verbunden, dessen Höhe mit minde- 
stens 30 Milliarden DM anzusetzen ist. Zum anderen wird die 
Arbeitslosigkeit zur Verstärkung des Druckes auf die Löhne 
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und Gehälter ausgenutzt werden. Jede Senkung in diesem Be- 
reich verstärkt den Abschwung weiter. 
Schliefllich führt ein Abschwung erneut - wie schon in den 
beiden vorangegangenen - wegen des Rückgangs der Steuer- 
einnahmen und Beitragszahlungen zu neuen Finanzierungs- 
Schwierigkeiten bei allen Systemen der sozialen Sicherung. In 
dieser Phase wird dann - angeblich unter dem Sachzwang der 
leeren Kassen- eine neue Runde des Sozialabbaus und der Pri- 
vatisierung sozialer Risiken einsetzen, die ihrerseits die Nach- 
frage drosselt und die Krise vertieft. 

Auch wenn der Zeitpunkt des Abschwungs nicht exakt vorherge- 
sagt werden kann, zeigen die oben aufgeführten Entwicklungen, 
daß die Risiken für die konjunkturelle Entwicklung zugenom- 
men haben, so daß ein Abschwung schon in diesem Jahr nicht 
unwahrscheinlich ist. Für diese Vermutung spricht auch die Pro- 
gnose der Wirtschaftsforschungsinstitute, wonach die Einkom- 
men aus Unternehmertätigkeit undvermögen 1987 nur noch um 
4,5 Prozent wachsen sollen. 

Die Bundesregierung verfügt angesichts des drohenden Ab- 
schwungs über keine Konzepte zu dessen Verhinderung und fiir 
eine wirksame Gegensteuerung. Im Gegenteil: Wenn es zum Ab- 
schwung kommt, wird ihre kapitalorientierte Politik intensi- 
viert. Restriktive Haushaltspolitik, Sozialabbau und Umvertei- 
Iung des Volkseinkommens zugunsten der Gewinne werden den 
Abschwung vertiefen. Diese Situation schafft die Voraussetzun- 
gen, um im Interesse des privaten Kapitals eine autoritäre Gesell- 
schaft zu errichten, in der sozialstaatliche Grundrechte sowie 
politische Schutz- und Freiheitsrechte abgebaut sind. 

1.1.2 Zur längerfristigen Entvicklttng des Arbeitskräftepoten- 
tinls und der Arbeitskräfiebednrh 

Arbeitszeitverkürzungen beeinflussen die Entwicklung des Be- 
darfs an Arbeitskräften langfristig. Tarifvertraglich vereinbarte - 
und gesetzlich flankierte - Arbeitszeitverkürzungen können 
kaum wieder rückgängig gemacht werden. Die Arbeitsstunde, 
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um die heute die Arbeitszeit verkürzt wird, wird auch noch in 
zehn Jahren weniger gearbeitet. Diese Dauerhaftigkeit von Ar- 
beitszeiLverkürzungen ist angesichts der absehbaren Entwick- 
lung von ,,Angebot" und „Nachfrage" am Arbeitsmarkt bis zur 
Jahrtausendwende notwendig und erwünscht. 

Der zu erwartende Umfang der Arbeitslosigkeit in den kom- 
menden Jahren ergibt sich aus der Gegenübersteliung der erwar- 
teten Entwicklung des Arbeitslcräftepotentials (Angebot) und 
der Arbeitskräftenachfrage. 

Die Entwicklung des Arbeitskräftepotentials hängt außer von 
der demografischen Entwicklung ab von 
- d ern Wanderung sverhal t en der ausländischen Arbeitskräfte, 
- der Erwerbsbeteiligung, insbesondere der Frauen, und 
- der Dauer der Lebensarbeitszeit, die von der Dauer der Aus- 

bildung und dem Eintritt ins Rentenalter bestimmt wird. 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der 
Bundesanstalt für Arbeit hat in einer 1985 veröffentlichten Pro- 
gnose die genannten Einflußgröflen alternativ zu berüclrsichti- 
gen versucht.7 

Unter den in einer ,,unteren Variante" zusammengefaßten An- 
nahmen einer bis 1990 anhaltenden Rückwanderung ausländi- 
scher Arbeitskräfte (negativer Wanderungssaldo), der erst in der 
zweiten Hälfte der neunziger Jahre von einem leichten Zuwande- 
rungsüberschuf3 (positiver Wanderungssaldo) abgelöst wird 
sowie einer in Zukunft geringeren Zunahme der Erwerbsnei- 
gung der Frauen ergibt sich bis 1990 noch eine Zunahme des Er- 
werbspersonenpotentials von rd. 300 OOO Personen, das dann bis 
zum Jahr 2000 um 1,5 Millionen Personen sinkt. Bei den als 
,, obere Variante I' bezeichneten Annahme ein es anhalt end po Si  ti- 
ven Wanderungssaldos ausländischer Arbeitskräfte sowie einer 
Zunahme der Erwerbsbeteiligung der Frauen entsprechend dem 
bisherigen Trend nimmt das Erwerbspersonenpotential bis 1990 
noch um i ,i Millionen Personen zu und bleibt dann während der 
neunziger Jahre in etwa konstant. Damit ist der Korridor mögli- 
cher Entwicklungen des Arbeitskräfteangebots abgegrenzt. 
Unter Berücksichtigung des Vorruhestands vermindern sich bis 
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1990 die erwarteten Zuwächse des Erwerbspersonenpotentiais in 
Abhängigkeit von seiner Inanspruchnahme. 

Der Entwicklung des Potentials ist der erwartete Arbeitskräf- 
tebedarf gegenüberzustellen. Die Bedarfsentwicklung hängt ent- 
scheidend von dem gesamtwirtschaftlichen Wachstum einerseits 
und der Produktivitätsentwicklung andererseits ab. Eine Zu- 
nahme des Arbeitskräftebedarfs ist dann zu erwarten, wenn das 
Wachstum der gesamtwirtschaftlichen Produktion über dem der 
Produktivität pro Beschäftigenstunde liegt. Im umgekehrten 
Fall sinkt der Arbeitskräftebedarf. Das IAB unterscheidet in sei- 
ner Bedarfsprognose wiederum verschiedene Varianten. In einer 
,,oberen Variante" nimmt das Bruttoiniandsprodukt um jahres- 
durchschnittlich 2,7 Prozent (bis 1990) bzw. 3,l Prozent 
(1990-2000) zu. Die gesamtwirtschaftliche Produktivität je Er- 
werbstätigen steigt um 2,8 Prozent pro Jahr. Ferner wird eine 
Verkürzung der Arbeitszeit um 1,2 Prozent jährlich angenorn- 
men. 

In der ,,mittleren Variante" steigt das Bruttoinlandsprodukt 
um 2,5 Prozent pro Jahr. Die Stundenproduktivität steigt um 3,5 
Prozent, d. h. das Arbeitsvolumen nimmt Jahr für Jahr um 
1 Prozent ab. Aufgrund einer angenommenen Arbeitszeitver- 
kiirzung von 1 Prozent ergibt sich kein zusätzlicher Bedarf an 
B eschäft igten .8 

Z b .  I :  
Arbeitskriftepotential und ArbeitskrZftebedm-f 1990 und 2000 
- in 1000 - 

Arbeitskräfte- Arbeitskräfte- 
po tentiai bedarf 

199 0 7000 1990 2000 
~ ~~ ~ 

untere Variante 29040 27503 24424 22609 
rnittl. Variante 29603 28476 25257 25282 
obere Variante 30 153 30059 25 600 26344 
Qirel1e:W. Klauder, I? Schnur, M. Thon, Arbeitsmarkcperspektiven der 80er und SOerJshre, in: Mitteilungen 
aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 111985, S. 60. 
Bei Berücksichtigung des Vorruhestands verringert sich das Arbeitskriftepotentiit 1990 nach Scktzungen 
des IAB um bis zu 240 000 Personen. 

. 
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In der „unteren Variante" beträgt das Wachstum i,2 Prozent 
im Durchschnitt der Jahre, die gesamtwirtschaftliche Produkti- 
vität steigt bei Arbeitszeitverkürzungen VOR 1,3 Prozent um nur 
1,9 Prozent jährlich. . 

Aus der Kombination der Varianten für die Entwicklung des 
Ar b ei tslrräft e bedarfs und der Ar b ei tskr äftenachfrage ergibt sich 
der Umfang der Arbeitslosigkeit. ,,In der günstigsten Varianten- 
kombination (unterste Potentialvariante - obere Bedarfsva- 
riante) wäre die Arbeitslosigkeit 1990 auch bei maximaler Be- 
rücksichtigung des Vorruhestandes mit rd. 2,1 Mio. Arbeitslosen 
noch um rd. 300 000 Personen höher als 1982 bzw. nur um rd. 
100 000 Personen niedriger als 1984 und würde auch 2000 die 
Zahl der registrierten Arbeitslosen noch zwischen 3/4 und 
i Mio. liegen."g Jedoch dürfte eine Abschwächung im Anstieg 
der Frauenerwerbsneigung bei dieser Entwicklung unwahr- 
scheinlich und damit die Arbeitslosigkeit höher sein. Dabei ist 
daran zu erinnern, dai3 die zugrunde gelegte jahresdurchschnitt- 
liche Wachstumsrate bis zum Jahr 2000 in etwa der der Auf- 
schwungjahre 1985/86 entspricht. D. h., eine Realisierung der 
oberen Bedarfsvariante würde erfordern, dai3 es entweder in Zu- 
kunft zu keinem Abschwung kommen darf oder aber die Wachs- 
tumsraten in Aufschwungjahren deutlich über dem langfristigen 
Durchschnitt liegen rnüi3ten. Der Umfang der jährlichen Ar- 
beitszeitverlcüi-zung liegt ebenfalls über dem Durchschnitt der 
Vergangenheit. 

stiege die Arbeitslosigkeit insgesamt auf über 5,5 1990 und 7,5 

- 

In der umgekehrten, der ungünstigsten Variantenkombination ~ 

Tab. 2: 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit (cinschl. stiller Reserve) 
1990 und 2000 - in 3000 

1990 2000 
jew. unterevariante 4616 4894 
jew. mittl. Variante 4346 3194 
jew. obere Variante 4553 3715 
Qrrelle: s. Tab. i 



Millionen Personen 3000. Die registrierte Arbeitslosigkeit be- 
liefe sich auf rd. 3,5 bzw. 4,s Millionen Personen. 

Die Arbeitslosigkeit bleibt aber auch bei weniger ungünstigen 
Kombinationen unakzeptabel hoch, wie die folgende Tabelle 
zeigt, in der die Kombinationen der jeweils untersten, mittleren 
und obersten Varianten wiedergegeben sind. 

Eine genaue Untersuchung der Annahmen der vielfach für arn 
wahrscheinlichsten gehaltenen ,,mittleren Varian teCF , der zufolge 
die Arbeitslosigkeit 1990 auf 4,3 Millionen Personen steigt und 
im Jahre 2000 noch immer 3,2 Millionen Personen beträgt, ge- 

' langt zu'dem Ergebnis, d d  darin die zukünftige Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit eher optimistisch dargestellt wird. Ein jah- 
resdurchschnittliches Wirtschaftswachstum um 2,5 Prozent ist 
angesichts des zyklischen Wachstums bei abnehmender Tendenz 
nicht zu erwarten. Das künftige Ausmaß der Arbeitslosigkeit 
wird deshalb tendenziell unterschätzt.10 

Damit ergibt sich als Ergebnis, daß die Arbeitslosigkeit bis zur 
Jahrtausendwende sehr wahrscheinlich noch weiter steigen wird, 
wenn nicht wirksame beschäftigungspolitische Mahahmen er- 
griffen werden. 

1.1.3 Arbeitsmarktentlastung durch Arbeitszeitverkürzung 

Soll das Ziel, die Arbeitslosigkeit abzubauen, nicht nur eine rhe- 
torische Floskel bleiben, sondern alles daran gesetzt werden, um 
möglichst schnell möglichst vielen Arbeitssuchenden einen Ar- 
beitsplatz ztt verschnffen, ergibt sich die zwingende Notwendig- 
keit, die Arbeitszeit zu verkürzen. Da in den nächsten Jahren das 
Angebot an Arbeitsplätzen allemal begrenzt sein wird, muf3 
durch Arbeitszeitverkürzung das Arbeitsvolumen umverteilt 
werden, um mehr Menschen eine Beschäftigungsmöglichlreit zu 
verschaffen. Angesichts der Dramatik der Arbeitsrnarktentwick- 
lung müssen die Arbeitszeitverkürzungen so umfassend und 
massiv wie möglich sein und in jedem Jahr erneut greifen, um 
gesamtwirtschaftlich spürbar durchzuschlagen. 

Die Erfahrungen mit der 38,5-Stundenwoche (vgl. Abschnitt 
3.3) haben gezeigt, daß die Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
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einen wirksamen Beitrag zur Entlastung des Arbeitsmarktes lei- 
stet. 

Bei der B L esch äftigungswirksamkeit von Arbei tszeitverkür- 
Zungen müssen drei Ebenen unterschieden werden: Es geht er- 
stens um die Sicherung des vorhandenen Arbeitsplatzbestandes. 
Dafür bediiifte es nach den oben skizzierten Annahmen einer 
Arbeitszeitverkürzung, die die Spanne zwischen Produktivität 
und Wachstum schlieflt, die sich bei abnehmendem gesamtwirt- 
schaftlichen Wachstum wieder öffnen wird. Es geht zweitens 
darum, dai3 durch Arbeitszeitverlrürzung der jährliche Erwerbs- 
personenanstieg von 92 000 Personen im Durchschnitt der Jahre 
1986-90 („mittlere Variante") eingegliedert wird. Erst dann 
wird ein weiteres Ansteigen der Arbeitslosigkeit vermieden. Und 
es geht drittens darum, den bestehenden Arbeitslosensockel so 
schnell wie möglich abzubauen. Insgesamt rnüflten bis 1990 jähr- 
lich rd. 600 000 Arbeitsplätze geschaffen werden, um die Zahl 
der (registrierten und nicht registrierten) Arbeitslosen unter 
2 Millionen zu drücken. 

Das P1 äd oyer für eine forcierte Arbeit szei tverkürzun g schließt 
die Notwendigkeit einer Politik des qualitativen Wachstums 
nicht aus. Im Gegenteil, beide Strategien bedingen einander. 
Denn Arbeitslosigkeit kann ebenso wenig allein durch öffentli- 
che Investitions- und Beschäftigungsprogramme wie allein 
durch Arbeitszeitverkürzung abgebaut werden. Es ist deshalb 
verfehlt, hier einen Gegensatz zu konstruieren oder die Arbeits- 
zeitverkürzung als Allheilmittel hochzustilisieren.11 Ohne wirt- 
schaftliches Wachstum, in einer Situation der Stagnation, kommt 
es ja bereits durch den Anstieg der Arbeitsproduktivität zu einer 
umfassenden Vernichtung von Arbeitsplätzen. Bei einem 
Schrumpfen des Sozialproduktes schlägt der Rückgang der Pro- 
duktion noch zusätzlich auf den Arbeitsplatzabbau durch. In 
einer solchen dramatischen Situation können durch Arbeitszeit- 
Verkürzung gar nicht so viele Beschäftigungseffekte bewirkt wer- 
den, wie auf der anderen Seite durch die wirtschaftliche Talfahrt, 
d. h. durch Konkurse, Betriebsstillegungen, Massenentlassun- 
gen, Arbeitsplätze vernichtet werden. Zur Sicherung der Be- 
schäftigung und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze ist deshalb 

. 
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eine Beschäftigungspolitik durch Gewährleistung eines quali- 
tativen Wachstums unverzichtbar. Abgezielt wird ja gerade dar- 
auf, brachliegende Produktionskapazitäten zu nutzen und Ar- 
beitsplätze in Bereichen gesellschaftlichen Mangels und der um- 
Welt- und energiepolitischen Zukunftsvorsorge zu schaffen. Ver- 
antwortlich für eine derartige, aktive Beschäftigungspolitik ist 
vornehmlich die Bundesregierung; sie kann und darf mit der For- 
derung nach Arbeitszeitverkürzung nicht aus ihrer Verantwor- 
tung entlassen werden. 

Der enge Zusammenhang zwischen Beschäftigungspolitik 
und Arbeitszeitverkürzung weist auch auf die Notwendigkeit 
hin, Arbeitszeitverkürzung durch Lohnausgleich finanziell ab- 
zusichern, so daß die gesamtwirtschaftliche Nachfrage erhalten 
bleibt. Bei den vielfältigen Appellen zum Lohnverzicht wird 
diese gesamtwirtschaftliche Wechselwirkung regelmäflig überse- 
hen. Ohne Lohnausgleich würden Arbeitsplätze nämlich wieder 
vernichtet, da durch den Nachfragerückgang die Produktion ab- 
fällt (vgl. Abschnitt 4.3). 

Die Notwendigkeit einer forcierten Arbeitszeitverkürzung 
leitet sich aus einer gesumtwirtscbaftEftlichen Betrachtung des Ar- 
beitsmarktlage und -entwicklung ab, bei der aus der Summe der 
einzelbetrieblichen Bewegungen ein globales, aggregiertes Bild 
entsteht. Auch Arbeitslosigkeit ist ein gesamtwirtschaftliches. 
und -gesellschaftliches Problem, das sich durch die Vielzahl von 
Entlassungen und Nicht-Einstellungen (auch von neu in den Ar- 
beitsmarkt eintretenden Arbeitnehmern) zusammensetzt. Bei 
einer isolierten betrieblichen oder branchenbezogenen Betrach- 
tung bleiben die Gesamtzusammenhänge jedoch verdeckt, wenn 
nur von den Besonderheiten der spezifischen Situation ausge- 
gangen wird. So ist es nicht ungewöhnlich, daß auch in Zeiten 
einer gesamtwirtschaftlichen Krise Betriebe und Branchen mit 
expandierender, konstanter und rückläufiger Produktions- und 
Beschäftigungsentwicklung nebeneinander bestehen. Ebenso 
gibt es Unterschiede in der Entwicklung der Rationalisierung 
und der Arbeitsproduktivität. Die strukturelle Gliederung und 
Verschiebung des Produkrionsprozesses kommt hier zum AUS- 
druck. Daraus läßt sich jedoch keine unterschiedliche Notwen- 
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digkeit von Arbeitszeitverkürzungen herleiten : Arbeitszeitver- 
kürzungen in Betrieben und Branchen mit konstanten oder gar 
expandierenden Beschäftigtenzahlen tragen. dazu bei, dafl durch 
Neueinstehngen der Bestand an Arbeitslosen verringert wird 
und dai3 Schulabgänger eingegliedert werden. In Betrieben und 
Branchen mit rückläufiger Beschäftigtenzahl werden durch Ar- 
beitszeitverkürzung Arbeitsplätze sicherer gemacht, d. h. anste- 
hende Entlassungen werden vermieden oder gegenüber den ur- 
sprünglichen Absichten verringert. Erst in der Zusammenfas- 
sung dieser jeweiligen Bewegungen ergibt sich der Gesarnteffekt 
auf dem Arbeitsmarkt. Es ist deshalb falsch, schon dann von 
einem Mißerfolg der Arbeitszeitverkürzung zu reden, wenn in 
einem Betrieb keine Neueinstellungen erfolgen oder sogar der 
Personalbestand weiter abgebaut wird. Und es wäre beschäfti- 
gungspolitisch fatal, wenn in Betrieben und Branchen mit günsti- 
ger Sonderentwicklung auf Arbeitszeitverkürzung mit dem Hin- 
weis auf Nichtbetroffenheit verzichtet würde. 

- 

1.2 Arbeitszeitverlrürzung ist ein Bestandteil der Humanisie- 
rung der Arbeit 

Wenngleich in der aktuellen arbeitszeitpolitischen Diskussion 
die beschäftigungspolitischen Motive dominieren, so reduziert 
sich die Begründung der Forderung doch keineswegs auf diesen 
Aspekt. Die Verkürzung der Arbeitszeit ist immerhin eines der 
ältesten Ziele der Gewerkschaften; über alle Arbeitsmarktlagen 
hinweg wurde dafür gefochten. So wurde der historisclie Kampf 
um den 8-Stundentag zu einem Kristalhationspunkt für die So- 
lidarisierung der Beschäftigten. Vor allem die unmenschlichen 
Arbeitsbedingungen und die überlangen Arbeitszeiten waren die 
Ursache für diese Bewegung, und den Gewerkschaften gelang es, 
in zähen Auseinandersetzungen und Streiks Erfolge durchzuset- 
zen. 

Trotz aller Erfolge jedoch, die bei der Verkürzung der Arbeits- 
zeit errungen worden sind, und trotz der Fortschritte auf dem 
Gebiet der Arbeitsbedingungen und des Gesundheitsschutzes : 

~ 
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Auch heute herrschen in weiten Bereichen stark belastende und 
gesundheitsgefährdende Arbeitsbedingungen vor, und nach wie 
vor ist Arbeitszeitverkürzung ein Mittel, um die zeitliche Dauer 
der Belastung zu verringern und Raum zu geben für die Regene- 
ration und Erholung der Arbeitskraft in einer verlängerten ar- 
beitsfreien Zeit. Arbeitszeitverkürzung stellt also einen zentra- 
len Bestandteil einer Politik der Humanisierung der Arbeit dar. 

Ein Blick auf die Arbeitsbedingungen läßt dabei erkennen, 
daß von einer generellen Verringerung der Belastungen und Be- 
anspruchungen durch die Arbeit keine Rede sein kann. hn Ge- 
genteil: Belastende Arbeitszeitformen (Schicht- und Nachtar- 
beit) haben ebenso stark zugenommen wie die Belastungen 
durch Arb eitsurngebungs einflüs s e 
(Lärm, Hitze, Staub usw.). In der industriellen Produktion do- 
minieren häufig einseitige, monotone oder kurzzyklische Ar- 
beitsvollzüge. Die sich verschärfende Rationalisierung mit Hilfe 
neuer Technologien führt zudem auch zu neuen Belastungen 
(z. B. nervlich-psychische Anspannung durch Bildschirmar- 
beit), die zunehmend auch den Angestelltenbereich berühren. 
Schließlich wurden gerade in den letzten Jahren unter dem 
Druck der Arbeitsmarktkrise die Leistungsanforderungen in 
den Betrieben deutlich erhöht. Tempo und Dichte der Arbeitstä- 
tigkeit haben häufig ein unerträgliches Maß erreicht und forcie- 
ren den Prozeß des frühzeitigen Verschleißes der Arbeitskraft. 
Die sprunghaft angestiegenen Frühinvaliditätszahlen (bei den 
männlichen Arbeitern beträgt der Anteil der Renten wegen 
Berufs- und Erwerbsunfähigkeit an allen Rentenneuzugängen 
mittlerweile 57 Prozent), die zunehmende Rate von arbeitsbe- 
dingten Erkrankungen und Berufskrankheiten sowie die hohe 
Zahl der Schwerbehinderten sind nur einige Indikatoren für die 
Folgen dieser Entwicklung der Arbeitsbelastungen. 

Die Forderung nach Verkürzung der Arbeitszeit stellt in die- 
sem Zusammenhang eine Antwort auf die zunehmende Rationa- 
lisierung und Arbeitsintensivierung dar und zielt darauf ab, - im 
Rahmen der allgemeinen Humanisierungspolitik - den langfri- 
stigen Erhalt der vollen Arbeitskraft so zu sichern, daß nach 
einem vollen Arbeitsleben die Altersgrenze in Gesundheit er- 

gesundhei ts ge f ähr dende 
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reicht wird. Die Verlängerung des Urlaubs und die Verkürzung 
der täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit wirken in diese 
Richtung. Allerdings ist auch hier die Realisierung des Lohnaus- 
gleichs von entscheidender Bedeutung, denn es muf3 verhindert 
werden, dai3 die Verkürzung der regelmäßigen Arbeitszeit durch 
Mehrarbeit, die dann zur Sicherung des Einkommens notwendig 
ist, konterkariert wird. Einen ergänzenden Ansatzpunkt bieten 
Arbeitszeitverkürzungen, bei denen zwar die (tägliche) betriebli- 
che Anwesenheitsdauer nicht verringert wird, die aber durch die 
Einführung von Pausen und Erholzeiten die tägliche Arbeitszeit 
,,entdichten" und somit die Arbeitsbelastungen zeitlich reduzie- 
ren. 

Ferner ist zu berücksichtigen, dai3 mit der am Arbeitsplatz ver- 
brachten Zeit nicht die gesamte arbeitsgebundene Zeit erfaflt ist. 
Eiiischließlich der Wege- und Rüstzeiten beträgt die aufler Haus 
verbrachte Zeit zehn und mehr Stunden für die Mehrzahl der 
(vollz ei t bes c häftigt en) Arb ei tnehm er. 

1.3 Durch Arbeitszeitverkürzung lassen sich Lebensbedürfnisse 
besser erfüllen 

I .3.i  Teilhabe am soziulen, kulturellen um? politischen Leben 

Die umfassende Dimension der Forderung nach Arbeitszeitver- 
kürzung wird verkannt, wenn sie ausscliliefilich als Reaktion auf 
die belastenden Arbeitsbedingungen und auf die katastrophale 
Beschäftigungslage verstanden würde. Sicherlich gibt gerade die 
hohe ArbeitsIosigkeit einen wichtigen Anstoi3 für die Mobilisie- 
rung der Beschäftigten, vor aIlem derjenigen, deren gefährdete 
Arbeitsplätze durch Arbeitszeitverkürzung gesichert würden. 
Aber die Bereitschaft der Gesamtheit der Beschäftigten, für die 
Durchsetzung der Forderung notfalls auch in einen längeren 
Streik zu treten, beruht auf einer weiterreiclienden Perspektive. 
Denn Arbeitszeitverkürzung ist keine Art solidarisches „Opfer" 
der Beschäftigten gegenüber den Arbeitslosen, sondern der Zu- 
wachs an arbeitsfreier Zeit eröffnet allen die positive Chance, die 
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individuellen Lebensinteressen und - bedürfnisse besser erfüllen 
zu können. Durch Arbeitszeitverkürzung läilt sich die wach- 
sende Arbeitsproduktivität sinnvoll nutzen, um auilerhalb der 
Eiwerbsarbeit eine Fülle von Aktivitäten zu entfalten. Ausge- 
dehnte Freizeit dient also nicht lediglich zur Erholung und Wie- 
derherstellung der Arbeitskraft, sie schafft darüber hinaus auch 
Voraussetzungen für eine umfassende Beteiligung der Beschäf- 
tigten und ihrer Familien am sozialen, kulturellen und gesell- 
schaftlichen Leben. Diese weitreichende Perspektive stellt sich 
nicht erst heute. Allein die immer noch bekannten und gängigen 
Parolen aus den sechziger Jahren „40 Stunden sind genug" oder 
„Samstags gehört Vati mir" lassen erkennen, welche Breitenwir- 
kung und politische Schubkraft diesem Aspekt auch in der Ver- 
gangenheit zugekommen ist. 

Arbeitszeitverkürzung steht deshalb im Zentrum einer Politik 
zur Schaffung qualitativer Lebensverhältnisse und ist Ausdruck 
für die Einsicht, dai3 sich menschliche Lebens bediirfnisse nicht 
auf das Wochenende oder gar auf die Zeit des Ruhestandes ver- 
schieben lassen, sondern tagtäglich eingelöst werden sollen und 
müssen. Ein erweitertes Maß an freier Zeit neben der Erwerbsar- 
beit 1äßt es zu, berufliche Qualifikation und allgemeine Bildung 
zu intensivieren, persönliche Beziehungen und Bindungen zu 
knüpfen sowie soziale und .politische Aktivitäten zu entwickeln. 
Die Forderungen und Vorstellungen der neuen sozialen Bewe- 
gungen beweisen eindrucksvoll, wie stark gerade junge Men- 
schen bemüht sind, die arbeitsfreie Zeit schöpferisch zu  gestalten 
und zur persönlichen Entfaltung und Selbstverwirklichung zu 
nutzen. Die zunehmende Bereitschaft zum sozialen Engagement 
in Selbsthilfe- und Nachbarschaftsgi-uppen und zur ,,Eigenar- 
beit" in informellen Projekten und Initiativen sind insofern mit 
der Forderung nach Arbeitszeitverkürzung eng verbunden. Sie 
zeigen, daß es hier über die Arbeitsmarktberechnungen hinaus 
um das umfassende Ziel einer sozialen und demokratischen Ent- 
wicklung der Gesellschaft geht. 

Nun kann jedoch kein Zweifel daran bestehen, dai3 im Gegen- 
satz zu dieser emanzipatorischen Perspektive-die kapitalistische 
Freizeit- und Medienindustrie nichts unversucht lassen wird, um 
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die erweiterte Freizeit für ihre profitwirtschaftlichen Interessen 
zu vereinnahmen. Zu erinnern ist nur an die Pläne zur Verkabe- 
lung und zur Errichtung des Privatfernsehens, bei deren Ver- 
wirklichung politische und soziale Aktivitäten austroclmen wer- 
den und ein manipulierter Freizeitkonsument geschaffen wird. 
Nicht länger zu übersehen ist auch der Versuch, den rigorosen 
Abbau von sozialen Dienstleistungen mit dem gestiegenen Enga- 
gement der Bevölkerung in Selbsthilfe- und Nachbarschafts- 
gruppen noch inhaltlich zu legitimieren. An die Arbeitszeitver- 
kiirzung wird sogar die Eiwartung geknüpft, daf3 durch die er- 
weiterte arbeitsfi-eie Zeit der Bürger bislang hauptamtliche, pro- 
fessionelle soziale Dienste ersetzt und damit öffentliche Aufwen- 
dungen eingespart werden können. Selbsthilfebewegung und Ar- 
bei ts z ei tver kürzun g werden also kurzerhand zur JXeprivatisi e- 
rung sozialer Risiken und zur Rückverlagerung sozialer Aufga- 
ben auf die Familie, konkret auf die Frauen, instrumentalisiert. 
Wenn dieser Instrumentalisierung nicht Widerstand entgegenge- 
bracht würde, entstünde für die Beschäftigungslage eine gera- 
dezu absurde Konsequenz : Die tdurch Arbeitszeitverküi-zung er- 
weiterte Freizeit würde dazu eingesetzt, qualifizierte und gesell- 
schaftlich notwendige Arbeitsplätze bei den sozialen Diensten 
durch unbezahlte Tätigkeiten abzubauen mit der Folge einer 
wachsenden Arbeits1 o sigkei t von Angehörigen sozialer 13 eru f e . 

Bei allen positiven Aspekten, die den Selbsthilfealrtivitäten 
und Initiativen zukommen, darf jedoch nicht in den Fehler ver- 
fallen werden, Arbeitszeitverkürzungen als Mittel anzusehen , 
sich aus der Erwerbsarbeit zu „verabschieden" und Sinnerfül- 
lung in insularen Bereichen zu suchen. Die von Teilen der Alter- 
nativbewegung gehegten Hoffnungen, im Sinne einer Dualwirt- 
Schaft aus dem formellen, erwerbswirtschaftlichen Sektor Schritt 
für Schritt auszuscheiden und daneben Nischen oder Korridore 
eines inforinellen Sektors aufzubauen, wird keinen Erfolg 
haben, weil eben die Produktionsverhältnisse des formellen Sek- 
tors die Arbeits-, Lebens- und Umweltverhältnisse insgesamt be- 
rühren und ihrer profitwirtschaftlichen Dynamik auch den in- 
formellen Sektor einholen werden. Solche Rückzugs- und AUS- 
gliederungsstrategien, die in der aktuellen soziologischen Dis- 
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kussion als ,,Abschied von der Arbeitsgesellschaft", von „der 
Gesellschaft, der die Arbeit ausgeht", theoretisch überhöht wer- 
den, heben die materielle Abhängigkeit der überwiegenden 
Mehrheit der Menschen von der Lohnarbeit nicht auf und gehen 
an dem eigentlichen Problem vorbei, nämlich daß ein kapitalisti- 
sches, unter dem Diktat gewinnwirtschaftlicher Anforderungen 
stehendes Wirtschaftssystem den Menschen Arbeitsmögiichkei- 
ten verweigert, obgleich eine Fülle von privaten und gesellschaft- 
lichen Bedürfnissen ungedeckt sind. 

So paradox es klingen mag: Mehr Freizeit; ist der Schlüssel zu 
einer sinnvollen Freizeit. Infolge zunehmend durchrationalisier- 
ter Arbeitsabläufe werden die Möglichkeiten der abhängig Be- 
schäftigten, ihren Bedürfnissen nach Kommunikation und Ab- 
wechslung auch während der Arbeit nachzugehen, immer stär- 
ker eingeschränkt und damit auf die arbeitcfreie Zeit verlagert. 
Angesichts arbeitsbedingter Ermüdung und finanzieller Be- 
schränkungen ist es insbesondere den Arbeitern nach Feierabend 
in der Regel nicht möglich, den während der Arbeit unterdrück- 
ten Bedürfnissen nachzukommen. Zwischen Müdigkeit auf der 
einen und unerfülltern Lebensgefühl auf der anderen Seite ver- 
bringen die Arbeitnehmer die Abende während der Woche viel- 
fach mit Fernsehen und Video, die mit der angebotenen leicht 
aufnehmbaren Erlebniswelt ihren durch die Trennung von Ar- 
beit und Freizeit geprägten Bedürfnissen entgegenkommen - 
häufig genug zulasten des Nachtschlafs. 

Das Wochenende mui3 dann beides bringen: Regeneration der 
Kräfte und ihre Verausgabung in Erlebnissen und Genüssen, die 
wiederum die Freizeitindus trie zu verschaffen vorgibt. Für indi- 
viduelle Entfaltungsmöglichkeiten in einer entsprechend den ei- 
genen Interessen gestalteten freien Zeit ist in der herrschenden 
,,Arbeitsteilung" zwischen Arbeit und Freizeit kein Platz. 

Die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit ist eine wichtige Vor- 
aussetzung dieses Freizeitmuster aufzubrechen, indem sie die 
Fähigkeit und Bereitschaft für häusliche und außerhäusliche Ak- 
tivitäten an den Arbeitstagen fördert und den Erwartungsdruck, 
der auf dem Wochenende und dem-Urlaub lastet, mindert. 

- . 
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1.3.2 Vereinbarkeit von Beruf und Familie 

Wenn von Lebensbedürfnissen und Eigenarbeit die Rede ist, 
dann muiS zuvorderst der familiäre und häusliche Bereich be- 
trachtet werden, denn er macht den Hauptanteil an nichter- 
werbswirtschaftlichen Tätigkeiten aus. Und dabei darf nicht ver- 
gessen werden, dai3 Hausarbeit nach wie vor überwiegend von 
Frauen gemacht wird. Diese aus der ungebrochenen Rollenver- 
teilung zwischen Mann und Frau abgeleitete einseitige Aufga- 
benzuweisung trifft erst recht für die Pflege und Erziehung der 
Kinder zu. Wollen Frauen und Mütter trotz der traditionellen 
Rollenverteilung erwerbstätig sein, bzw. müssen sie es aus finan- 
ziellen Gründen sein, so geraten sie zwangsläufig unter eine 
Doppel- und Mehrfachbelastung. Da die arbeitsgebundene Zeit 
für VolIbeschäftigte kaum Raum läßt, gleichzeitig noch eine Fa- 
milie mit Kindern zu versorgen, sind viele Frauen gezwungen, 
insbesondere nach der Geburt von Kindern, aus der Erwerbsar- 
beit auszuscheiden. Gesellschaftliche Unterstützung gibt es 
kaum, da farnilienergänzende Dienste und Einrichtungen (z. B. 
Kinderkrippen, Kindertagesstätten, Gesamtschulen usw.) völlig 
unzureichend angeboten werden und im Zuge des Sozialabbaus 
der letzten Jahre sogar noch unter besonderem Druck stehen. 

Der durch die Familienorientierung bedingte Rückzug der 
Frauen aus dem Erwerbsleben - und wenn es nur zeitweilig ist - 
bietet Anlai3 für die Arbeitgeber, die Frauen ein Leben lang be- 
ruflich zu diskriminieren. Arbeitszeitverkürzung kann deshalb 
ganz wesentlich dazu beitragen, die zeitlichen Voraussetzungen 
für eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie für die Frauen zu 
verbessern. 

Sollen der aus der Arbeitszeitverkürzung resultierende Frei- 
Zeitgewinn und die erweiterten Möglichkeiten der Teilnahme am 
sozialen, kulturellen und politischen Leben nicht weitgehend auf 
die Männer beschränkt bleiben, so ist die Form, in der Arbeits- 
zeitverkürzungen vorgenommen werden, nicht gleichgültig. Die 
Bündelung der wöchentlichen Arbeitszeitverkürzung zu freien 
Tage kommt vor allem den Freizeitalrtivitäten (Hobbies, AUS- 
flüge, Ausruhen) zugute, sie ,,verschärft aber auf längere Sicht 
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die Spaltung zwischen Arbeit und Leben, zementiert und ver- 
schärft U. U. den alltäglichen Berufsstreß. . ., verdrängt die sozia- 
len, politischen und kulturellen Bedürfnisse aus dem Alltag der 
Arbeitnehmer"" und läuft damit Gefahr, die traditionelle Ar- 
beitsteilung zwischen Mann und Frau zu verfestigen, in der die 
Privatarbeit weitgehend den Frauen überlassen bleibt. Eine Ver- 
änderung der Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern durch 
eine verstärkte Mitarbeit der Männer im Haushalt erfordert eine 
tägliche Arbeitszeitverkürzung, weil die häuslichen und Erzie- 
hungsaufgaben zumeist täglich anfallen und sich nicht aufs Wo- 
chenende verschieben lassen. 

Arbeitszeitverkürzung ersetzt nicht den notwendigen Be- 
wufitseinswandel auf Seiten der Männer. Sie „ist insofern keine 
hinreichende, aber eine notwendige Bedingung für die Verwirkli- 
chung des Rechts auf existenzsichernde Erwerbsarbeit auch für 
Frauen, wobei dazu die Wochenarbeitszeit perspektivisch weit 
unter 35-Stunden verkürzt werden muß und der täglichen Ar- 
beitszeitverkürzung gegenüber allen anderen möglichen Formen 
der Wochen-, Jahres- und Lebensarbeitszeitverkürzung die Prio- 
rität einzuräumen ist. "13 

Die Sicherung eines ausreichenden Einkommens ist jedoch 
Voraussetzung, um die angestrebte Teilnahme von Männern und 
Frauen am sozialen, politischen und familiären Leben auch tat-. 
sächlich umsetzen zu können. Bei einer Arbeitszeitverkürzung 
ohne Lohnausgleich bliebe die individuelle Gestaltung von Le- 
bensinteressen und - bedürfnissen für die breite Mehrheit der Be- 
schäftigten dagegen ein Traum, denn es fehlen die finanziellen 
Möglichkeiten, sich z. B. intensiver der Familie zu widmen. 
Unter diesen Voraussetzungen würde aus dem verbreiteten 
Wunsch, neben der Erwerbsarbeit sinnerfüllende Aktivitäten zu 
entfalten, der Zwang zur Schwarzarbeit und zur subsistenzsi- 
chernden Eigenarbeit. 

1.3.3 Mehr Zeitsouverünitüt f ü r  die Arbeitnehmer 

.. ,_ - In. der Forderung nach Arbeitszeitverkürzung bündeln,sichdie 
unterschiedlichen Arbeitszeitwünsclie der Beschäftigten, inso- 



fern damit die freie Zeit, über die sie individuell und souverän 
verfügen können, zunimmt. Gleichwohl vermag eine generelle 
Arbei tszei tverkürzung die Vielfalt aller Arbeitszeitwünsche 
nicht völlig abzudecken. Aufgrund dieser Vielfalt ist es auch 
möglich, dai3 es zwischen den Interessen der Beschäftigten und 
den - ebenfalls vielfältigen - Arbeitszeitrnodellen der Arbeitge- 
ber Überschneidungen geben kann. Irn Grundsatz jedoch stehen 
der Wunsch nach mehr Zeitsouveränität für die Beschäftigten 
und die F1exibilisierungsvorstellungen der Arbeitgeber in Wider- 
spruch zueinander (vgl. Abschnitt 3.6). 

Wenngleich in diesem und den nächsten Jahren die globale und 
kollektivvertragliche Arbeitszeitverkürzung irn Vordergrund 
steht, sind die Gewerkschaften gefordert, der Flexibilisierungs- 
Strategie der Arbeitgeber positive, an den Bedürfnissen der Ar- 
beitnehmer orientierte Forderungen gegenüberzustellen. Dies 
ergibt sich schon daraus, daß die Arbeitgeber in den anstehenden 
Arbeitszeitrunden vermutiich nicht so sehr die 38,5-Stundenwo- 
che zu verteidigen versuchen, wie sie die 40-Stundenwoche zu 
halten versucht haben, sondern vielmehr ein Maximum an Ar- 
bei t sz ei tflexi bili sierung bei einem Minimum an Arbeit szeitver- 
kürzung versuchen werden durchzusetzen. Ein Zeichen dafür ist 
die wachsende Zahl von Untersuchungen, denen zufolge die wei- 
tere Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse ein enormes Be- 
schäftigungspotential verheißt. Um der Flexibilisierungsstrate- 
gie der Arbeitgeber wirksam entgegentreten zu können, bedarf 
es mobilisierender arbeitszeitpolitischer Ziele, deren Durchset- 
zung die Zwänge der Erwerbstätigkeit, denen die Arbeitnehmer 
unterworfen sind, spürbar mildert. 

.Im folgenden sollen einige Stichpunlrte für die Diskussion 
einer ar beitne hmerori en tierten Konzeption von Zeitsouveräni- 
tät angeführt werden. 
- Wachsende und sich wandelnde berufliche Anforderungen er- 

fordern einen gesetzlichen Bildungsurlaub, um der Tendenz 
vorzubeugen, daf3 dafür zunehmend Freizeit in Anspruch ge- 
nommen werden mui3. 

- Längere, über den derzeit bestehenden Urlaubsanspruch hin- 
ausgehende Freizeitblöcke (Sabbaticals) würden den Beschäf- 

I 
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tigten erlauben, auch anderen als uilaubsbezogenen Interes- 
sen nachzugehen bzw. solche zu entwickeln. 

- „En tint ensivierung " der Arbeit und ,,Ar bei tszei tver kürzung 
in der Arbeitszeit" bezeichnen zunehmend wichtigere Dimen- 
sionen einer sozialen Gestaltung des Arbeitslebens. Dazu ge- 
hören: zusätzliche Pausen und Zeitausgleich bei besonders be- 
lastenden Tätigkeiten,' Vereinbarungen über Taktzeiten und 
Mindestbesetzungen, Abbau von Nacht- und Wochenendar- 
beit, Anspruch auf Teilzeit mit Verdienstausgleich und verbes- 
serter sozialer Absicherung der Teilzeitbeschäftigten (vgl. Ab- 
schnitt 2.4), An bindung von individuellen Ar beitszeitdiff e- 
renzierungen an objektivierbare Tatbestände, um Diskrimi- 
nierungen zwischen den Beschäftigten zu verhindern, Verein- 
barungen vedißlicher Arbeitszeiten und ihre langfristige An- 
kün digun g . 

Bei den genannten und noch längst nicht ausdiskutierten Vor- 
schlägen handelt es sich um langfristige Mafinahmen, die zum 
Teil auch einer gesetzlichen Regelung bedürfen. Ihre Durchset- 
zung ist jedoch kein Ersatz für eine generelle Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit, die schon aus beschäftigungspolitischen 
Gründen im Vordergrund steht. 

- 

. .. - ... 
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2. Flexibilisierung der Arbeitszeit als Mittel zur 
Arbeitsmarkten tlas tung ? 

2.1 Die Flexibilisierungsoffensive der Arbeitgeber 

Seit einigen Jahren sind die Gewerkschaften mit einer ständig 
wachsenden Zahl von Arbeitszeitflexibilisierungsvorstellungen 
der Arbeitgeber konfrontiert, die über bisherige flexible Arbeits- 
zeitregehngen zum Teil weit hinausgehen. In dem 1984 abge- 
schlossenen neuen Manteltarifvertrag für die Metallindustrie 
haben die Arbeitgeber einiges von ihren Vorstellungen für  diesen 
Bereich durchsetzen können (vgl. Abschnitt 3). 

Das wachsende Interesse der Arbeitgeber an einer stärkeren 
Flexibilisierung der Arbeitszeit wird einmal angefeuert durch 
verstärkte Bemühungen, die Kapital bindungskosten zu senken. 
Mit einer durch die Anwendung der Mikroelektronik unter- 
stützten Produktion sowie der Kommunikations- und Informa- 
tionstechnologien sollen vor allem die Lager und die dadurch 
verursachten Lagerkosten auf ein Minimum reduziert werden. 
Durch den Abbau der Lager können Nachfragespitzen dann 
nicht mehr wie bisher aus dem Lagerabbau bedient werden, son- 
dern die Produktion mui3 entsprechend den verstärkt nachge- 
fragten Gütern hochgefahren werden - erforderlichenfalls durch 
die Ausdehnung der Schicht-, Samstags- und Sonntagsarbeit. Im 
umgekehrten Faile zeitweiliger Nachfragetäler wird nicht mehr 
auf Lager produziert. Die Arbeitnehmer, einzelne Abteilungen 
oder Gruppen sind unterbeschäftigt. Sie stellen gewissermaßen 
einen Vorrat an Arbeitsleistung dar, der, weil er aktuell nicht ge- 
braucht wird, ebenfalls anzupassen ist - sei es durch Entlassun- 
gen (befristete Arbeitsverhältnisse, Leiharbeit) oder durch den 
Freizeitausgleich der in Phasen erhöhter Nachfrage geleisteten 
Mehrarbeit. Mehr noch als bisher soll es möglich werden, die 
Leistung der Beschäftigten an Absatzschwankungen anpassen 
zu können. 

Ein weiterer Grund der Flexibilisierungstrategie der Arbeitge- 
ber besteht in dem Bestreben, die Betriebsnutzungszeiten auszu- 
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dehnen, um die Amortisation des eingesetzten Kapitals zu be- 
schleunigen. 

Nicht zuletzt geht es den Arbeitgebern darum, mit vermehrter 
Arbeitszeitflexibilisierung eine einheitliche und starke gewerk- 
schaftliche Interessenvertretung zu hintertreiben, indem die ge- 
werkschaftlichen Forderungen argumentativ unterlaufen wer- 
den und die Belegschaft gespalten und individuaiisiert werden 
sollen. Die Flexibilisierungsstrategie steht somit in schroffem 
Gegensatz zu den Arbeitnehmerinteressen. 

Den Arbeitgebern ist es dennoch vielfach gelungen, die von 
ihnen präsentierten Arbeitszeitflexibilisierungsmodelle als den 
Interessen der abhängig Beschäftigten entgegenkommend dar- 
zustellen. Anders als bisher soll der einzelne Arbeitnehmer die 
Möglichkeit erhalten, Lage und Dauer seiner Arbeitszeit indivi- 
duell zu gestalten. Den Arbeitnehmern solle mehr „Zeitsouverä- 
nität" gegeben werden; sie sollen ,,Wahlfreiheit" zwischen Ar- 
beitszeit, Freizeit und Einkommen erhalten. Die Vielzahl der ge- 
handelten und - modischen Trends foigend - zumeist mit arneri- 
kanischen Bezeichnungen belegten Arbeitszeitmodelle sugge- 
riert einmal mehr, den unterschiedlichen Wünschen der Arbeit- 
nehmer gerecht werden zu wollen. Je breiter die Palette von fle- 
xiblen Aibeitszeitregelungen ist, desto mehr wird sie den Arbeit- 
nehmern nutzen", heii3t es in den „Leitsätzen zur Sozial- und 
Gesellschaftspolitik" der Bundesvereinigung der Deutschen Ar- 
beitge berverbände.1 

Ferner sollen durch eine Flexibilisierung der Arbeitszeit neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten eröffnet werden, deren Wahrneh- 
mung die gehenden Tarifverträge weitgehend ausschlössen. 

Vor dem Hintergrund dadurch vermeintlich erweiterter Spiel- 
räume für selbstbestimmte Arbeitszeiten gelang es den Arbeitge- t 

bern, die gewerkschaftliche Ablehnung der Arbeitszeitflexibili- 
sierung als ein Festhalten an „starren", in das ,,KorsettC' des Nor- 
malarbeitstages „gepressten" Arbeitszeiten zu denunzieren, wo- 
durch nicht zuletzt die Interessen der Arbeitnehmer miflachtet 
würden, 

Bevor wir im nächsten Abschnitt - auf die Vereinbarkeit der Ar- 
beitszeitwünsche der Arbeitnehmer mit den Flexibilisierungs- 
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vorstellungen der Arbeitgeber näher eingehen, setzen wir uns im 
folgenden Abschnitt zunächst mit der Realität flexibler Arbeits- 
zei tr eg elun gen aus einander. 

2.2 Die Verbreitung flexibler Arbeits zeitre gelungen 

Die von den Arbeitgebern behauptete Starrheit und Uninfor- 
miertheit der derzeit bestehenden Arbeitszeitstrukturen erweist 
sich bei näherem Hinsehen als Legende. In der betrieblichen Pra- 
xis finden sich auf der Grundlage geltender gesetzlicher und ta- 
rifvertraglicher Arbeitszeitbestimmungen sowie auch gesetz- 
und vertragswidrigen Verhaltens vielfältige Formen flexibler Ar- 
beitszeitgestaltung, die sich folgendermaßen systematisieren las- 
sen: 
- Entkopplung: Schichtsystem (Samstags-, Sonntags-, 

Nachtarbeit) , 
- Variabilisierung: werktäglich ungleichmäßige Verteilung der 

Arbeitszeit, die im Durchschnitt über einen 
bestimmten Zeitraum (z. E. Quartal, Jahr) 
der tariflichen Arbeitszeit entsprechen 
mui3. 

- Differenzierung : in divi duell unters c hi edlich e Arbeits z eit en 
(Teil zeit, 3 7 - 40 Stund enw oche, aui3 ertarif- 
liche Arbeitsverhältnisse), 

- unregelmäßige 
Beschäftigung: Befristete Arbeitsverhältnisse, Leiharbeit. 

Die zuletzt genannte Form der Flexibilisierung der Arbeitsver- 
hältnisse wird vor allem durch das sog. Beschäftigungsförde- 
rungs gese tz aus geweitet. 

Die praktizierten Formen flexibler Arbeitszeitgestaltung wer- . 
den aus der aktuellen Diskussion um Arbeitszeitflexibilisierung 
systematisch ausgeblendet. Dies ist umso problematischer, als 
die praktizierten flexiblen Arbeitszeitregelungen kaum ein Mehr 
an Zeitsouveränität, Wahlfreiheit, Liberalität und Individualisie- 
rung zulassen, sondern oftmals genau das Gegenteil bewirken. 

34 



Die derzeit betriebene Arbeitszeitflexibilisierung bildet viel- 
mehr einen integrierten Bestandteil unternehmerischer Strate- 
gien zur umfassenden Flexibilisierung des Personaleinsatzes. 

Im Rahmen der geltenden Arbeitszeitordnung, deren Novel- 
iierung von der Bundesregierung hartnäckig abgelehnt wird, 
sind Wochenarbeitszeiten bis zu 72 Stunden zulässig. Tatsäch- 
lich leisteten die abhängig Beschäftigten 1985 durchschnittlich 
67,5 Stunden pro Jahr Mehrarbeit. Sie ist damit in den letzten 
Jahren nahezu konstant ge blie ben.2 
In Abhängigkeit von der wirtschaftlichen Entwicklung 
kommt auch dem Instrument der Kurzarbeit eine hohe Bedeu- 
tung hinsichtlich der flexiblen Gestaltung des Personaleinsat- 
zes zu. Für 1986 wird mit durchschnittlich 200 OOO Kurzarbei- 
tern gerechnet.3 
Auch alle FoiAmen von Nacht- und Schichtarbeit weichen von 
der Norrnalarbeitszeit ab und dienen der flexiblen Anpassung ' 
des Personaleinsatzes an die Betriebs- und Produktionserforl 
dernisse. In den vergangenen Jahrzehnten ist die Zahl der 
Schichtarbeiter ständig angestiegen. Heute liegt sie bei rund 
3,5 Milionen.4 
Zumindest gelegentliche Wochenendarbeit leisten nach einer 
Repräsentativbefragung des ISO-Instituts 1983/84 rund 
40 Prozent aller Arbeitnehmer. Für ein Fünftel der Arbeitneh- 
mer sind die Sonn- und Feiertage bereits zu Arbeitstagen ge- 
worden.5 
Ins besondere im Bereich des Einzelhandels stellt die kapazi- 
tätsovientierte variable Arbeitszeit (Kapovaz) eine weitverbrei- 
tete Form der flexiblen Arbeitszeitgestaltung dar. In z: T. 
hochperfektionierter Art und Weise wird der Personaleinsatz 
an die Kundenfrequenz und den Arbeitsanfall angepafit. 
Eine vor allem irn Hotel- und Gastgewerbe weit verbreitete 
Form der Arbeitszeitflexibilisierung stellt der TeiZschichtdienst 
dar.. Der Personaleinsatz wird auf die Spitzenbedarfszeiten 
konzentriert, indem die Beschäftigten z. B. nach der Hauptge- 
schäftszeit am Mittag ihre Arbeit für mehrere Stunden unter- 
brechen, um dann vom-späten Nachmittag bis in die späten 
Abendstunden hinein zu arbeiten. 
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- Auch die traditionelle Form der Heimarbeit ist mit flexiblen 
Arbeitszeiten untrennbar verbunden. Sowohl die Lage als 
auch die Dauer der Arbeitszeit ist hierbei variabel. Immerhin 
weist die Statistik für 1981 noch rund 140 000 Heimarbeiter 
aus, die vor allem in der Spielwaren- und Schmucliherstellung 
beschäftigt sind.6 

- Schiiefllich ist auf die gleitende Arbeitszeit zu veiweisen, die in 
begrenztem Umfang eine flexible Gestaltung der Arbeitszeit 
erlaubt. Erhebungen zufolge haben rund 12 Prozent der ab- 
hängig Beschäftigten überwiegend irn Angestelltenbereich 
heutzutage Gleitzeit.7 

- Die quantitativ bei weitem bedeutsamste Form der flexiblen 
Arbeitszeitgestaltung ist die Teilzeitdrbeit. Teilzeitarbeit kann 
dabei mit Frauenarbeit gleichgesetzt werden, denn die Quote 
teilzeitarbeitender Männer ist sehr gering (3 Prozent aller Teil- 
zeitarbeitsverhältnisse) und beschränkt sich weitgehend auf 
gesundheitsbeeinträchtigte Arbeitnehmer sowie auf Schüler 
und Studenten. 1984 arbeiteten rd. 2,7 Millionen Frauen (= 
31 Prozent) in Teilzeit.8 

- Bereits 1982 betrug der Anteil der offenen Stellen mit einer 
zeitlichen Befiistung des Arbeitsverhältnisses am gesamten 
Stellenzugang der Bundesanstalt für Arbeit 30 Prozent. Im 
Mai/Juni 1985 war dieser Anteil auf 35 Prozent ge~t iegen .~  
Darin sind Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die ausnahmslos 
befristet sind, noch nicht mitgezählt. 1985 belief sich ihre Zahl 
auf 115 000. Die Zunahme befristeter Stellen ist also eine schon 
länger anhaltende Entwicklung der betrieblichen Personalpo- 
litik, die durch das sog. Beschäftigungsförderungsgesetz wei- 
teren Auftrieb erhalten hat. 

- Ende 1981 betrug die Zahl der Leiharbeirer- 26137. Ende 1983 
war ihre Zahl auf 21 548 gesunken, um dann, unter dem Ein- 
druck zunehmender Produktion und des sog. Beschäftigungs- 
förderungsgesetzes auf 46 946 Ende 1985 anzusteigen. Die 
Zahl der Verleihfirmen stieg im gleichen Zeitraum von 3 740 
auf 2 037.10 
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Dieser knappe Überblick zeigt bereits, daf3 die oft und nach- 
drücklich vorgetragene Behauptung, die derzeit geltenden ge- 
setzlichen und tarifvertraglichen Normen preß ten die Arbeit- 
nehmer in ein Zwangskorsett starrer, unveränderbarer Arbeits- 
zeiten, nicht aufrecht erhalten werden kann. Im Gegenteil hat die 
Entwicklung in der Vergangenheit dazu geführt, dafl die Zahl der 
Arbeitsplätze, deren Strukturen in Dauer und Lage der Arbeits- 
zeit erheblich von der Norrnalarbeitszeit abweichen, nicht zu- 
letzt aufgrund bundesgesetzlicher Initiativen beachtlich zuge- 
nommen hat. 

Die vorfindliche Arbeitszeitflexibilisierung ist den Arbeitge- 
bern jedoch nicht genug. Vor dem Hintergrund der weiter oben 
skizzierten ökonomischen Grundlagen der Flexibilisierungs- 
Strategie zielen sie vor allem auf die Ausdehnung der Samstags-, 
Sonntags- und Nachtarbeit sowie auf eine Verlängerung des Aus- 
gleich sz ei traums bei ungleichm ä13i ger Ar b ei tszeitvert eilung ab . 

Im folgenden sollen am Beispiel der Teilzeitarbeit die Folgen 
fiir Beschäftigte und Beschäftigung exemplarisch aufgezeigt und 
tarifpolitische Schlußfolgerungen gezogen werden. 

2.3 Das Beispiel Teilzeitarbeit 

2.3 .I Das E rsch ein ungs b ild der Te ilzeita rbeit 

Als Teilzeitarbeit werden generell all die Arbeitsverhältnisse mit 
kürzerer als der regelmäßigen, branchen- bzw. allgemeinübli- 
chen Arbeitszeit bezeichnet. Hinter dieser allgemeinen Bezeich- 
nung verbergen sich aber durchaus unterschiedliche Arbeitszeit- 
formen, die auseinandergehalten werden müssen, wenn man zu 
einer tragfähigen Bewertung kommen will. Eine Auseinanderset- 
zung über Teilzeitarbeit schlechthin führt nicht weiter, weil je- 
weih spezifische Bedingungen und Ausprägungen vorliegen 
können, die zu unterscheiden sind. 

Teiizeitarbeitsverhältnisse in der üblichen „klassischen" Form 
sind Halbtagstätigkeiten, die entweder vor- oder nachmittags er- 
ledigt werden und bei denen der Arbeitsplatz auf zwei Personen - ~ 
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aufgeteilt ist. Diese Form ist weitverbreitet. Sie wird heute auch 
oft als Job-Sharing bezeichnet , allerdings falschlicherweise , wei 1 
die Teilzeitbeschäftigten in keinem besonderen rechtlichen Ver- 
hältnis zueinander stehen , während das Job- Sharing-Konzept 
gerade die gegenseitige Verantwortlichkeit der Partner als Cha- 
rakteristikum aufweist. Ebenfalls weit verbreitet sind Teilzeitar- 
beitsverhältnisse, bei denen der Arbeitsplatz nur zeitweilig, also 
nicht während der gesamten Betriebszeit, besetzt ist. Hierbei 
handelt es sich UM Arbeitsplätze, bei denen der Arbeitsanfall nur 
zu gewissen Zeiten anfällt oder zu gering ist, um vollzeitig erle- 
digt zu werden. Zu den Strukturen dieser beiden Teilzeitarbeits- 
platztypen läf3t sich feststellen, dai3 es sich mehrheitlich um kör- 
perlich wie psychisch belastende Arbeitsplätze handelt, die 
zudem kaum Aufstiegschancen bieten. Die erreichten Löhne 
und Gehälter sind gering, sie liegen durchweg am unteren Ende 
der Verdiensthierarchie, oftmals noch unterhalb des Sozialhilfe- 
niveaus. Die Folge sind unzureichende Sozialleistungen, d. h. 
Arbeitslosengeld und auch die spätere Rente liegen ebenfalls 
häufig unter dem Sozialhilfesatz. Besonders problematisch sind 
die Teilzeitarbeitsverhältnisse mit der sog. ,,geringfügigen Be- 
schäftigung". Hier entfallen die Versicherungspflicht zur Ar- 
beitslosenversicherung (bei Beschäftigungen von weniger als 
15 Wochenstunden und einem monatlichen Einkommen unter 
410 DM) sowie die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall (bei Be- 
schäftigung von weniger als IO Wochenstunden), so daß die 
Frauen z. B. am Ende ihres Arbeitslebens noch nicht einmal 
einen eigenständigen Anspruch auf Rente haben. 

Ihre größte Verbreitung haben Teilzeitarbeitsverhältnisse im 
Handel, im Dienstieistungsbereich, bei den Gebietskörperschaf- 
ten und der Sozialversicherung. Im Produzierenden sowie im 
Baugewerbe war 1984 nicht einmal jeder 25. Arbeitnehmer teil- 
zeitbeschäftigt." 

Im Vergleich zu diesem ausschlief3lich auf Frauen bezogenen 
und mehrfach benachteiligten Teilarbeitsrnarkt der „klassi- 
schen" Teilzeitarbeit fallen Teilzeitarbeitsplätze in attraktiven, 
qualifizierten Tätigkeitsbereichen quantitativ kaum ins Ge- 
wicht. Hier sind die Unternehmer weitaus zurückhaltender, 
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nicht, weil sich Teilzeitarbeitsplätze aus technischen oder organi- 
satorischen Gründen gar nicht einrichten lieflen, sondern viel- 
mehr deswegen, weil die mit Teilzeitarbeit angestrebten Kosten- 
und Produktivitätsvorteile bei den qualifizierten Berufen weit 
geringer ausfallen. Aus Unternehmersicht sind hier Vollzeitar- 
beitsverhältnisse „rentabler". Die Frauen, die an .solchen Ar- 
beitsplätzen arbeiten, aber auf Teilzeit gehen wollen bzw. müs- 
sen, werden durch diese Ausrichtung der unternehmerischen 
Personalpolitik dazu gezwungen, ihren erlernten biw. ausgeüb- 
ten Beruf aufzugeben und eine der oben skizzierten, unterwerti- . .  
gen Teilzeitstellen anzunehmen. 

Einige der wenigen positiven Ausnahmen sind die Teilzeit- 
möglichkeiten für Beamte und Lehrer. Je nach landesrechtlicher 
Regelung haben Lehrer einen Rechtsanspruch darauf, an ihrem 
ArbeitspZatz für eine bestimmte Zeit teilzeitig (bei entsprechen- 
der Minderung des Bruttogehaltes) zu arbeiten und auf Antrag 
dann wieder in die normale Arbeitszeit zurückzukehren. Wäh- 
rend früher noch die Kindererziehung Voraussetzung für die In- 
anspruchnahme .der Regelung war, bedarf es heute eines speziel- 
len Grundes nicht mehr. Entscheidender Vorteil dabei ist also, 
da8 die Beschäftigten selbst tatsächlich die Wahlfreiheit behalten 
und insofern das Angebotsmonopof des Arbeitgebers einge- . 
schränkt ist. 

In die genau gegenteilige Richtung zielt. dagegen der seit eini- 
gen Jahren zunehmende Trend, den Beschäftigten auch gegen 
ihren Willen Teilzeitarbeit aufzuzwingen: So ist es in einigen Be- 
reichen der Privatwirtschaft, wie z. B. im Einzelhandel, mittler- 
weile für Frauen nur noch möglich, eine Teilzeitstelle zu bekom- 
men." Es mehren sich auch die Fälle, in denen die Beschäftigten 
von den Arbeitgebern vor die Wahl gestellt werden, entweder 
von einem Vollzeit- in ein Teilzeitarbeitsverhältnis überzuwech- 
seln oder aber die eigene Entlassung bzw. die-anderer Beschäftig- 
ter in Kauf zu nehmen. Der öffentliche Dienst spielt bei diesem 
Trend zum Zwang zur Teilzeitarbeit oder präziser gesagt zur un- 
bezahlten Kurzarbeit derzeit die Vorreiterrolle. Bei der Bundes- . 
bahn beispielsweise werden Auszubildende nur übernommen, 
wenn sie Teilzeitarbeit akzeptieren, und itt nahezu allen Bundes- 
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ländern hat sich die Praxis eingebürgert, angehenden Lehrern 
nach ihrer Referendarzeit ausschließlich Teifzeitstellen anzubie- 
ten. Nach Inkräfttreten des sog. Beschäftigungsförderungsgeset- 
zes werden Teilzeitaibeitsplätze in zunehmendem Mai3e nur 
noch befristet besetzt.13 

2.3.2. Zur S i tm t ion  und Interessenlage teilzeitnrbeiteider 
Frauen 

Ungeachtet der aufgezeigten Probleme und Nachteile stellt die 
Teilzeitarbeit unter den gegebenen sozialen und ökonomischen 
Rahmenbedingungen oftmals den einzig gangbaren Weg zwi- 
schen Vollzeiterwerbstätigkeit und Vollzeitarbeitslosigkeit dar. 

Die Statistiken weisen aus, daß die ErwerbsGeteiIigung vor 
allem von verheirateten Frauen und Müttern - trotz der Krise - 
kontinuierlich angestiegen ist. Dies ist das Ergebnis eines viel- 
schichtigen Einstellungs- und Bewußtseinswandels der Frauen 
selbst; sie wollen beides, sowohl erwerbstätig sein als auch zu- 
gleich Kinder erziehen. Der Anspruch der Frauen, durch eigene 
dauerhafte Erwerbstätigkeit ihren Lebensunterhalt zu sichern 
und so die materielle Grundlage für eine eigenständige Gestal- 
tung ihres Lebens zu schaffen, stößt allerdings auf die noch weit- 
hin vorherrschende traditionelle Arbeitsteilung zwischen Mann 
und Frau im Haushalt und bei der Hindererziehung. Die daraus 
entstehende Doppelbelastung der Frauen (die im übrigen bei al- 
leinerziehenden Müttern noch stärker ausgeprägt ist und die 
auch durch das völlig unzureichende öffentliche Angebot an fa- 
mili en er gän zen den und -unterstütz enden sozialen Diensten und 
Einiichtungen nur wenig gemildert wird), läßt vielen Frauen 
häufig keine andere Möglichkeit, als ein Teilzeitarbeitsverhältnis 
zu suchen, weil eine vollzeitige Arbeit von 40 bzw. 38,5 Stunden 
nicht verkraftet werden kann oder nicht gewünscht wird. Aller- 
dings muf3 die Einkommenslage der Familie, d. h. vor allem das 
Einkommen des Ehemannes diese Möglichkeit auch tatsächlich 
zulassen. In ali den Fällen, wo die Einkornmenslage recht günstig 
ist, gibt es darüber hinaus sicherlich eine gewisse Zahl von 
Frauen (und Männern), die Teilzeitarbeit wünschen bzw. prakti- 
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zieren auch ohne, dai3 die Notlage der unerträglichen Doppelbe- 
lastung von Beruf und Familie direkt dazu zwingt. 

Den Hintergrund der Interessen- und Bedürfnislage von 
Frauen gilt es im Auge zu behalten, wenn Teilzeitarbeit bewertet 
werden mui3. Da der Hinweis auf den Hintergrund die konkre- 
ten, aktuell anstehenden Probleme aber nicht löst (denn die Män- 
ner werden ihr Rollenverhalten nicht so schnell aufgeben, und 
die Kindertagesstätten sind nicht vorhanden), kann es nicht 
darum gehen, Teilzeitarbeit von Frauen generell abzulehnen. 
Eine solche undifferenzierte Ablehnung wird der komplizierten 
Lage nicht gerecht. Vielmehr muf3 nach Wegen gesucht werden, 
um die negativen Bedingungen dieser Arbeitsverhältnisse durch 
den Ausbau tai-ifvertraglicher und gesetzlicher Schutzregelun- 
gen zu unterbinden. 

Allerdings ist dabei ein Dilemma nicht zu übersehen: Die ge- 
schlechtsspezifische Aufgabenzuteilung bei den Haushalts- und 
Erziehungsaufgaben bleibt unberührt, weil eben die Frau nur 
teilzeitig erwerbstätig ist.14 Nicht von ungefähr sind es die Män- 
ner, die sich am vehementesten für Teilzeitarbeit (von Frauen) 
einsetzen. 

Unproblematisiert bleibt auch das Defizit an familienergän- 
zenden Einrichtungen, denn wenn die Mütter nur teilzeitig ar- 
beiten, verringert sich der Bedarf an Tagesstätten und Ganztags- 
schulen. Die im Rahmen des Sozialabbaus vollzogene Ein- 
schränkung von Diensten und Einrichtungen wird gerechtfertigt 
durch die erzwungenen Reaktionen der Mütter, die sich ganz 
oder teilweise aus dem Arbeitsleben zurückziehen müssen. 

2.3 -3 Zu k i n  ft ig e Fo vme n der individuellen Flexib ilisievung der 
Arbeitszeit 

Für die nähere Zukunft ist keinerlei grundlegende Änderung der 
Machtstruktur auf dem Arbeitsmarkt, bei der das Arbeitsplatz- 
angebot nach den Rentabilitätskalkülen der Unternehmen be- 
stimmt wird, abzusehen. Eher verstärkt die Massenarbeitslosig- 
keit noch die dominante Position der Unternehmen. Arbeits- 
plätze mit einer von der Normalarbeitszeit abweichenden Zeit- 
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Struktur werden. daher auch weiterhin vorrangig in solchen Ta- 
tigkeitsbereichen eingerichtet, die bei einer Aufspaltung in zwei 
oder mehr Teilzeitarbeitsplätze keine gröfieren technisch-orga- 
nisatorischen und betriebspolitischen Probleme aufwerfen. 
Überall da, wo es sich um überschaubare, begrenzte, einfache 
und sich häufig .wiederholende Arbeitsvollzüge mit nur geringen 
Qualifikationsanforderungen handelt, ist am ehesten mit einer 
Ausweitung flexibler Arbeitszeitstrukturen zu rechnen. Gün- 
stige Voraussetzungen sind für das Unternehmen zusätzlich auch 
dann gegeben, wenn der Arbeitsanfall im Zeitablauf sehr stark 
variiert, aber zugleich weitgehend voraussehbar ist. Durch den 
zeitlich exakten Einsatz von Teilzeitarbeitskräften kann hier- 
durch die Beschäftigung einer Vollzeitarbeitskraft, bei deren An- 
wesenheit auch ,,unproduktive Leerzeiten ': anfallen, vermieden 
werden. Immer dann jedoch, wenn die Aufteilung von Arbeits- 
vollzügen und -plätzen potentielle Reibungsverluste durch zu- 
sätzlichen Informations- und Abstimmungsbedarf, die IUärung 
von Zuständigkeiten usw. hervorruft, wie dies bei komplexeren, 
qualifizierteren Tätigkeiten wahrscheinlich ist, erscheint aus be- 
triebswirtschaftlicher Sicht eine- flexible Arbeitszeitgestaltung 
wenig sinvoll. In dem Mafle, wie die Einführung neuer Technolo: 
gien zur Standardisierung und Routinisierung auch von bislang 
qualifizierten Tätigkeiten führt, muf3 auch hier mit einer Auswei- 
tung flexibler Arbeitszeitgestaltung gerechnet werden. 

Demnach ergeben sich folgende Schwerpunktbereiche : 
1. Ein zentraler Bereich für (flexible) Teilzeitarbeit werden. die 
Büro- und Verwultungstdtigkeiten bleiben. Der Einsatz compu- 
tergestiitzter Büro- und I(ornrnunikationstechno1ogien fordert 
hier die Ausweitung der Teilzei tarbeit geradezu heraus, weil auf 
diese Weise eine bessere Auslastung der aufwendigen EDV-Sy- 
steme und damit erhebliche Rationalisierungseffekte erzielt wer- 
den können. Schutzvorschriften z. B. zur Pausenregelung und 
zur Einrichtung von Mischarbeitsplätzen bei Bildschirmarbeit 
können auf diese Weise umgangen werden. Zugleich ist auch mit 
einer Ausweitung von Schichtarbeit in Verbindung mit Teilzeitar- 
beit zu rechnen. 

. 
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2. Ein starker Rationalisierungsschub erfai3t derzeit den gesarn- 
ten Bereich des Einzelhandels. Hier geht es den grof3en Waren- 
häusern, den Filialketten, aber auch dem Facheinzelhandel um 
das rasche und möglichst dauerhafte Absenken des umsatzbezo- 
genen PersonalkostenanteiIs, indem die Personaldecke möglichst 
dünn gehalten wird und der Personaleinsatz weitestgehend der 
Kundenfrequenz und dem sonstigen Arbeitsanfall angepaat 
wird. Zentrales Instrument ist die Flexibilisierung der Arbeits- 
zeiten durch verschiedene Kapovaz-Sys teme und durch eine per- 
fektionierte, z. T. computergestützte Personaleinsatzplanung. 
Auch im Dienstleistungsbereich ist mit einem weiter wachsen- 
den Anteil flexibler Arbeitszeiten zu rechnen. 
3. Eine zunehmende Flexibilisierung der Arbeitszeit und des Ar- 
beitseinsatzes ist speziell im Bereich des öfentlichen Dienstes zu 
beobachten. Bei dauerhaft knappen Finanzmitteln und kontinu- 
ierlicher Verringerung der Planstellen in vielen Bereichen nimmt 
der Anteil der Teilzeitarbeits-, Werk- und Honorarverträge stän- 
dig zu. Von weitreichender Bedeutung ist auch der bereits er- 
wähnte Trend, in einigen Tätigkeitsbereichen vor allem für 
Berufsanfänger ausschliefllich Teilzeitarbeit anzubieten, wie 
z. B. bei der Bahn und im Lehrerbereich. Abzuwarten bleibt, ob 
und in welchem Umfang die positive Möglichkeit der Beschäftig- 
ten, nach eigenem Wunsch an ihrem Arbeitsplatz für begrenzte 
Zeit oder dauerhaft auf Teilzeitarbeit zu gehen, verbessert und 
ausgeweitet wird. 
4. Völlig neue Möglichkeiten der Flexibilisierung der Arbeitszeit 
werden sich künftig durch die sogenannte elektronische Heimar- 
beit ergeben. In dem M d e ,  wie die geplante Breitbandverkabe- 
lung in der Bundesrepublik fortschreitet, ist die Auslagerung 
zahlreicher Schreib- und Sachbearbeitertätigkeiten in allen Wirt- 
schaftszweigen auf die Haushalte technisch überhaupt kein Pro- 
blem mehr. Bereits heute gibt es Studien zu den Einsatzmöglich- 
keiten elektronischer Heimarbeit und laufen praktische Modeli- 
versuche zur Heimarbeit unter Nutzung des Teletex-Sys tems der 
Bundespost. 
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2.3.4 Betl-iebliche Strategien und die Beschiftiguizgseffekte 

Die Flexibilisierung der Arbeitszeit, und hierbei insbesondere 
die Ausweitung der Teikeitarbeit, erweist sich für die Zukunft 
als ein Instrument in der umfassenden Strategie der Unterneh- 
men , Produktion und Personaleinsatz insgesamt flexibler zu  ge- 
stalten. Wie die Beispiele gezeigt haben, hat diese Strategie mit 
dem weitreichenden Anspruch der pro kl ami er t en ,, Zei tsouver ä- 
nität" wenig gemein. Unter beschäftigungspoli tischen Gesichts- 
punkten ist darüber hinaus zu fragen, ob die Flexibilisierungs- 
Strategie entsprechend ihrem Anspruch tatsächlich merldich 
dazu beiträgt, den Arbeitsmarkt zu entlasten und durch Umver- 
teilung des Arbeitsvolumens mehr Menschen einen Arbeitsplatz 
zu geben. Zur Beantwortung der Frage müssen die Motive und 
Bedingungen der betrieblichen Personalpoli tilr näher betrachtet 
werden. Dabei ist zu erkennen, dafl gerade die Arbeitszeitflexibi- 
lisierung ein wesentliches Instl-ument zur Rationalisierung und 
Leistungsintensivierung darstellt, um durch eine höhere Arbeits- 
produktivität das betriebliche Arbeitsvolumen zu reduzieren. 
Folgende Faktoren weisen in diese Richtung: 
- Flexible Arbeitszeiten führen zu einer höheren Arbeitspro- 

duktivität, da Krankheits-, Fehl- und Unfallzeiten geringer 
sind. 

- Aui3erdem sind flexible Arbeitszeiten mit einer weiteren Ar- 
beitsintensivierung verbunden, weil der biologische Rhyth- 
mus des Menschen mit seinen Leistungshochs und -tiefs voll 
ausgenutzt wird. Untersuchungen haben z. B. ergeben, dai3 
Teilzeitkräfte bis zu einem Drittel höhere Leistungen pro Zeit- 
einheit bringen als Vollzeitkräfte. 

- Der wichtigste Vorteil der Arbeitszeitflexibilisierung liegt in 
der exakten Anpassung der Arbeitszeit an den Arbeitsanfall, 
weil auf diese Weise der Personalbedarf z. T. drastisch gesenkt 
werden kann. 

- Aufgrund der vorliegenden praktischen Erfahrungen mufl 
daher damit gerechnet werden, daß aufgrund dieser produkti- 
vitätssteigernden Effekte längst nicht in allen Fällen bei der 
Aufteilung eines Vollzeitarbeitsplatzes zwei Teilzeitarbeits- 
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plätze mit je 20 Stunden eingerichtet werden, sondern dai3 von 
den 40 Wochenstunden z. B. insgesamt nur 30 übrig bleiben. 

- Der Leistungsdruck nimmt aber auch für die Vollzeitbeschäf- 
tigten langfristig zu, weil die Gefahr besteht, daf3 Unterneh- 
men die flexible Arbeitszeitgestaltung zu einer Anhebung des 
allgemeinen Leis tungsniveaus nutzen werden, indem z. B. das 
Leistungsniveau bei einer vierstündigeii Teilzeitarbeit als allge- 
meine Norm angesetzt wird. Inhumane Arbeitsbedingungen 
werden durch die vermehrte Einrichtung von (variablen) Teil- 
zeitarbeitsplätzen tendenziell zementiert, weil durch die ver- 
ringerte Arbeitszeit die Toleranzschwelle für gesundheitsge- 
fährdende Belastungen nach oben verschoben wird und so 
Maflnahmen zur Humanisierung der Arbeit unterbleiben. 

- Insbesondere beim Job-Sharing, das derzeit im Mittelpunkt 
der Diskussion steht, ohne dafl es bislang nennenswerte prak- 
tische Bedeutung hat, treten weitere erhebliche Produktivi- 
tätsvorteile für das Unternehmen hinzu: Bei dieser modifizier- 
ten Form der Teilzeitarbeit wird dadurch, daß die Job-Sha- 
ring-Partner für eine ganztägige Besetzung des Arbeitsplatzes 
gemeinsam verantwortlich sind und sich im Abwesenheitsfall 
gegenseitig ersetzen müssen, das gesamte Krankheits- und 
Fehlzeitenrisiko vom Arbeitgeber auf die betroffenen Arbeit- 
nehmer abgewälzt. Selbst bei der zunehmend geforderten 
Freiwilligkeit der Vertretungsregelung wird rasch ein infor- 
meller Druck entstehen, der auch zu erheblichen Konflikten 
der Arbeitskräfte untereinander führen wird. Der Abstim- 
mungsbedarf, der beim Job-Sharing unweigerlich entsteht, 
wird in die unbezahlte Freizeit verlagert. 

Der kurze Überblick macht deutlich, da13 mit der Einführung 
flexibler Arbeitszeitsysteme die betrieblichen Produktivitätsre- 
serven erheblich gesteigert werden können. Der Beschäftigungs- 
effekt ist damit für die Mehrzahl der Betriebe und Branchen ne- 
gativ. Schwache positive Beschäfttigungseffekte, die jedoch weit 
hinter denen einer allgemeinen Verkürzung der Arbeitszeit ZU- 

rückbleiben, können sich nur bei hohem Wachstum einzelner 
Betriebe oder Branchen ergeben. 
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Theoretisch kann durch die Halbierung von Vollarbeitsplät- 
Zen in Teilzeitarbeitsplätze die Zahl der zur Verfügung stehenden 
Arbeitsplätze verdoppelt werden. Jedoch 
- ist bei der Mehrzahl der Arbeitsplätze keine Aufspaltung in 
Teilzeitarbeitspf ätze beabsichtigt, während die Arbeitszeitver- 
kürzung die überwiegende Mehrheit der Arbeitsplätze be- 
trifft ; 

- wird mit der Leistungsintensivierung auf Teilzeitarbeitsplät- 
zen der  mögliche Beschäftigungseffelrt stark vermindert; 

- ist wegen den damit verbundenen Einkommenseinbuflen und 
der Verschlechterung der sozialen Absicherung ein Teilzeitar- 
beitsverhältnis der groflen Mehrheit der abhängig Beschäftig- 
ten nicht zumutbai-. Insofern aus diesem Grunde Teilzeitarbeit 
nur für obere Einkommensgruppen in Frage kommt - die je- 
doch nicht das Ziel der Flexibilisierungskampagne sind -, blei- 
ben die Beschäftigungseffekte einer auf Freiwilligkeit beru- 
henden Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen verschwindend 
gering. 

Teilzeitbeschäftigte sind keinem geringeren Arbeitslosigkeitsri- 
siko ausgesetzt als Vollzeitbeschäftigte. Die betreffenden Ar- 
beitslosenquoten haben sich weitgehend angenähert und lagen 
im August 1986 bei 8,7 Prozent bzw. 8,5 Prozent. 

Die Zunahme der Beschäftigung in einem Betrieb oder einer 
Branche infolge vermehrter Teilzeitarbeit oder anderer Formen 
flexibler Arbeitszeit rnufl keineswegs auch zu einer Zunahme der 
gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung führen - dann nämlich 
nicht, wenn die günstige Auftragslage des einen Betriebs mit Auf- 
tragseinbußen anderer Betriebe einhergeht. Durch eine weitge- 
hende FIexibilisierung der Arbeitszeit nähme gerade in Phasen 
schwacher oder rückläufiger wirtschaftlicher Entwicklung die 
Konkurrenz unter den Unternehmen und als deren Folge die 
Konzentration zu. Die kollektiwertraglicheii Arbeitszeitrege- 
lungen schränken die Möglichkeiten der Unternehmen ein, die 
Arbeitszeit der abhängig Beschäftigten für den Konkurrenz- 
kampf zu instrumentalisieren. 

Zuweilen wird argumentiert, die mit der Arbeitszeitflexibili- 
sierung verbundene Kostensenkung verbessere die Wettbewerbs- 

’ 
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Situation der Unternehmen, in deren Folge die Produktion und 
damit die. Beschäftigung zunehmen könnte. Voraussetzung für 
die Erhöhung der Beschäftigung ist aber auch bei sinkenden Re- 
allöhnen eine entsprechende Nachfragedynamik. Mit sinkenden 
Reallöhnen nimmt aber auch die inländische Massenkaufkraft 
ab, wenn nicht auch die Preise im gleichen Umfang sinken. Tun 
sie dies, dann sinken die Unternehmergewinne, die der angebots- 
theoretischen Lehre zufolge für mehr Investitionen und mehr 
B es chäf ti gung stehen . 

Irn umgekehrten .Falle gleichbleibender Preise und zulas ten 
der Masseneinkommen steigender Gewinne beeinträchtigt die 
fehlende Nachfragedynamik die Investitionsentwicklung. Eine 
Verstärkung der Exporte kiinnte den inländischen Kaufkraft- 
Schwund kaum ausgleichen (vgl. Abschnitt 3.4). 

2.3.S Wünschen die Arbeitnehmer die individuelle Arbeitszeit- 
flexib ilisie rung ? 

Die Befürworter der individuellen flexiblen Arbeitszeitges tal- 
tung begründen die Notwendigkeit einer neuen Arbeitszeitpoli- 
tik regelmäfiig mit dem Hinweis, dafi Umfrageergebnissen zu- 
folge ein groiSer Teil der Arbeitnehmer, Frauen wie Männei-, Be- 
schäftigte wie Arbeitslose wachsendes Interesse an flexibleren 
Arbeitsstrukturen - auch unter Inkaufnahme von Einkomrneiis- 
einbußen - zeigten. In Teilbereichen der Bevölkerung sei ein tief- 
greifender Sinn- und Wertewandel zu beobachten, der zu einer 
veränderten Einstellung insbesondere gegenüber der herkömm- 
lichen Erwerbsarbeit führe. Individuelle Arbeitszeitflexibilisie- 
rung sei deswegen ein geeignetes Instrument, diesen z. T. neu 
entstandenen Bedürfnissen Rechnung zu tragen. 

Unstrittig an dieser Argumentation - wie aussagefähig und re- 
präsentativ die Umfragen im einzelnen auch immer sein mögen - 
ist der Tatbestand, daß tro tz vorangegangener Maßnahmen zur 
Arbeitszeitverkürzung z. B. durch Urlaubsverlängerung, Vor- 
Verlegung der Altersgrenze,, Arbeitszeitverkürzung für beson- 
dere Personengruppen usw. ein starkes Bedürfnis nach einer wei- 
teren Verkürzung insbesondere der wöchentlichen Arbeitszeit 
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besteht. Ursächlich dafür ist ein ganzes Bündel sehr verschieden- 
artiger Faktoren: 
- Zunächst verbirgt sich dahinter ganz einfach der Wunsch nach 

mehr arbeitsfi-eier Zeit, um stärker als dies bisher möglich ist, 
den eigenen Interessen und (Freizeit-)Wünschen nachgehen 
zu können. Die Arbeitszeitwünsche konzentrieren sich dabei 
auf die Zeitspanne zwischen 30 und 36 Stunden und lassen sich 
als Plädoyer für  eine 35- Stundenwoche interpretieren. 

- Rationalisierungsmaflnahmen, Einführung neuer Technolo- 
gien, Leistungsverdichtung und -intensivierung haben in vie- 
len Bereichen die Belastungen und Beanspruchungen durch 
den Arbeitsprozel;: in den vergangenen Jahren deutlich anstei- 
gen lassen. Die zunehmende Sensibiiisierung der Arbeitneh- 
mer hinsichtlich der Qualität und der Bedingungen ihrer Ar- 
beit hat ihrerseits dazu beigetragen, dafl die Forderung nach 
einer kürzeren Arbeitszeit an Gewicht gewonnen hat. 

- Das Erwei-bsverhalten der Frauen hat sich in der Vergangen- 
heit ebenfalls stark gewandelt. Die trotz der hohen Arbeitslo- 
sigkeit gestiegenen Eiwerbsquo ten der Frauen belegen die zu- 
nehmend stärkere Ei-werbsorieiltierung der Frauen, die sich - 
wenn auch unterschiedlich ausgeprägt - in allen Altersgrup- 
pen zeigt. Am Beispiel der Teilzeitarbeit hatten wir bereits dar- 
auf hingewiesen, dai3 dieser Wunsch, erwerbstätig zu sein und 
zugleich Kinder zu bekommen und aufzuziehen, angesichts 
der gegebenen Bedingungen vielfacll nur dadurch zu realisie- 
ren ist, indem eine andere Arbeitszeit als die 40- bzw. 38,5- 
Stunden Vollzeit angeboten wird. Dabei kommt es nicht nur 
auf die verkürzte Dnzter der Arbeitszeit, sondern zusätzlich 
auch auf eine den häuslichen und familiären Bedingungen bes-. 
ser entsprechende Lage der Arbeitszeit an. 

- ScJilierSlich gibt es auch eine - allerdings zahlenmägig sehr be- 
grenzte - Gruppe von überwiegend hoch qualifizierten und 
weit überdurchschnittlich verdienenden Arbeitnehmern (2. B. 
Lehrer, Professoren, insbesondere wenn in diesen Fällen beide 
Ehepartner gut verdienen), die auch um den Preis einer spür- 
baren Einkommensreduzierung an einer deutlichen Verkür- 
zung ihrer Arbeitszeit interessiert sind. 
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Die Arbeitszeitwünsche der Arbeitnehmer stehen jedoch im Ge- 
gensatz sowohl zu den bereits praktizierten als auch den seitens 
der Arbeitgeber angestrebten Formen der Arbeitszeitflexi bilisie- 
rung. 

So zeigt die Entwicklung des Etwerbsverhaltens der Frauen 
ein in' den letzten Jahren wieder gewachsenes Interesse an Voll- 
Zeitarbeit. Von 1980 bis heute sank der Anteil derjenigen Frauen, 
die einen Teilzeitarbeitsplatz suchen, von 35 Prozent auf 25 Pro- 
zent.16 Zum Teil ist die Vollzeitarbeit der Frauen auch aus ökono- 
mischen Gründen eine schlichte Notwendigkeit. Dies zeigt die 
Differenzierung der Erwerbsbeteiligung nach Einkommen des 
Haushaltsvorstandes und der Kinderzahl. Je geringer das Fami- 
lieneinkommen und je höher die Zahl der Kinder (auch in jünge- 
rem Alter) ist, um so höher ist der Anteil der vollzeitig erwerbstä- 
tigen Mütter. Umgekehrt nimmt der Anteil der teiizeitarbeiten- 
den oder gar nicht erwerbstätigen Frauen in dem Maße zu, wie 
das Einkommen des Ehemannes zunimmt und die Kinderzahl 
zurückgeht .I7 

Das immer noch hohe Ausmafl der Mehrarbeit sowie auch die 
Verbreitung der Nacht-, Schicht- und Wochenendarbeit sind we- 
niger Ausdruck subjektiver Bereitschaft als vielmehr materieller 
Notwendigkeit. Vorliegende Untersuchungen zu den Arbeits- 
zeitwünschen der Arbeitnehmer zeigen übereinstimmend eine 
breite Ablehnung der Nacht-, Schicht- und Wochenendarbeit. 
1980 gaben in einer Repräsentativbefragung lediglich 4 Prozent 
der Befragten an, daß sie lieber in einem Betrieb mit Schichtar- 
beit arbeiten würden. Nur 2 Prozent gaben an, Nachtarbeit vor- 
zuziehen. 66 Prozent der Schichtarbeiter und 57 Prozent der 
Nachtarbeiter lehnen Nachtarbeit ab.18 Sonn- und Feiertagsar- 
beit stöf3t bei 42 Prozent der Befragten, Samstagsarbeit bei 
33 Prozent auf Ablehnung.19 Damit wird deutiich, dai3 wesentli- 
che Elemente der von den Arbeitgebern verfolgten Arbeitszeit- 
flexibilisierung entgegen dem Anschein, den sie in der Öffent- 
lichkeit zu erzeugen verstanden haben, bei der Mehrheit der Be- 
schäftigten keine Zustimmung finden. 
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2.3.6 Die Perspektive: Gesetzliche und tarzfliche A bsicherang 
.von flexiblen Arbeitszeiten nach den Bedürfnissen der Arbeit- 
nehmer - 

Die Gegenüberstellung der Arbeitszeitwünsche der Arbeitneh- 
mer und ihrer durch Eifahrungen geprägten Einstellung zur 
Realität flexibler Arbeitszeitstrukturen 1äat erkennen, dai3 der 
einzelne zwar am besten beurteilen mag, „welche Wahl er zur op- 
timalen Ausschöpfung seiner Lebenschancen treffen mui3 und 
wie er mit einem seiner kostbarsten Güter, der Lebenszeit, umge- 
hen wiU''21, dai3 er sich damit jedoch in aller Regel nicht durchzu- 
setzen vermag. Es sei daran erinnert, daf3 die wenigen tarifver- 
traglich abgesicherten, individuellen Möglichkeiten (z. B. An- 
sprach auf Bildungsurlaub, auf kürzere Arbeitszeiten für beson- 
ders belastete oder äItere Arbeitnehmer, auf Elternurlaub) erst 
kollektiv gegen den Widerstand der Arbeitgeber durchgesetzt 
.wurden. Die Befürwortung individueller Arbeitszeitregelungen 
ignoriert das am Arbeitsmarkt herrschende Machtungleichge- 
wicht zugunsten der Arbeitgeber - oder versucht, sie zu dessen 
Zementierung zu nutzen. 

Eine Auffächerung der Normalarbeitszeit geht mit einer Par- 
zellierung und Spaltung der Belegschaften einher, die nur noch 
im begrenzten Um€ang gemeinsame und einheitliche arbeitszeit- 
politische Interessen haben. Auch in den täglichen betrieblichen 
Auseinandersetzungen wirkt sich eine Aufspaltung und Aufsplit- 
terung der ArbeitSzeiten negativ aus: So sehen teilzeitbeschäf- 
tigte Frauen ihre Arbeit vielfach als Übergangslösung an, leisten 
nur wenig Widerstand gegen uncernehmerische Rationalisie- 
rungsmahahmen und lassen sich auch nur schwer gewerkschaft- 
lich organisieren. Für die betriebliche Interessenvertretung wird 
die Arbeit unvermeidlich schwerer, weil die Interessenunter- 
schiede zwischen den Beschaftigten zunehmen und die Rege- 
lungs- und Vertretungsfunktion der Betriebs- und Personalräte 
gegenüber dem. Arbeitgeber immer stärker beschnitten wird. 
Eine Politik der forcierten Arbeitszeitflexibilisierung auf indivi- 
dueller, einzelvertraglicher Ebene untergräbt auf diese Weise sy- 
stematisch die Voraussetzungen für eine erfolgreiche, die Ge- 
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samtheit der Beschäftigten umfassende Arbeitszeitpolitik. Sie 
' tut dies auch insofern, als jede Form von Teilzeitarbeit faktisch 
eine Art von Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnausgleich dar- 
stellt. Wenn gerade die Arbeitgeber die individuelle Arbeitszeit- 
flexibilisierung so stark favorisieren, verbirgt sich dahinter eben 
dieser politisch-strategische Angriff nicht nur auf die Forderung 
nach der 35--Stundenwoche, sondern allgemein auf solidarische, 
kollektiwertragliche Arbeitszeitregelungen. Zugespitzt geht es 
darum, Tarifverträge auszuhöhlen und aufzuweichen, indem 
immer mehr Beschäftigte aus dem Regelungs bereich der tarifli- 
chen Normalarbeitszeit herausgenommen werden. 

Bei der Benennung dieser Gefahren und der Ablehnung der 
Flexibilisierungstrategien darf es jedoch nicht bleiben. Dadurch 
wird weder die weitere Ausbreitung dieser Arbeitszeitform ver- 
hindert noch dem Tatbestand Rechnung getragen, dai3 kollektiv- 
vertragliche Regelungen für flexiblere Arbeitszeiten fast völlig 
fehlen. Dieses RegeIungsdefizit hat mit dazu beigetragen, daß, 
die negativen Auswirkungen verschiedener flexibler Arbeitszeit- 
formen sich weitgehend ungehindert haben durchsetzen kön- 
nen. Die unzureichende tarifvertragliche Absicherung z. €3. der 
Teilzeitarbeit ist mittleiweile unbestritten; daf3 sich aber hier jah- 
relang wenig getan hat, ist nicht unabhängig von dem Charakte- 
ristikum.' der Teilzeitarbeit . -. zu sehen: Sie ist ,,lediglich" reine 
Frauenarbeit und hat deswegen nicht den politischen Stellen- 
wert, der ihr entsprechend der Pro blemlage zukommen müi3te. 

Zur Beseitigung der zahlreichen Benachteiligungen bei den 
verschiedenen Teilzeitformen liegen seit einiger Zeit' detaillierte 
Vorstellungen vor. Sie beziehen sich z. B. auf die sozial- und ta- 
rifrechtliche Gleichstellung der Teilzeitbesch'äftigten mit den 
Vollzeitarbeitskräften hinsichtlich der Leistungen, der Bezah- 
lung und Eingruppierung, der Aufstiegs- und Weiterbildungs- 
möglichkeiten. Weiterhin wird gefordert, dai3 Arbeitsverhält- 
nisse nur oberhalb der Grenze der ,,geringfügigen Beschäfti- 
gung" abgeschlossen werden dürfen, die Arbeitszeiten im voraus 
festgelegt werden, nicht mehr unter eine tägliche Mindestdauer 
fallen und Teilzeitbeschäftigte bevorzugten Zugang zu Vollzeit- 
arbeitsplätzen haben.'* Die Beseitigung der negativen Konse- 
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quenzen flexibler Arbeitszeitpolitilr 2. B. durch tarifliche Rege- 
lungen setzt allerdings besondere Anstrengungen voraus, weil 
die Unternehmen auf die spezifischen personalpolitischen Vor- 
teile und die Rationalisierungseffekte dieser Arbeitsformeii 
nicht freiwillig verzichten werden und andererseits gerade bei 
Teilzeitbeschäftigten die Bereitschaft zur al&ven Vertretung der 
eigenen Interessen im Bereich und zum gewerkschaftlichen En- 
gagement häufig nur schwach entwickelt ist. 

Auch wenn bereits der Schutz vor den negativen Folgen von 
Teilzeitarbeit und anderen flexiblen Arbeitszeitformen erhebli- 
che Durchsetzungsprobleme aufwirft, darf bei dieser eher defen- 
siven Strategie nicht stehen geblieben werden. Denn es steht 
aufler Zweifel, daf3 ein weit verbreiteter Wunsch nach Arbeitszei- 
ten besteht, die sich stärker den individuellen Bedingungen und 
Interessen des einzelnen Arbeitnehmers anpassen. Vor allem die 
Beschäftigtengruppcn in besonderen sozialen Situationen haben 
häufig den Wunsch nach einer Arbeitsunterbrechung oder nach 
einer in Dauer (und Lage) ihren spezifischen Bedürfnissen entge- 
genkommenden Arbeitszeit. Dies betrifft z. B. Eltern mit Kin- 
dern, Beschäftigte mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen, Ar- 
beitnehmer in der letzten Phase vor dem Ruhestand, Beschäf- 
tigte, die eine Weiterbildung absolvieren wollen, usw. Warum 
sollte in diesen und weiteren Fallen nicht eine Teilzeitarbeitsmög- 
lichkeit wie bei den Lehrern geschaffen werden? Erforderlich 
wäre nämlich ein für alle Betroffenen gültiger Rechtsanspruch 
auf freiwillige (zeitlich begrenzte) Teilzeitarbeit arn angestamm- 
ten Arbeitsplatz mit Rückkehrrecht in ein Vollzeitarbeitsverhält- 
nis. 

Die Durchsetzung derart weitreichender Forderungen richtet 
sich über die Tarifpolitik hinaus auch an den Gesetzgeber. Da es 
sich hierbei eher um die sozialpolitisch begründete Verbesserung 
der Lage einzeln er Arbeitnehmergruppen handelt, wäre eine ge- 
setzliche Regelung dieser Möglichkeiten sinnvoll. Zum einen, 
um staatliche Sozialpolitik und den Gesetzgeber nicht aus der 
Verantwortung für den soziden Schutz besonders belasteter Be- 
völkerungsgruppen zu entlassen und zum anderen, um nicht die 
Tarifpolitik mit immer mehr, z. T. sehr speziellen Aufgaben ZU 



überfrachten. Denn angesichts der aktuellen Lage, wie sie sich 
vor dem Hintergrund chronischer und ansteigender Massenar- 
beitslosigkeit darstellt, bestehen für die gewerkschaftlichen tarif- 
politischen Anstrengungen zur Arbeitszeitverkürzung wohl nur 
dann realistische Erfolgsaussichten, wenn eine klare Prioritäten- 
setzung und eine Konzentration auf die wichtigsten und erfolg- 
versprechendsten Forderungen stattfindet. Eine gleichzeitige 
Durchsetzung einer Reihe von verschiedenen arbeitszeitpoliti- 
schen Forderungen dürfte angesichts des Widerstandes der Ar- 
beitgeberverbände gegen jegliche Form der kollektiven Arbeits- 
zeitvei-kürzung dagegen kaum Realisierungschancen besitzen. 

Die Möglichkeiten zur gesetzlichen Regelung sind breit ge- 
steckt. Zur Verbesserung der Situation von erwerbstätigen Müt- 
tern und Vätern bieten sich U. a. folgende Maßnahmen an, die in 
verschiedenen Nachbarländern z. T. schon seit langem realisiert 
sind: 
- Elternurlaub (wahlweise für Mütter und Vater) bei Arbeits- 

platzgar an tie und Einkommens ers atzleis tungen, 
- Ausweitung des bezahlten Urlaubs bei der Pflege vgn erkrank- 

ten Kindern und Angehörigen, 
- Recht auf Teilzeitarbeit auf dem angestammten Arbeitsplatz 

mit Anspruch auf Lohnersatzleistungen für Eltern mit Klein- 
kinder n , 

- Gleitender Ubergang in den Ruhestand durch Teilzeitarbeit 
für ältere Arbeitnehmer entsprechend dem Beispiel der Tarif- 
Vereinbarung für die Chemische Industrie (Altersteilzeit). 
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3. Die Erfahrungen mit der 38,5-Stundenwoche 

7 .  1. . - .  

3.1 Trends in der Arbeitszeitverkürzung der vergangenen Jahre 

Die Jahresarbeitszeit der abhängig Beschäftigten ist - neben der 
Lebensarbeitszeit infolge längerer Ausbildung und früherem 
Eintritt in das Rentenalter - in den vergangenen Jahrzehnten 
ständig verringert worden,. 

Wie aus der Tabelle 3 hervorgeht, hat sich von 1960 bis 1984 
die durchschnittliche Zahl der je Erwerbstätigen im Jahr geleiste- 
ten Arbeitsstunden um 418 auf 1 663 Stunden vermindert. Jahres- 
durchschnittlich entspricht dies einem Rückgang von 0,9 Pro- 
zent. Durch diese Entwicklung ist ganz wesentlich dazu beige- 
tragen worden, daß die Phase der andauernden Arbeitslosigkeit 
nicht schon vor 1975 eingetreten ist und daß die Arbeitslosigkeit 
heute nicht noch höher liegt. Ohne Arbeitszeitverkürzung, also 
mit der 1960 noch üblichen jährlichen Arbeitszeit von 2 081 Stun- 
den je Erwerbstätigen, wäre bei der heutigen Produktion und Ar- 
beitsproduktivität die Zahl der Arbeitslosen um rechnerisch 
1,i Millionen Personen gröfiei-. Allerdings hat sich das Tempo der 
Arbeitszeitverkürzung deutlich verlangsamt. Während von 1960 
bis 1975 jahresdurchschnittlich die Arbeitszeit um 1,1 Prozent 
reduziert wurde, ist von 1975 bis 1984 die Rate auf 0,4 Prozent 
gesunken. Also gerade seit Beginn des Ansteigens der Arbeitslo- 
sigkeit ist der Prozei3 der Arbeitszeitverkürzung ins Stocken ge- 
kommen. 

Ausschlaggebend für das schleppende Tempo der Arbeitszeit- 
Verkürzung ist der Trend der tariflich bestimmten jährlichen Ar- 
beitszeit. Die tarifliche Wochenarbeitszeitverkürzung und die 
Verlängerung des Urlaubs machen dabei den Kern der Entwick- 
lung aus, wobei der Wochenarbeitszeit hierbei die größere Be- 
deutung zukommt. Sie sank von 1960 bis 1975 jahresdurch- 
schnittlich um 0,7 Prozent. In den folgenden Jahren hat es aber 
eine erhebliche Abflachung gegeben; so betrug zwischen 1975 
und 1984 die jahresdurchschnittliche Verkürzung nur noch weni- 
ger als O,i  Prozent. Ursächlich für diesen Stillstand war, daß die 
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%belle 3: 
Arbeitszeit in Stunden j e  Erwerbstztigkeit . 

Tagen 

I 

Tarifliche Arbeitszeit I Effektive AI beitszeit 
Überstunden Teilzeit- Ausfallscunden Ausfall durch Effektive 
pro Jahr effekt in durch Kurzar- . ‘Krankheit in Jahresarbeirs- 
in Stunden Stunden , beit, Schlecht- Stunden im zeit 

. wettergeld, Jahr . .  
Arbe; tskämpfe 

1960 
19 70 
1975 
1980 
1981 
1982’ 
1983 
1984 
i9851 
1986’ 

44,6 
41,5 
40,3 

40,l 
40,O 
40,O 
40,O 
39,8. 
39,6 

40,l 

15,5 
21,2 
34,3 
27,3 
28,O . 

28,l 
29,6 
29,9 
30,l 
30,s 

2123 ,8 

1810,9 
1789,4 
1779,7 
1779,9 
1771,6 ’ 

1760,6 . 
i736,l’ 
1726,8 

i89a,i 
-95,O 
156,5 
99,4 
80,2 
.79,0 
66,O 

’ 64,l 
65,5 
b7,6 1 66,3. 

20,l 532 
45,8 1519 , 

54,5 23,6 , 

58,9 . 13,7. . 

61,O 20,o 
61,7 19,9 
61,3 
6290 15,3 
63,O 12,3 

.20,7. . .  

64,s ’ 10,9 

112,7 
108,7 
95,9 
109,3 
101,l 
86,9 ’ 

82,s 
- 85,l 

86,s 
, 88,9 

2080,8 
1884,2 
1736,2 
1688,3 
1672,l 
1677,5 
1671,3 
1662,7 
1641,b 
1628,7 

Abnahme der tariflichen Arbeitszeit im Jahresdurchschnitt in Prozent Abnahme der effektiven Arbeitszeit irp Jahresdurchschnitt in Prozent 
1960- 1975: -1,O 1960 - 1975 : - 1 ,1 
’1975-1984: 20J3 1975- 1984: -0,4 

1986: -0,s 1985: - 1,3 
’ 1986: -0,V 

vorläufig 
2 Schätzung 
Que1fe:E. Cpicznagel, Arbeicsmarktpolirische Maßnahmen; Entlmungswirkungen und Kostenvergleiche, in: Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschurig 111985, 
S. 25; IAB, Daten zur kurzfristigen Entwicklung von Wirtschaft und Arbeitsmarkt, Nürnberg 7.10.1986; eigen.e Berechnungen ui 



40-Stundenwoche bereits gegen Anfang der siebziger Jahre von 
der Mehrheit der Beschäftigten erreicht worden ist (1982 liegt die 
tarifliche Wochenarbeitszeit nur noch für 3,2 Prozent der Be- 
schäftigten über 40 Stunden in der Woche)l und diese Stunden- 
marke bis zur Tarifrunde 1984 für die Arbeitgeber als tabu galt. 

Den Urlaubsverlängerungen kommt ein geringeres Gewicht 
zu als der Wochenarbeitszeitverkürzung; der Urlaub erhöhte 
sich von 1960 bis 1984 um 14,4 Tage. Dies entspricht einer Verkür- 
zung der Jahresarbeitszeit von durchschnittlich 0,3 Prozent. Vor 
allem in den letzten Jahren konnten beachtliche Urlau bsverlän- 
gerungen erreicht werden. Die Tendenz zum 6-Wochen-Urlau b 
für alle setzt sich immer mehr durch: 1982 hatten 28 Prozent 
aller Arbeitnehmer Anspruch auf 30 Urlaubstage, und die 
durchschnittliche Urlaubsdauer lag bei 28 Tagen.’ Doch konnte 
auch die Urlaubsvedängerung die durch den faktischen Stopp 
der Wochenarb eitszei tverkürzun g bedingte Ab flachun g der t a- 
riflichen Arbeitszeitverkürzung insgesamt nicht kompensieren. 
Von 1975 bis 1982 verringerte sich die jährliche tarifliche Arbeits- 
zeit jahresdurchschnittlich nur noch um 0,4 Prozent. 

Nicht unwichtig für die effektive Arbeitszeitentwicklung sind 
die konjunkturellen Arbeitszeitkomponenten, d. h. die Kurzar- 
beit, das Schlechtwettergeld und der Abbau von Überstunden. 
Wie Tabelle 3 zeigt, hat  sich die Kurzarbeit in wirtschaftlichen 
Krisenphasen stark erhöht, während die Zahl der Mehrarbeits- 
stunden abgenommen hat. Aber immer noch werden rund 
66 Uberstunden pro Arbeitnehmer im Jahr geleistet. Dies ent- 
spricht bei 22,2 Millionen abhängig Beschäftigten einem Mehrar- 
beitsvolumen von etwa 1,46 Milliarden Arbeitsstunden oder 
einer rechnerischen Mehrbeschäftigung von rund 850 000 ab- 
hängig Beschäftigten. Ein derartiges Ausmai3 von Mehrarbeit bei 
über 2 Millionen Arbeitslosen und 1 Million Kurzarbeitern ist 
arbeitsmarlrtpolitisch untragbar. 

Daneben erlangt die Teilzeitarbeit zunehmende Bedeutung, 
wie irn vorangegangenen Abschnitt gezeigt wurde, wenngleich 
sie für die Entwicldung der durchschnittlichen effektiven Jahres- 
arbeitszeit von nur geringem Einfiui3 ist: So wäre die Abnahme 
der effektiven Jahresarbeitszeit von 1983 auf 3984 ohne die Zu- 
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nahme der Teilzeitarbeitsverhältnisse um nur 0,7 Stunden gerin- 
ger ausgefallen. 

Der seit 1975 vei-Iangsamte Trend der Arbeitszeitverkürzung 
ist mit der Durchsetzung der 38,5-Stundenwoche - zunächst fiir 
die Beschäftigten der Metall- und der Druckindustrie- 1984 wie- 
der beschleunigt worden. Damit konnten der Beschäftigungsab- 
bau gestoppt und neue Arbeitsplätze geschaffen werden. In den 
Tal-ifauseinandersetzungen dieses Jahres kommt es darauf an, 
mit der breiten Durchsetzung der 35-Stundenwoche ein ver- 
schärftes beschäftigungsförderndes Tempo der Arbeitszeitver- 
kürzung zu gewährleisten. 

In den folgenden Abschnitten behandeln wir zunächst die ar- 
beitszeitrelevanten tarifvertragfichen Vereinbarungen der letzten 
Jahre und die darüber vorliegenden Erfahrungen, bevor wir ab- 
schliei3end auf die Notwendigkeit und Machbarkeit der 35-Stun- 
denwoche eingehen. 

3.2 Die Ergebnisse der Arbeitskämpfe 1984 

In dem bislang wohl härtesten Arbeitskampf in der Geschichte 
der Bundesrepublik, in den die Arbeitgeber mit der Zielsetzung 
gezogen waren, keine Minute unter 40 Stunden zuzugestehen, 
und in der sie von der Bundesregierung propagandistisch und 
materiell (,,Franke-Erlaß") unterstützt wurden, gelang es der 
IG Metall und der IG Druck, die bis dahin geltende 40-Stunden- 
grenze zu durchbrechen. 

Unter dem Eindruck der breiten Solidarität mit den in der Ta- 
rifauseinandersetzung stehenden Gewerkschaften und der zu- 
nehmenden Politisierung des Konflikts sahen sich zunächst die 
Arbeitgeber der Metallindustrie gezwungen, das 40-Stunden- 
Tabu aufzugeben und dem Schlichtungsvorschlag einer 1,Sstün- 
digen Wochenarbeitszeitverkürzung zuzustimmen. Die IG 
Druck setzte den Streik noch eine weitere Woche fort und er- 
reichte damit ebenfalls eine 1Jstündige Wochenarbeitszeitver- 
kürzung, jedoch ohne die Flexibilisierungsbestandteile des Me- 
tall komp romiss es. B eide Man tei tarifverträge traten am 1. April 
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1985 in Kraft. Im folgenden stellen wir die neuen tarifvertragli- 
chen Arbeit sz ei tregelungen im ein z e h  en dar. 

Metallindustrie 
Nach dem seit dem 1. April 1985 in der Metallindustrie gültigen 
Man t elt ari h e r  trag kann die w öch en tli ch e Arbeitszeit zwischen 
37 und 40 Stunden betragen? Die individuelle Arbeitszeit der 
Arbeitnehmer wird in deren jeweiligen Arbeitsverträgen gere- 
gelt. Irn b etrietilichen Durchschnitt der individuellen Arbeitszei- 
ten mui3 ‘die Wochenarbeitszeit jedoch 38,5 Stunden betragen. 
Weicht im Monatsdurchschnitt die.durchschnittliche Wochenar- 
beitszeit von 38,5 Stunden ab, so sind mit dem Betriebsrat unver- 
züglich entsprechende Anpassungsmahahmen zu vereinbaren. 
Für die Metallindustrie Nordwürttemberg/Nordbaden ist fer- . 
ner die Möglichkeit einer ungleichmäfligen Verteilung der Wo- 
chenarbeitszeit auf die fünf Arbeitstage der  Woche vorgesehen 
und in anderen Tal-ifgebieten übernommen worden. Die Arbeits- 
zeit kann danach zwischen 37 und 40 Wochenstunden variiert 
werden. Im Zwei-Monatsdurchschnitt mui3 sich dabei die tarif- 
vertraglich vereinbarte Wochenarbeitszeit ergeben. 
Darüber hinaus begrenzt der Manteltarifvertrag das zulässige 
Mehrarbeitsvolumen auf 10 Stunden pro Woche bzw. 20 Stun- 
den pro Monat. Neu in den Tarifvertrag aufgenommen wurden 
auch Regelungen betreffend den Freizeitausgleich bei Mehrar- 
beit. 

Druckindustrie 
Für die Beschäftigten der Druckindustrie gilt ebenfalls ab 
1. April 1985 die 38,5-Stundenwoche. Anders als in der Metallin- 
dustrie ist eine Differenzierung der Arbeitszeiten zwischen den 
(Vollzeit-)Beschäftigten nach dem Druck-Tarifvertrag nicht mög- 
lich. Die aufgrund der spezifischen Bedingungen in der Druckin- 
dustrie iminer schon hohe Flexibilität der Arbeitszeitbestim- 
mungen wurde in den neuen Manteltarifvertrag übernommen, 
jedoch nicht ausgeweitet. „Wenn die Druck-Arbeitgeber trotz 
dieses auch schon im alten Manteltarifvertrag enthaltenen enor- 
men Spielraums für die zeitlich flexible Gestaltung der betriebli- 
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chen Arbeitszeitsysteme in der Tarifauseinandersetzung eine 
weitere Flexibilisierung forderten, so wird offensichtiicli, daf3 
die Arbeitgeber unter der Parole Flexibilisierung einen Angriff 
gestartet haben auf die Verbindlichkeit der tariflichen Arbeits- 
zeitbestimmungen generell und letztendlich auch auf die Mitbe- 
s timmungsrechte der Betriebsräte."4 

Holz- und Kunststoflvernrbeitende Indttstrie 
Ohne Streik und noch vor dem Abschlug in der Metallindustrie 
wurde in der Holz- und Kuns ts toffverarbeitenden Industrie 
Rheinland-Pfalz eine Herabsetzung der Arbeitszeit um 1,5 Stun- 
den verbunden mit einer erheblichen Flexibilisierung der be- 
trieblichen Arbeitszeiten vereinbart. Die wöchentlichen Arbeits- 
zeiten können zwischen 36 und 41 Stunden schwanken. Die 
38,5-Stundenwoche muß lediglich irn Jahresdurchschnitt reali- 
siert werden. Mittlerweile ist der Tarifvertrag mit geringen Ab- 
weichungen in anderen Tarifbezirken übernommen worden. 

Volkswagen AG 
Nach dem neuen VW-Haus tarifvertrag wurde die regelmäßige 
Wochenarbeitszeit auf 3 8,5 Stunden irn Jahresdurchschnitt ver- 
kürzt. Die Möglichkeit der Differenzierung der individuellen 
Arbeitszeiten aus dem Abschlug der Metallindus trie wurde 
nicht übernommen. Allerdings 'war die Flexibilität der tarifli- 
chen Arbeitszeiten bei VW bereits in den alten Tarifverträgen 
größer als im Bereich der. Metallindus trie Nordwürttemberg/ 
Nordbaden. 

Sta hlindust rie No rdrb ein- Westfalen 
* Seit dem 1. Oktober 1984 beträgt die tarifliche Wochenarbeits- 

Zeit in der Stahlindustrie Nordrhein-Westfalens nur noch 
38 Stunden. Die Realisierung der 3 8-Stundenwoche für Schicht- 

' sowie Nicht-Schichtarbeiter erfolgt in Form von Feierschichten. 
i i Möglichkeiten zur Arbeitszeitflexibilisierung, die über das auch 

schon zuvor übliche Maß hinausgehen, wurden nicht vereinbart. 
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Darüber liinau s wurden Arbeits zei tverkürzu n gen gegenüb er 
weiteren Unternehmen, vor allem Luf tverlr eh rs ges ells ch af ten 
und Verlagen, durchgesetzt. Insgesamt enthalten alle Tarifver- 
träge mit verkürzten Wochenarbeitszeiten „eine allerdings sehr 
unterschiedlich ausgeprägte ,Flexi-Komponente‘, die jedoch 
teilweise, z. B. in der Druckindustrie, lediglich aus den ahen 
Mantel tarifverträgen übernommen wurde. “5 

Groß- zt n d E in z elhun del 
Nach den 1984 erfolgten Tarifabschlüssen wurde für den Einzel- 
handel auf zentraler Ebene 1985 die Einführung der 38,S-Stun- 
denwoche ab Januar 1985 beschlossen. Bei den anschlieaenden 
Verhandlungen auf regionaler Ebene kam es jedoch noch zu er- 
heblichen Konfliirten, die vor allem die Frage der möglichen Ar- 
beitszeitverlängerungen bis zu 40 Wochenstunden und deren 
Ausgleich betrafen. Eine erste Einigung kam Mitte 1985 in 
Schleswig-Holstein zustande. 
Im Großhandel wurde für  den Tarifbezirk Hessen die Einfüh- 
rung der 38,5-Stundenwoche zum 1. Oktober 1986 vereinbart. 
Eine von der regelmäfligen Wochenarbeitszeit abweichende Ar- 
b eitszeitvert eilung ist ,, aus betrieblich en Gründen zulässig, 
wenn innerhalb von 13 Wochen die durchschnittliche wöchentli- 
che Arbeitszeit von 38,5 Stunden nicht überschritten wird. “6 

Bank - und Versich erttngsgewerbe 
Für die Beschäftigten des Bank- und Versicherungsgewerbes 
wurde die 38 3/4-Stundenwoche ab 1. Januar 1987 vereinbart. 
Bei einer ungieichmäfiigen Verteilung der tariflichen Wochenar- 
beitszeit sind die 38 3/4 Wochenstunden im Durchschnitt eines 
Quartals einzuhalten. Samstagsarbeit kann nur  auf der Grund- 
lage einer freiwilligen B etriebsverein b arung eingeführt werden. 
Angesichts weitgehender Flexibiiisierungsforderungen, mit 
denen die Arbeitgeber in die Tarifauseinandersetzung gingen, ist 
die Flexi bilisi erungskompon en t e im Tarif a b s chlu f;: vergleich s- 
weise gering.’ 
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Papierverarbeittlng 
Der erst in einer Schlichtungsverhandiung zustande gelrornmene 
Kompromiß für die B eschäftigteii in der Papierverarbeitung 
sieht die Einführung der 38,5-Stundenwoche zum 1. November 
1986 vor, wobei die Verteilung der Arbeitszeit auf die fünf Ar- 
beitstage der Woche zu erfolgen hat. Variable Arbeitszeiten sind 
nur im Zwei- und Mehrschichtensystem möglich. Die Verkür- 
zung kann wochenweise mehrwöchentlich oder durch freie 
Tage erfolgen. 

Metallhnndw erk 
Nur geringe Flexibilisierungselemente enthalten auch die Verein- 
barungen im Bereich des Metallhandwerks. Wahlmöglichkeiten 
bestehen ledigiich in der Frage, ob die 1 1/2stündige Arbeitszeit- 
Verkürzung wöchentlich, zweiwöchentlich oder durch freie Tage 
erfolgen soll. 
Im Handwerksbereich Heizungs- Klima- und Sanitärtechnik, 
Berlin, wurde über eine Verkürzung der Wochenai'beitszeit auf 
38,5 Stunden zum 1. Januas 1987 hinaus bereits die 37,5-Stun- 
denwoche ab I. April 1988 vereinbart, wobei die wöchentliche 
Arbeitszeit zwischen 37 und 40 Stunden bzw. 36 und 39 Stunden 
schwanken kann. 

Einen Uberblick über die bis Mitte 1986 vereinbarten Wochenar- 
beitszeiten gibt Tabelle 4. 

Damit gelten inzwischen für fast die Hälfte aller von Tarifver- 
trägen des DGB-Gewerkschaften begünstigten Beschäftigten 
Wochenarbeitszeiten von weniger als 40 Stunden. „Für 42 vH 
der Arbeitnehmer liegt die tariflich vereinbarte Wochenarbeits- 
zeit bei 38,5 Stunden und für jeweils rund 2 vH bei 39 Stunden 
bzw. bei 38 Stunden und darunter. Die durchschnittliche verein- 
barte tarifliche Wochenarbeitszeit lag zum Ende des ersten Halb- 
jahres 1986 bei 39,3 Stunden."8 Dies entspricht gegenübes der 
40-Stundenwoche einem rechnerischen Beschäftigungseffekt 
von 305 000 Arbeitnehmern. Berücksichtigt man darüber hinaus 
die Arbeitszeitverkürzungen in Form zusätzlicher, bezahlter 
freier Tage, dann „erhöht sich der Prozentsatz der Arbeitnehmer, 
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Tabelle 4: 
Zrifvertraglich vereinburte wöchentliche Arbeitszeit1 
Stand: 30. 6. 1986 
Wirtschaftsbereich Anteil der Beschäftigten mit einer wöchentlichen Arbeitszeit ' durchschnittl. 

tarifl. Wociien- von. . . Stunden in Prozent2 
a i  bei tst  ei t 

unter 3 8 38 38,5 39 40 41 und mehr in Stunden 

Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft - - 010 - 97,7 1,3 40,l 
Ener ie- und Wasserversorgung, 

- 212 0,3 010 97,5 - 40 ,O 
- 16,8 3 1.6 - 79,6 - 39,6 Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe 

Investitionsgücergewerbe 0,2 - ' 93,4 - 6,4 - 38.6 

Nahrungs- und GenuGmittelgewerbe - - - - 100,o - 40,O 
Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe - - - - 100,o - 40,O 
Handel, Banken und Versicherungen 0,7 - 66,9 6,4G 26,s - 38,9 

Private Dienstleistungen und Öffentliche 

Berg % au 

Verbrauchsgütergewerbe I 318 32,O - 63,5 - 39,4 

Verkehr und Nachrichtenübermittlung OJf - 7,1 - 92,7 0 10 39,9 

D' ienste 1-2 032 331 090 94,6 . OJ4 39,9 
Gesamte Wirtschaft O J  J5 41 ,s 1,4 54,9 0,o 39,3 

I Die Tabelle bezieht sich auf die zum Stichtag 30.6. 86 vereinbarte regelmäßige tarifliche Wochenarbeitszeit (beiscufenweiser Verkürzung der Arbeitszeit in dcr letzten Stufe) 
unabhänbig vom Datum des Inkraftrrerens der bis zum Stichtag vereinbarten Arbeicszeitverkünungen; ohne Wochenarbeitszeinrerlcürzung für einzelne Beschäftigungsgrup- 
pen ; Tarifbereiche mit einer Arbeitszeitverkünung in Form von freien Tagen unter Beibehaltung der tariflichen Wochenarbeitszeir von 40 Stunden sind in der Spalte „40" 
er fd t ,  so 2.B. der Sccinkohlenbergbau mit 8, die deutschen Seehafenbceriebe mit 9, die Deutsche Bundesbahn und Bundespost sowie der öffentliche Dienst mit i zusitzlichen 
bezahlten freien Tagen. - 2  Die Berechnungen erfolgten auf der Basis aller von Tarifvertragen der DGB-Gewerkschdtcn begünstigten Arbeitnehmer (= i0üX); sofern sich die 
Anteile nicht zu 100 Prozent aufaddieren, existieren in den betreffenden Wirtschaftszweigen eine Anzahl von Arbeitnehmern ohne tarifliche Arbeitszeitregelung oder Sonder- 
regelung. 
'*' Darunter 205 000 Arbeitnehmer (" 6,1 Prozent) mit 38,75 StundedWoche. 
Quelle: WSI-Mitteilungen 9/1986 



für die seit 1984 die tarifliche Regelarbeitszeit entweder in Form 
von Wochenarbeitszeitverküizung oder in Form der Einführung 
zusätzlicher bezahlter Tage herabgesetzt wurde, von 45 vH auf . 

62 vH. Berücksichtigt man darüber hinaus die seitdem abge- 
schlossenen Tarifverträge zum Vorruhestand, so zeigt sich, dai3 
in den letzten 2 i/2 Jahren die überwiegende Mehrzahl 'der Ar- 
beitnehmer in der einen oder anderen Form von Arbeitszeitver- 
kürzungen profitierte.:9 Mit der Durchsetzung der 35-Stunden- 
Woche in den anstehenden Tarifauseinandersetzungen würden 
das Tempo der Arbeitszeitverkürzung beschleunigt und damit 
weitere Arbeitsplätze geschaffen werden können. 

' 

3.3 Die B eschäftigungswirksamkei t der 3 8,5 - S  tundenwoche 

Von Anfang 1984 bis Mitte 1986 ist die Zahl der abhängig Be- 
schäftigten saisonbedingt um rund 400 000 gestiegen:*O Heftig 
umstritten ist dabei, worauf diese Zunahme zurückzuführen ist. 
Für die Bundesregierung steilt sie die Folge des wirtschaftlichen 
Aufschwungs und der von ihr verfolgten Wirtschaftspolitik in 
den letzten Jahren dar. Die Arbeitszeitverkürzung habe dazu al- 
lenfalls in bescheidenem Umfang beigetragen. Die Arbeitgeber 
lassen verkünden, daß vor allem die Flexibilisierungskompo- 
nente in den Tarifverträgen Neueinstellungen erlaubt habe und 

Thbelle 5: 
Wachstum, Pro du k tivitlit und B eschüf tig ung 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

Bnirtoinlands- Stunden- jährl. Arbeits- Beschäftigte 
Produkt (in Prei- produktivicär zeit Arbeitnehmer- 
Sen von 1980) ( V W  ' (VH) 
(VH) 

1984 2,8 2,9 -0,l 17 000 

1985 2,6 217 -0,8 173 000 

1986::- 3,O 2,5 -0,8 262 000 

Prognosewerte 
Qiieffe: Die Lage der Weltwirtschaft und der westdeutschen Wirtschaft irn Herbst 1986, in: DZW-Wochen- 
berichr 43/1986 
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es daher auch beschäftigungspolitisch sinnvoll sei, die Flexibili- 
tät der Arbeitsverhältnisse weiter zu erhöhen. 

marl~tstaristischen Daten zeigt jedoch, dafl die Beschäftigungs- 
Wirksamkeit der tarifvertraglichen Arbeitszeitverkürzungen be- 
wuf3t und wider besseres Wissen von Bundesregierung und Ar- 
bei tge beim herunter geredet wird. 

3984 nahm das (reale) Bruttoinlandsprodukt um 2,s Prozent 
zu, die Stundenproduktivität stieg um 2,9 Prozent, während die 
jährliche Arbeitszeit um 0,1 Prozent sank. Der Rückgang des Ar- 
beitsvolumens wurde durch die ArLeitszeitverkürzung nahezu 
ausgeglichen. Im Jahresverlauf stieg die Zahl der abhängig Be- 
schäftigten nur geringfügig um 17 000 Personen. 

1985, dem Jahr in dem die erkämpften Arbeitszeitvei-kürzun- 
gen wirksam ZLI werden begannen, nahm das (reale) Bruttoin- 
landsprodukt weniger als im Vorjahr, nämlich um 2,6 Prozent 
zu. Die Stundenproduktivität stieg mit 2,7 Prozent fast so stark 
wie 1984. Die Schere zwischen Produktions- und Produktivi- 
tätswachsturn war wiederum leicht geöffnet. Dennoch nahm die 
Zahl der abhängig Beschäftigten während des Jahres um 173 000 
zu. Angesichts der Kombination von Bruttoinlandsprodukt- 
und Pro du ktivität s en twic klung kann die vergleichsweise höhere 
Zunahme der Beschäftigung ihre Ursache im wesentlichen nur 
in der Arbeitszeitverkürzung haben, die mit 0,8 Prozent (Ar- 
beitstage und Arbeitszeit [arbeitstäglich]) deutlich höher als 1984 
war. Somit ist davon auszugehen, dai3 der Beschäftigungseffekt 
der 38,5-Stundenwoche mit reichlich 100 000 Vollzeitarbeitsplät- 
zen bis Ende 2985 zu veranschlagen ist." 

Die erwartete Beschäftigungszunahme 1986 um rd. 262 000 
Arbeitnehmer hat ihre Ursache im wesentlichen in den 1986 in 
Kraft g e treten en t ari fli chen Ar b ei t s z ei tverkü n u n  g en , da sie er- 
heblich stärker zunehmen (1 Prozent) als das Arbeitsvolumen 
als Folge der Produktions-Produktivitätsentwicklung ausgewei- 
tet wird. 

Diese GröBenordnung des Beschäftigungseffekts ergibt sich 
auch bei einer methodisch anders vorgehenden Abschätzung. 
Aus der bis Mitte 1986 in Durchschnitt aller von Tarifverträgen 

- - Ein Blick in die vorliegenden beschäftigungs- und. arbeits- 
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der D GB - Gewerks chaften begünstigten Beschäftigten realisier- 
ten Wochenarbeitszeit errechnet sich gegenüber der 40-Stunden- 
Woche ein Beschäftigungseffekt in Höhe von 305 000 Arbeitneh- 
mern [( 17,l Millionen Arbeitnehmer x 40 Stunden - 17,l Millio- 
nen x 39,3 Stunden)/39,3 Stunden]. Man geht davon aus, da13 die- 
ser rechnerische Effekt nicht in voller Höhe beschäftigungswirk- 
sam wird, sondern infolge von organisatorischen und produkti- 
vitätssteigernden Maßnahmen nur zur Hälfte bis zu zwei Drittel. 
Ausgehend von dem rechnerischen Beschäftigungseffekt ergä- 
ben sich damit tatsächliche Beschäftigungseffekte in Höhe von 
rd. 150 000 bzw. 200 000 Vollzeitarbeitsplätzen. 

Man kann also mit hoher Sicherheit davon ausgehen, dafl rund 
die Hälfte der Beschäftigungszunahme seit Anfang 1984 auf das 
Konto der Arbeitszeitverkürzung geht." Oder: Ohne die Ar- 
beitszeitverkürzung wäre der Beschäftigungsanstieg in diesem 
Zeitraum nur halb so hoch gewesen. 

Die Zahl der (registrierten) Arbeitslosen läge dann nicht bei 
2,l Millionen (August 1986), sondern bei 2,3 oder sogar 2,4 Mil- 
lionen Mitte 1986. 

3.4 Formen der betrieblichen Umsetzung der tarifvertraglichen 
Arbei tszeitverkürzungen 

Mit den vor allem irn Tarifvertrag für die Metallindustrie verein- 
barten Möglichkeiten einer Differenzierung der individuellen 
Arbeitszeiten wurde die Auseinandersetzung um die Verkür- 
zung der Arbeitszeit in die Betriebe hinein verlängert. Der neue 
Manteltarifvertrag steckte lediglich den Rahmen für die Arbeits- 
zeitgestaltung ab, seine konkrete betriebliche Ausfüllung er- 
folgte in den zwischen Betriebsräten und Geschäftsleitungen 
auszuhandelnden Betriebsvereinbarungen. Hier erst konnte sich 
zeigen, inwieweit sich Gewerkschaften und Arbeitgeber mit 
ihren gegensätzlichen Vorstellungen durchzusetzen vermochten. 
Die gewerkschaftlichen Vertreter gingen mit folgenden Zielen in 
die Verhandlungen: 
,,- 38,5 Stunden für jeden Arbeitnehmer, . . .; 
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- Vermeidung von Uberstunden bzw. Freizeitausgleich für 
Mehrarbeit; 

- Verhinderung der Anrechnung der Arbeitszeitverkürzung 
auf ,informelle Pausen', ,Überlappungszeiten' und von Lei- 
s tungsver dichtung ; 

- Ausweitung der Mitbestimmung 'über die betrieblichen Ar- 
beitszeitsysteme auf die Personalplanung und dabei Durch- 
setzung für Neueinstellungen; 

- Verbindung der Umsetzung der jetzt erreichten tariflichen 
Arbeitszeitverkürzung mit der Mobilisierung für die Durch- 
setzung der nächsten Schritte."'3 

Demgegenüber versuchten die Arbeitgeber ihre Flexibilisie- 
rungsstrategie auch und gerade bei der betrieblichen Umsetzung 
durchzudrücken. Ihre Argumente und Arbeitszeitmodelle 
zeichneten sich dadurch aus, 
,,- daf3 die Tarifverträge offen mißachtet werden, unter anderem, 

indem den Arbeitnehmern tägliche Arbeitszeiten bis zu 
10 Stunden und wöchentliche Arbeitszeiten bis zu 50 Stun- 
den zugemutet werden und der Samstag als regulärer Arbeits- 
tag verplant wird; 

- dai3 Arbeitsplatzflexibilisierung offen zur Vermeidung von 
Neueinstellungen propagiert wird ; 

- dai3 den Arbeitnehmern für die gleiche Arbeitszeit und/oder 
die gleiche Arbeitsleistung ein niedrigerer Lohn gezahlt wer- 
den soll, weil ,Atempausen' wegrationalisiert werden und/ 
oder für Arbeit szeitverlän gerungen keine U b ers tund en zu- 
Schläge mehr gezahlt werden; 

- daf3 die bestehenden Segmentationslinien innerhalb der Be- 
legschaften vertieft und neue Spaltungslinien erschlossen 
werden, indem den einzelnen Arbeitnehmergruppen je spezi- 
fische Arb eitszeitregelun gen ,verordnet ' werden ; 

- daf3 zwar die Rede ist von den ,Wünschen der Mitarbeiter', 
die Modele und Lösungsvorschläge aber die Arbeitssysteme 
nach rein betriebswirtschaftlichen Kriterien gestalten; 

- dai3 Teilzeitarbeit ais eigenständiger Faktor in erheblichem 
Ausmaß zur Harmonisierung der Arbeitszeiten und Be- 
triebszeiten eingesetzt wird."ld 
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Offensichtlich spekulierten die Arbeitgeber darauf, ihre „Flexi- 
Linie" gegenüber den Betriebsräten besser als gegenüber den Ge- 
werkschaften durchsetzen zu können. Sie hofften, auf diesem 
Wege - vertragswidrige - Fakten für künftige tarifvertragliche 
Arbeitszeitverkürzungen zü schaffen und durch eine differen- 
zierte Behandlung der Arbeitnehmer die gewerkschaftliche In- 
teressenvertretung insgesamt zu schwächen. 

Mittlerweile vorliegende Untersuchungen hinsichtlich der be- 
trie blichen Umsetzung der neuen Arbeitszeitenregelungen er- 
lauben es, abzuschätzen, inwieweit die Arbeitgeberhoffnungen 
aufgegangen sind. 

In mehr als der Hälfte der ausgewerteten Betriebe der Metall- 
industrie'5 sind einheitliche Modelle der Arbeitszeitverkürzung 
gewählt worden. In gut einem Drittel der Betriebe sind Verein- 
barungen getroffen worden, die für deutlich mehr als die Hälfte 
der Beschäftigten einheitliche Regelungen vorsehen (betrieblich 
dominierende Modelle). Vielfach konnten auch Auszubildende 
und auflertarifliche Angestellte in die Vereinbarungen einbezo- 
gen werden. 

In knapp der Hälfte der Betriebe sind wöchentliche Arbeits- 
zeitverkürzungen vereinbart worden. 30 Prozent der Betriebe 
machen freitags 1,5 Stunden früher Schluß; weitere 7 Prozent 
schließen jeden zweiten Freitag 3 Stunden früher. 30 Prozent der 
Betriebe, darunter vor allem Groflbetriebe, realisieren die Ar- 
beitszeitverkürzung in Form zusätzlicher freier Tage. In rund 
einem Drittel der Betriebe, die diese Umsetzungsform praktizie- 
ren, werden die freien Tage zu ,,Brückentagen" zwischen Feierta- 
gen und Wochenenden und zum Jahreswechsel gebündelt. 
Mischformen praktizieren 14 Prozent der untersuchten Be- 
triebe. 

Die tägliche Verkürzung der Arbeitszeit um 18 Minuten 
wurde in 5,5 Prozent der Betriebe gewählt. Sie hat den Beschäf- 
tigten vielfach einen darüber hinausgehenden Freizeitgewinn ge- , 

bracht, dadurch daiS das Arbeitsende in eine entspanntere Ver- 
kehrssituation fiel. 

Im Hinblick auf die Einhaltung des vertraglich vereinbarten 
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Zweimonatszeitraums, innerhalb dessen die 38,5-Stundenwoche 
bei ungleichmäf3i ger Arbeitsverteilung im Durchschnitt reali- 
siert werden md3, ist bemerkenswert, ,,da8 es vor allem dem Ma- . 

nagement in Groflbetrieben und im Konzernzusammenhang 
wichtig war, die tarifliche Zweimonatsfi-ist in Frage zu stellen. . . 
Mit steigender Betriebsgröfie nimmt jeweils der Anteil der Be- 
triebe zu, in denen die Einhaltung des Zweimonatszeitraums 
nicht erkennbar ist oder in denen er definitiv überschritten 
wird. '' 16 

Offensichtlich sollen durch das Einschleifen einer tarifver- 
tragswidrigen Praxis günstige Voraussetzungen für die Fortfüh- 
rung der Flexi bilisierungsstrategie in künftigen Tarifauseinan- 
dersetzungen geschaffen werden. 

Rund 42 Prozent der Betriebe haben sich in deii Betriebsver- 
ein b arungen die Aufi-echterhaltung der bisherigen Betrie bsnut 
zungszeiten zusichern lassen, woraus sich eine Präferenz für 
freie Tage ergibt. Auch hier zeigt sich, da& vor allem in Grof3be- 
trieben die . Aufrecht erhai tung der B etriebsnu t zun gszei t en ver- 
einbart worden ist. 

Samstagsarbeit ist in knapp 10 Prozent der Betriebe vereinbart 
oder vorgesehen worden. Bei gröflerin Betrieben und solchen' 
mit Konzernbindung liegt ihr Anteil höher. 

Hin sicbtli ch der t arifvertraglichen M öglic hliei t zur Differen- 
zierung der individuellen Arbeitszeiten zwischen 37 und 
40 Stunden - dem wohl problematischsten Punkt des Metallab- 
schlusses - gelangt die Untersuchung zu dem Ergebnis, daß in 
nur 22,3 Prozent der untersuchten Betriebsvereinbarungen ent- 
sprechende Hinweise enthalten waren, wobei jedoch 5,5 Prozent 
der dies bezüglichen Vereinbarungen nicht praktiziert weilden. In . 

ledi gli ch jedem sechsten Betrieb existieren konkrete Ausfüh - 
rungsbestimmungen. Eine Hochrechnung ergibt, daß höchstens 
5,7 Prozent der Beschäftigten In der Untersuchungsstichprobe 
individuell differenzierte Arbeitszeiten haben. ,,Es ist also 1985 
nicht zu dem befürchteten groi3en Einbruch in die Normalar- 
beitszei t gelromm en. " 17 

Wiederum zeigt sich ein enger Zusammenhang zwischen der 
Verbreitung differenzierter Arbeitszeiten und der Konzei-nzuge- 

. 

. 
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höriglceit. ,,So praktizieren beispielsweise 56,7 v H  von (uns er- 
faflten) 90 Siemens-Betrieben, 71,4 VH von 35 Bosch-Betiieben, 
80 vH von 20 Mannesmann-Betrieben und 100 vH von 9 Daim- 
ler-Betrieben differenzierte Arbeitszeiten. Die Schwerpunkte 
der Arbeitszeitdifferenzierung liegen deutlich in der Elektroni- 
schen Industrie und im Fahrzeugbau."'8 

Tabelle 6 verdeutlicht den Zusammenhang von Konzernzuge- 
hörigkeit und fiexi blen Arbeitszei tregelungen : 

Zbelle 6: 
Betviebsverein burmgen und Konzeunbindung - 
atisgew Zb I t  e Beispiele 
(in vH der jeweiligen Grundgesamtheit) 

Betriebe ohne Betriebe mit Siemens Gesamt 
Konzern- Konzern- 
Zugehörigkeit zugehörigkeit 

Differenzierte 
Arbeitszeit ver- 
ein b art 18,6 29,6 71,l . 23,3 

Sams tagsar b eit 
verein bare 397 10,o 14,6 , 5 3  
Aufrechterhaltung 
der B etriebsnu t- 
zungszeit vereinbart 3 7,s 52,3 64,5 42,4 

Öffnungsklausel 
für Veränderung der 
Lage und Dauer der 
Arbeitszeit verein- 
bart 29,2 39,l 46,7 32,5 

-~ 

Qxelle: G. Bosclt U. a., Betriebliche ümsettung der 38,5-Stunden-Woche, WSI Arbeitsmaceria- 
lien 12, Düsseldorf 1986; sowie Angaben des WSI 

Zusammenfassend ist festzustellen, daßi die Flexibilisierungs- 
offensive der Arbeitgeber auch bei der betrieblichen Umsetzung 
nicht den erhofften Durchbruch hat erzielen können. Die Be- 
triebsräte und Gewerkschaften konnten bei der betrieblichen 
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Umsetzung des Tarifvertrags überwiegend für alle (Vollzeit-)Be- 
schäftigten einheitliche sowie wochennahe Arbeitszeitverlrür- 

rung in engen Grenzen halten. 
Dieses Ergebnis war zumeist nur auf der Grundlage intensiver 

und breiter Diskussionen in den Belegschaften möglich. Uber 
die Diskussions- und Beteiligungsprozesse sind den Arbeitneh- 
mern die Absichten und Folgen.der in wohlklingende Phrasen 
gehüllten Flexibilisierungsstrategie der Arbeitgeber deutlich ge- 
worden.J9 Die Gewerkschaften haben es verstanden, die 
,,Schwachstellen des Kompromissescr für die betriebspolitische 
Arbeit zu nutzen und die Einsicht in die Notwendigkeit weiterer 
Arbeitszeitverkürzungen zu verbreitern und zu vertiefen. 

Zungen durchsetzen un.d die individuelle Arbeitszeitdifferenzie5 -- 

3.5 Die Tarifverträge zum Vorruhestand und der Beschäfti- 
gungs effekt 

Im Unterschied vor allem zur IG Metall und IG Druck forder- 
ten die Gewerkschaften BSE, GTB, IGBE, NGG und IG Che- 
mie in der Tarifrunde 1984 eine Verkürzung der Lebensarbeits- 
zeit, die durch eine Vorruhestandsregelung erfolgen sollte: Ar- 
beitnehmer sollten nach Vollendung des 58. Lebensjahres mit 
75 Prozent ihres bisherigen Nettogehaltes aus dem Erwerbsle- 
ben ausscheiden können. Auf den dadurch freiwerdenden Ar- 
beitsplätzen sollt en Arbeitslos e einges tell t werden. Dabei wurde 
davon ausgegangen, daf3 mit dieser Regelung zirka eine dreivier- 
tel Million Arbeitnehmer angesprochen werden würden. Auf- 
grund der gesetzlichen Regelungen einerseits und der tarifver- 
traglichen Vereinbarungen andererseits wurde der Kreis derjeni- 
gen Arbeitnehmer, die die Antragsvoraussetzungen erfüllten, je- 
doch erheblich einges chränkt’o : 
- Vorruhestandsvereinbarungen sind nur für rund ein Drittel 

der Adressaten getroffen worden, 
- in der Metal-lindustrie kann das Arbeitsverhältnis nur im Ein- 

vernehmen mit dem Arbeitgeber aufgelöst werde+, in ande- 
ren Bereichen ist die Zustimmung des Arbeitgebers erforder- 
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lich, wenn die betriebliche Inanspruchnahme über 5 bzw. 
2 Prozent (Textil- und Bekleidungsindustrie) hinausgeht, 

- in der Mehrzahl der Tarifbereiche ist eine Mindestdauer der 
Betriebszugehörigkeit Antragsvoraussetzung. 

Darüber hinaus sind die aus der Berechnung des Vorruhestands- 
geldes resultierenden finanziellen Einbußen vielfach zu hoch, 
um für einen größeren Kreis von Beschäftigten noch tragbar zu 
sein. 

Nach den vorliegenden Statistiken21 gab es Ende 1985 rund 
45 OOO Vorruhestandsgeidbezieher. Bis Mai 1986 war ihre Zahl 
auf 53 500 gestiegen. 

Unter der Bedingung, daß anstelle des ausgeschiedenen Ar- 
beitnehmers ein Arbeitsloser oder ein arbeitssuchender Jugend- 
licher eingestellt wird, erhält der Arbeitgeber 35 Prozent seiner 
Aufwendungen von der Bundesanstalt ftir Arbeit erstattet. Der 
Beschäftigungseffekt des Vorruhestands läflt sich demnach an 
der Zahl der seitens der Bundesanstalt bewilligten Anträge auf 
Zuschüsse zu den Vorruhestandsleistungen ablesen. Ende 1985 
waren dies 23 000. Bis zum Mai 1986 stieg ihre Zahl auf 34 000, 
wobei im Baugewerbe aufgrund geänderter Finanzierungsbedin- 
gungen die Zahl der Anträge stark rückläufig ist. 

Dabei können jedoch rnißbräuchliche Inanspruchnahrnen, die 
den Beschäftigungseffekt verringern, nicht ausgeschlossen wer- 
den: 
- so können sich auf Veranlassung des Arbeitgebers Arbeitneh- 

mer arbeitslos melden, um dann kurze Zeit später auf einem 
wiederzubesetzenden Arbeitsplatz im gleichen Unternehmen 
erneut eingestellt zu werden, 

- in saisonabhängigen Branchen (2. B. Baugewerbe) ist es oft- 
mals schwer entscheidbar, ob Einstellungen zu Saisonbeginn 
irn Rahmen des Vorruhestandes erfolgen oder auch unabhän- 
gig davon erfolgt wären. 

Infolgedessen dürfte die Beschäftigungswirksamkeit des Vorru- 
hestands geringer sein, als es in der Zahl der bewilligten Anträge 
zum Ausdruck kommt. Gemessen an den Erwartungen muß der 
Beschäftigungseffekt der Vorruhestandsregelung als enttäu- 
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schend und vor dem Hintergrund der Beschäftigungswirksam- 
kei t der Wochenar b ei tszeitverlr;ürzun g als bescheiden bewertet 
 werden;^$- __.. 

3.6 Konsequenzen für die künftige Arb-eitszeitpolitik der Ge- 
werksch af t en 

Die Erfahrungen mit der 38,5-Stundenwoche haben gezeigt, daf3 
Ar beitszeitverkürzungen ein wirksames Instrument ziir Siche- 
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen sind. Angesichts der im 
i. Abschnitt dargestellten Entwicklung der Arbeitslosigkeit bis 
zum Jahre 2000 sowie auch der spätestens .für 1988 erwarteten 
Rezession ist eine weitere Verkürzung der wöchentlichen Ar- 
beitszeit dringend erforderlich. Der Kampf für  die 35-Stunden- 

. Woche ist insofern auch ein Kampf fiir das „Recht auf Arbeit" 
und gegen die Aufspaltung der Gesellschaft in „Arbeitsbesitzer" 
und ,,Nicht-Besitzer". Dieses egalisierende Element in der ge- 
werlrs chaftlichen Forderung nach Arbeitszeitverkürzung ist den 
Flexibilisierungsvors tellungen di ametral entgegengesetzt . 

Die Ergebnisse des Kampfes um die tarifvertragliche 38,5- 
Stundenwoche sowie der betrieblichen Umsetzungen haben ge- 
zeigt, daß sich die Arbeitgeber mit ihrer Strategie der weiteren 
Flexibilisierung der Arbeitszeit und der Schwächung der Ge- 
werkschaften nicht haben wie erwartet durchsetzen können. 

Die Konzentration flexibler Arbeitszeitregelungen auf Groß- 
und konzerngebundene Betriebe und die Absicht der Arbeitge- 
ber im Arbeitskampf in der Druckindustrie, trotz bereits vor- 
handener Spielräume für eine flexible Arbeitszeitgestaltung eine 
noch weitergehende Flexibilisierung durchzusetzen, lassen die 
politischen Motive der Flexibilisierungsstrategie erkennen, die 
die dafiir vorgeschobenen produktionstechnischen und Ökono- 
mischen Begründungen iiberlagern. Die gesamte Deregulie- 
rungskarnpagne, deren Haup tbestand teile die „EntniveIl~erung" 
der Lohn- und Gehaltsstrulrturen und die Arbeitszeitflexibilisie- 
rung sind, ist darauf gerichtet, die erkämpften Schutzrecl-ite der 
Arbeitnehmer zu beseitigen und die gewerkschaftliche Interes- 
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senvertretung zu schwächen. ES gibt für die abhängig Beschäftig- 
ten keinen Grund, sich auf Flexibilisierungsvorstellungen einzu- 
lassen, die eine Unterwerfung ihres Arbeits- und Lebensrhyth- 
mus unter einzelwirtschaftliche Belange zum Ziel haben. Die be- 

. trieblichen Auseinandersetzungen haben vielen Arbeitnehmern 
klar werden lassen, dai3 ein vermeintliches Anknüpfen an die Ar- 
beitszeitwünsche der Arbeitnehmer nur der Speck ist, mit dem 
man Mäuse fangt. 

Mit dieser grundsätzlichen Ablehnung der Arbeitszeitflexibi- 
lisierung der Arbeitgeber sollen die seitens der Arbeitnehmer 
vorhandenen Wünsche nach mehr „Zeitsouverä.nität" nicht ge- 
leugnet werden. TatsächIich dürfte das Interesse der Arbeitneh- 
m er nach stärker selbst b es timm ten Arb ei tszei tstriikturen zuge - 
nommen haben und noch weiter zunehmen (vgl. Abschnitt 
1.3.3)) wenngleich vielfach dieses Interesse aus einer unzurei- 
chenden öffentlichen Infrastrukturausstattung (2. B. im Bereich 
der Kinderbetreuung), einer tradierten häuslichen Rollenvertei- 
lung oder der Sinnentleertheit des Arbeitslebens resultiert. Un- 
geachtet ihrer Gründe in gesellschaftspolitischen Defiziten ver- 
dienen sie Beachtung. Zwischen den Arbeitszeitwünschen der 
Beschäftigten und der Arbeitszeitflexibilisiervng der Arbeitge- 
ber kann es jedoch allenfalls zufällige Entsprechungen geben. 
„Die Flexi-Offensive zielt auf eine noch weitergehende Unter- 
ordnung des Arbeits- und Lebensrhythmus der Menschen unter 
die sog. betrieblichen Belange, während die Gewerkschaften urn- 
gekehrt die Anpassung der betrieblichen Arbeitszeitsysteme an 
die menschlichen Bedürfnisse fordern müs~en.~'23 Daraus folgt, 
da13 ein höheres Mai3 an Zeitsouveränität fiir die Arbeitnehmer 
wie auch die weitere Verkürzung der Wochenarbeitszeit gegen 
die Unternehmen erkämpft werden mui3. Sie stellt im Wider- 
spruch zur Flexibilisierungsstrategie der Arbeitgeber keine De- 
reguliei-ung der Arbeitsverhältnisse dar, sondern beinhaltet er- 
weiterte Rechtsansprüche der Arbeitnehmer gegenüber den Ar- 
beitgebern.24 Mehr Zeitsouveränität für die Arbeitnehmer be- 
deutet letztlich eine Einschränkung der Dispositionsfreiheit des 
Kapitals über die Arbeitskraft. Dies bedeutet, daf3 die Arbeits- 
zeitflexibilisierung keine Verhandlungsmasse der Gewerkschaf- 
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ten in der: Auseinandersetzung um die weitere Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit sein kann und arbeitnehmerfreundliche, fle- 

.. x-i ble Arbeitszeitstrukturen sich nicht als deren Nebenprodukt 
ergeben werden. 

In den anstehenden Tal-ifauseinandersetzungen kommt es dar- 
auf an, den Zugewinn an (disponibler) Freizeit infolge verkürz- 
ter Arbeitszeit, über die der einzelne Arbeitnehmer souverän ver- 
fügen kann, und den Beschäftigungseffekt weiterer Arbeitszeit- 
Verkürzungen nicht durch Zugeständnisse an die Flexibilisie- 
rungsvorstellungen der Arbeitgeber zu schmälern. Daher sind 
abzulehnen 
31 - . . . Maflnahmen zur Arbeitszeitflexibilisierung, wenn diese 

nicht mit generellen Verkiirzungen der Wochenarbeitszeit 
verbunden sind. 

- . . . Maflnahmen zur Arbeitszeitflexibilisierung, wenn damit 
erkennbar der Abbau von Arbeitsplätzen angestrebt ist. 

L . . . Mdnalimen zur Arbeitszeitflexibilisierung, wenn diese 
der „EinkommensflexibiIisierungcc dienen, also z. B. Lohn- 
abgruppi erun g en intendiert sind . 

- . . .Arbeitszeitflexibilisierung bei einer erkennbaren betrieb- 
lichen Strategie, die die Gefahr der Erzeugung von ,Randbe- 
legschaften‘ beinhaltet, d. h. beispielsweise eine generelle da- 
hingehende Tendenz, daf3 Hochqualifizierte 40 Stunden und 
Minderqualifizierte 3 7 Stunden arbeiten. ‘‘25 

In den Tarifauseinandersetzungen kommt es ferner darauf an : 
- die 5-Tage-WocheY d. h. das freie Wochenende beizubehalten; 
- den 8-Stundentag als Höchstgrenze der regelmäi3igen täg- 

lichen Arbeitszeit zu erhalten; 
- keine Ausweitung der derzeitigen Ausgleichszeiträume bei un- 

gleichmäiiiger Arbeitszeitverteilung zuzulassen ; 
- die Eckwerte für Gleitzeit und versetzte Arbeitszeiten tarifver- 

traglich zu regeln; 
- Fi-eizeitausgleich für Mehrarbeit ab der ersten Mehrarbeits- 

stunde sowie Freizeitzuschläge für besonders belastende Ar- 
bei t sz ei t en und b e sonders belaste t e Arb eitne hrn er grup p en 
durchzusetzen und 

- Mindestbedingungen für Teilzeitarbeit zu vereinbaren? 
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4. Die 35-Stundenwoche ist notwendig und machbar! 

4.1 Die Gründe: Abbau der Arbeitslosigkeit und Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen durch die 35-Stunden- 
Woche 

Wir konnten feststellen, dai3 die Konzeptionen und Modelle zur 
individuellen Flexibilisiei-ung der Arbeitszeit nicht zum Abbau 
der Arbeitslosigkeit beitragen, sondern ganz im Gegenteil sogar 
überwiegend negative Wirkungen auf das Beschäftigungsniveau, 
die Arbeitsbedingungen und die Stellung der Arbeitnehmer aus- 
üben. Um sicherzustellen, dai3 die Arbeitslosigkeit bei steigender 
Arbeitsproduktivität und wachsendem Erwerbspersonenpo- 
tential nicht noch weiter zunimmt, sondern in den nächstenJah- 
ren deutlich abgebaut wird, bedarf es einer massiven Arbeitszeit- 
Verkürzung. Selbst unter relativ günstigeren gesamtwirtschaftli- 
chen Wachstums bedingungen müssen durch Arbeitszeitverkür- 
Zungen jährlich rd. 600 000 Arbeitsmoglichkeiten geschaffen 
werden, damit bis 1990 ein wesentlicher Schritt zur Wiedererlan- 
gung der Vollbeschäftigung getan ist. 

Wir plädieren daher für eine möglichst umfassende und 
schnelle Verkürzung der wöchentlichen Arbeitszeit für alle Be- 
schäftigten bei vollem Lohnausgleich. Andere, vor allem gesetz- 
liche MaiSnahmen zur Arbeitszeitverkürzung können und müs- 
sen irn Kampf gegen die Arbeitslosigkeit ergänzend wirken. Ent- 
scheidend ist jedoch die Schwerpunktsetzung der Arbeitszeitpo- 
litik auf die Wochenarbeitszeitverkürzung. Die Durchsetzztng 
der 35-Stundenwocbe für alle ist die zentrale Aufgabe. Dafür 
sprechen im wesentlichen drei Gründe: 

Erstens hat die Verkürzung der Wochenarbeitszeit irn Ver- 
gleich mit allen anderen Formen der Arbeitszeitverkürzung den 
weitaus gröi3ten Beschäftigungseffekt. Nur sie bietet die Chance, 
da8 in Verbindung mit einer beschiiftigungsorientierten Politik 
qualitativen Wachstums sich die Arbeitslosigkeit erheblich ver- 
mindert und nicht Massenarbeitslosiglceit in Milfionenhöhe als 
Dauerzustand akzeptiert wird. 
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Zweitens werden gerade durch die Wochenarbeitszeitverkür- 
Zungen für alle Beschäftigten - und nicht nur für kleinere Grup- 
pen - die Arbeitsbelastungen reduziert und die Arbeitsbedin- 
gungen verbessert. Sie entspricht der Forderung nach einem vor- 
beugenden Arbeits- und Gesundheitsschutz und ist damit ein 
wichtiger Bestandteil einer Politik zur Humanisierung der Ar- 
beit. Die Grundlagen f ü r  Gesundheitsverschleifi und Frühinvali- 
dität werden in den belastungsintensivsten Berufsphasen zwi- 
schen dem 2Ssten und dem 45sten Lebensjahr gelegt, und die 35- 
Stundenwoche für alle trägt ganz wesentlich zu deren Abbau bei. 

Drittens schafft die Wo chenarbei tszeitvei-kürzung ein gröf3 e- 
res Mafi an Freizeit und damit die Voraussetzung zur besseren 
Gestaltung der individuellen Lebensbedürfnisse und -interes- 
sen. Diese Bedürfnisse fallen nicht erst im Urlaub oder im Ruhe- 
stand an, sondern in jeder Arbeitswoche, an jedem Arbeitstag. 
Die 35-Stundenwoche verbessert deshalb insbesondere die Vor- 
aussetzungen für eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie und 
eröffnet Frauen und Männern die Chance, die Aufgaben der Kin- 
dererziehung und Familienversorgung besser zu erfüllen und 
gleichmäfliger zu verteilen. Damit erhöhen sich vor allem die 
Möglichkeiten vieler Frauen, erwerbstätig zu sein und zu bleiben 
und nicht nach der Geburt von Kindern ganz den Beruf aufge- 
ben zu müssen bzw. auf unterwertige, instabile Teilzeitarbeitsver- 
hältnisse ausweichen zu müssen. 

Es 1äf3t sich zusammenfassen: Die 35-Stundenwoche ist ein er- 
folgreicher Weg zum Abbau der Arbeitslosiglreit und sie eröffnet 
zugleich allen Arbeitnehmern die positive Chance, qualitativ 
bessere Arbeits- und Lebensbedingungen zu erreichen. 

Demgegenüber behaupten die Arbeitgeber nach wie vor, daß 
globale und koll ektiwertr agliche Arbeit sz ei tverkürzun gen b e- 
sc hä ft igung spoli ti sch weit geh end Wirkungs1 o s seien . Die Zu- 
nahme der Beschäftigung in den letzten Jahren vor allem im Ver- 
arbeitenden Gewerbe sei auf die günstige konjunlrturelle Ent- 
wicklung zurückzuführen. Enorme Möglichkeiten zur Auswei- 
tung der Beschäftigung böte dagegen die weitere Flexibilisierung 
der Arbeitsverhältnisse. 

Daneben findet sich die Argumentation, dai3 weitere Arbeits- 
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zeitverkürzung die Arbeitskosten erhöhen würden und damit 
die preisliche Wertbewerbsfähigkeit der in der Bundesrepublik 
hergestellten Güter verteuern würde. Absatzeinbugen sowie Ar- 
beitsplatzverluste wären die Folge. Arbeitszeitverkürzungen 
würden somit das Gegenteil dessen bewirken, was sie anstreben. 

Irn folgenden werden wir darlegen, daß die Gegenargurnente 
sich nicht halten lassen. Die 35-Stundenwoche ist beschäfti- 
gungspolitisch wirksam, sie ist bei vollem Lohnausgleich finan- 
zierbar und gibt keinen Anlaß, eine Gefährdung der internatio- 
nalen Wettbewerbsfähigkeit anzunehmen. 

4.2 Hat  die weitere Wochenarbeitszeitverkürzung Beschäfti- 
gungs ef fe k te ? 

4.2.1 Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 

Rein rechnerisch würde die Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
auf 35 Stunden zu einem Mehrbedarf von 2,858 Millionen Ar- 
bei t s kr äf ten führ en. Die Beschäftigungs Wirkung von einer 
Stunde Arbeitszeitverkürzung steigt mit abnehmender Wochen- 
arbeitszeit, da das ausgefallene Arbeitszeitvolumen durch eine 
verringerte Wochenarbeitszeit geteilt werden muß. Die Verkür- 
zung von 40 auf 39 Wochenstunden hat einen rechneiischen Ef- 
fekt von 513 000 Beschäftigungsverhältnissen, während die von 
36 auf 35 Stunden bereits einen von 635 000 hat. 

Von dem rechnerischen Beschäftigungseffekt der 39-Stunden- 
Woche in Tabelle 7 mu13 der infolge der bereits realisierten Ar- 
b eitszei tver kürzung eingetretene Beschäftigungs ef fe k t in Höhe 
von 305 000 Personen abgezogen werden (vgl. Abschnitt 3.3). 
Dementsprechend vermindern sich auch die in der Tabelle ausge- 
wiesenen tatsächlichen Beschäftigungseffekte auf 104 000 (Va- 
riante I) bzw. 135 000 Personen (Variante 11). 

Der rechnerische Beschäftigungseffekt ist ferner nicht gleich 
dem tatsächlichen Beschäftigungseffekt. Bereits im Vorfeld der 
Tarifrunde 1984 wurde von verschiedenen Seiten abzuschätzen 
versucht, in welchem Umfang eine Reduzierung des Arbeitsvolu- 
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Anzahl der Reduzierung 
ab hängig der Wochen- 
Beschäftigten arbeitszeit 

von 40 Std. auf 

20 0004 39 1 '  . 513 I 257 333 

Rechnerischer Tatsächlicher (Netto-) 
(Brutto-) B ecchäftigungseffekt 
Beschäfti- 

gungseffekt1 Variante I' Variante I13 

20 5135 
21 3345 
21 6225 
22 2235 

38'  
37 
36 
35 

540 . 
569 
60 1 
635 

2 70 351 
284 3 69 
301 3 91 
31 8 413 

Summe 

I Der rechnerische Beschafrigungseffelct ergibt sich aus folgender Formel 
ausgefallene Arbeitszeit x tbhingig Beschäftigte 
Arbeitszeit je Emerbsritiger nach der Verkürzung 
2 Die Arbeitszeitverlcürzung wird zu 50 Prozent durch zusätzliche Produktivitit aufgefangen. 
3 Die Arbeitszeicverkürzung wird zu 35 Prozent durch zusätzliche Produlctivirit aufgefangen. 
4 1987 gibt es nach der iVS1-Prognose ca. 22 611 Millionen abhängige Beschäftigte. Davon werden c3. 

13 Prozent Teilreirbeschäftigre abgezogen, die weniger als 30 Stunden die Woche arbeiten, und für die die 
Wochen~rbeitszeitverlrürzung vermutlich nicht unmittelbar wirksam wird. Aus rechnerischen Gründen 
wird dann von einer aufgerundeten Zahl von 20 Millionen abhkgig Beschäftigten ausgegangen. 

Die rechnerische Mehrbeschäftigung der vorherigen Arbeirszeitverkürzung wird ZU der Zahl der abhingig 
Beschiftigten hinzuaddiert. Falls hier die tarsichliche Mehrbeschiftigung hinzuaddierr würde, Ware bei 
einer Arbeitszein~erlcürzung in mehreren Stufen die Summe niedriger als bei einer einstufigen Arbeitszeirver- 
Icürzung. Die Differenz ist jedoch gering. 

= Mehrbedarf an Arbeirslrriften 

rnens zu Neueinstellungen bzw. zur Aufrechterhaltung anson- 
sten gefahrdeter Arbeitsplätze führt. Dabei hat sich gezeigt, da13 
die Beschäftigungseffekte in verschiedenen Branchen und Tätig- 
keitsbereichen sehr unterschiedlich sind. Die gröfiren Rationali- 
sierungsreserven liegen gegenwärtig noch im Verwaltungs- und 
Dienstleistungsbereich. Sehr hohe Wirkungen erzielen Arbeits- 
zeitverkürzungen in der unmittelbaren Produktion, in der der 
Personalbedarf bereits sehr knapp kallruliert ist. Im Unterschied 
zur Mehrzahl der Verwaltungsbereiche können hier die Arbeiten 
auch zeitlich nicht gestreckt werden. Personalausfalle müssen so- 
fort ersetzt werden, da ansonsten der Fortlauf des Betriebes ge- 
fährdet ist. 

Es spricht einiges für die These, daß die Beschäftigungswir- 
kungen der Arbeitszeinierlrürzungen in den letzten Jahren ge- 
stiegen sind und weiter steigen werden. Durch die Intensivierung 
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der Arbeit und arbeitsorganisatorische Änderungen in den letz- 
ten Jahren sind vorhandene Leistungsreserven in der Produktion 
schon weitgehend reduziert worden. Gegenwärtig konzentrie- 
ren sich die Rationalisierungsbemühungen der Unternehmen 
vorwiegend auf den Dienstleistungs- und Verwaltungssektor, so 
dai3 auch hier in wenigen Jahren mit einer ähnlichen Verdichtung 
der Arbeit wie in der Produktion zu rechnen ist. 

Aus diesem Grund gehen wir davon aus, dai3 die Beschifti- 
gungswirkungen d e r  3 H t u n d e n w o c h e  beute  bereits über 
50 Prozent Ziegen. Berücksichtigt man alle Rationalisierungs- 
maßnahmen, die speziell in Reaktion auf die 35-Stundenwoche 
durchgeführt werden, könnte sich gesamtwirtschaftlich ein Be- 
schäftigungseffekt von Ca. 50-65 Prozent ergeben. 

Die Erfahrungen mit der Umsetzung der 38,5-Stundenwoche 
bestätigen diese Schätzung. Bei der Einführung der 35-Stunden- 
Woche würde dies die Schaffung bzw. Sicherung von 1,43 bzw. 
1,85 Millionen Arbeitsplätze bedeuten. (Unter Berücksichtigung 
des Beschäftigungseffekts der 3 8,5-Stundenwoche : 1,32 bzw. 
1,71 Millionen Arbeitsplätze .) 

Bei der Beurteilung der Beschäftigungswirksamlceit der Ar- 
beitszeitverkiirzung muf3 ferner berücksichtigt werden, daf3 
deren Beschäftigungseffekt nicht gleichbedeutend mit der Zahl 
der Neueinstellungen ist. Unter der Bedingung einer Scherenent- 
Wicklung zwischen (Stunden-)Produktivitäts- und Wirtschafts- 
wachstum können Arbeitszeitverkürzungen auch anstehende 
Entlassungen verhindern oder vermindern. 

Wahrend in der Hoch kon j unkt u r bei aus gelastet e n betrieb li - 
chen Kapazitäten die Wirkungen der Arbeitszeitverkürzungen 
sich vor allem in Neueinstellungen ausdrücken, wird in der Krise 
der Anstieg der Arbeitslosigkeit durch die Stabilisierung beste- 
hender Beschäftigungsverhältnisse vermindert. Vernachlässigt 
man diesen Effekt, dann unterschätzt man in der Krise zwangs- 
läufig die Wirkungen von Arbeitszeitverkürzungen auf den Ar- 
beitsmarkt. 

79 



4.2.2 Betriebliche Redktionsmtiglichkeiten und ihr Einfiuß auf 
die Bescl3~f~ig.IZgseffekte weiterer A~~e i t s ze i t ve rkürzungen  

Die Differenz von rechnerischen und tatsächlichen Beschäfti- 
gungseffekten der Arbeitszeitverkürzung hat ihre Ursachen in 
beschäftigungsmindernden Reaktionen der Unternehmen. 

Für die Betriebe gibt es folgende Möglichkeiten, die Beschäfti- 
gungswirkungen der Arbeitszeitvel-kürzung einzuschränken: 
a) Intensivierung der Arbeit und arbeitsorganisatorische Mafi- 

b) Rationalisierungsinvestitionen, . 
c) Verzicht auf die Produktion bestimmter Güter oder Dienst- 

d) Ausdehnung von Überstunden. 

nahmen, 

leistungen, 

Diese Realrtionsweisen sind nicht spezgisch für: Arbeitszeitver- 
kürzungen , sondern werden zur .Verbesserung der betrieblichen 
Rentabilität unabhängig von Arbeitszeitverlrürzungen einge- 
setzt'und zwar in quantitativ erheblicherem Mai3e. Für die Wirk- 
samkeit künftiger Arbeitszeitverkürzungen ist entscheidend, in 
welchem Umfang die Unternehmen von diesen Reaktionsmög- 
lichkeiten Gebrauch machen konnen und damit zusätzliche, 
über den Trend hinausgehende Produktivitätseffelrte induziert 
werden. 

a)  Intensiviemng dei. Arbeit und arbeitsq~ganisatorisc/~e Maß- 
nahmen 
In der Vergangenheit gingen Arbeitszeitverkürzungen vielfach 
mit ei-ner Intensivierung der Arbeit einher. Der 8-Stundentag 
wurde zu einer Voraussetzung des Taylorismus : Komplizierte 
Tätigkeiten wurden in einfache, monotone und repetitive Arbei- 
ten aufgeteilt. Höchstleistungen konnten unter den neu gestalte- 
ten arbeitsorganisatorischen Bedingungen (knappe Akkordzei- 
ten, taktgebundene Arbeit usw.) nur bei einer Begrenzung der 
Arbeitszeit erzielt werden. Auch heute bestehen zum Teil noch 
Möglichkeiten der Arbeitsintensivierung bei einer Verkürzung 
der Arbeitszeit, Diese zeigen sich z. B. darin, daf3 Teilzeitbe- 

- .  ,.. . 
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schäftigte in vier oder fünf Stunden, gerade bei monotonen Tä- 
tigkeiten - etwa Schreibarbeiten - höhere Stimdenleistungen er- 
zielen können als Vollzeitbeschäftigte. 

Allerdings sind die Intensivierungsmöglichkeiten bei einer Re- 
duzierung der täglichen Arbeitszeit von 8 auf 7 Stunden nicht 
mehr die gleichen wie bei einer Reduzierung von 16, 14, 12 oder 
10 auf 8 Stunden. Die Möglichkeiten zur Steigerung der Arbeits- 
intensität durch Arbeitszeitverkürzungen resultieren im wesent- 
lichen aus dem Abschneiden leis tungsschwächerer Stunden, aus 
der Verkürzung der Ausfallzeiten, der Verminderung des Kran- 
kenstandes usw. Sie werden mit abnehmender Arbeitszeit jedoch 
zunehmend geringer. Hinzu kommt , daß die betrieblichen Lei- 
stungspotentiale in den letzten Jahren durch ausgeklügelte Sy- 
steme von Zeitstudien, Vorgabezeiten, Personalbedarf und Per- 
sonaleinsatzplanungen vielfach schon weitgehend ausgeschöpft 
worden sind. 

Eine Intensivierung der Arbeit als Folge von Arbeitszeitver- 
kiirzung erscheint in denjenigen Bereichen, in denen das Pro- 
duktionstempo weitestgehend von technischen Abläufen be- 
stimmt wird oder in denen unabhängig von der aktuellen Ausla- 
stung eine Betriebsbereitschaft (2. B. Energieversorgung, Kran- 
kenhäusei-) aufrechterhalten werden muß, am größten. Die In- 
tensivierungspo tentiale in den Verwaltungs bereichen dürften in 
den vergangenen Jahren infolge der Einführüng neuer Technolo- 
gien (z. €3. Textautomaten, Bildschirmarbeitsplätze) ebenfalls ge- 
ringer geworden sein. 

Nicht zuletzt reflektiert die Flexibilisierungsoffensive der Ar- 
beitgeber wesentlich die Einsicht, dai3 das ,,Normalarbeitsver- 
hältnis" nur mehr geringe Möglichkeiten weiterer Rationalisie- 
rung und Intensivierung beinhaltet. 

b) Rationalisiertlngsinvestiti~nen 
Im neoklassischen Denken wird der teurere Produktionsfaktor 
(Arbeit) stets durch den billigeren (Kapital) ersetzt. Die Rationa- 
lisierungsinvestitionen korrelierten mit dem ,,Preis der Arbeit", 
der durch Arbeitszeitverkürzungen bei vollem Lohnausgleich 
hinaufgetrieben werde. Arbeitszeitverkürzungen würden so die 



- arbeitsplatzvernichtenden - Rationalisierungsinvestitionen 
verstärken und beschleunigen. 

Verlängerung der Arbeitszeit von weiteren Rationalisierungs- 
möglichkeiten absehen? 

Die Frage stellen heißt, sie zu beantworten. Die Rationalisie- 
rungsmaßnahmen der letzten Jahre fanden bei sinkenden Real- 
löhnen und realen Lohnstückkosten statt. 

Neue Technologien wurden und werden vor allem aufgrund 
ihrer enormen Verbilligung (Mikrochips) eingeführt. Sie bewir- 
ken Kosteneinspaningen und zugleich erhebliche Effizienzstei- 
gerungen. Ihre Einführung könnte noch nicht einmal durch das 
Absinken der Löhne unter das Existenzminimum verhindert 
werden. Allenfalls in Grenzbetrieben könnte eine Arbeitszeit- 
Verkürzung ein Vorziehen geplanter Investitionen bewirken - 
Dies dürfte selbst in diesen Betrieben allerdings nur bei kleineren 
Investitionsvorhaben kurzfristig realisierbar sein. Größere Inve- 
stitionsvorhaben müssen hingegen langhistig geplant und sorg- 
fältig realisiert werden, wie zum Beispiel die Einführung cornpu- 
tergestützten Konstruierens, des ,,papierlosen" Büros usw. 

Arbei tssp aren de Ration alisierungsinvesti tionen können also, 
bis auf geringe Vorzieheffekte nicht als spezifisch für Arbeitszeit- 
Verkürzungen eingestuft werden. Falls es aber - entgegen bisheri- 
ger empirischer Analysen - tatsächlich zu einer von Unterneh- 
mensseite „angedrohten" Beschleunigung von Investitionen 
kommen würde, müßte sich das gesamtwirtschaftliche Investi- 
tionsvolumen erhöhen, wodurch zusätzliche Beschäftigung ent- 
stünde. Neue Technologien scheinen sich heute aber eher im 
Rahmen von ohnehin notwendigen Ersatzinvestitionen für ver- 
brauchte Anlagen durchzusetzen. 

Würden, die-Unternehmen aber bei einer - angenommenen - -3 - -  .. . 

c) Verzicht auf die Produktion bestimmter Güter oder Dienstlei- 
stu ng en 
Die Erfahrungen mit der Einführung der 3 8,5-Stundenwoche 
lassen es ausgeschlossen erscheinen, daß die Unternehmen ihre 
Produktion einschränken. Dagegen spricht schon das Ökonomi- 
sche Eigeninteresse der Unternehmen, denn sie würden sich auf 
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diese Weise selbst aus ihren Märkten herausdrängen. Produk- 
tionseinschränkungen und Stillegungen erfolgen in Reaktion auf 
mangelnde Nachfrage. Arbeitszeitverkürzungen können in die- 
sem Fall den ansonsten fälligen Abbau von Arbeitsplätzen ver- 
hindern oder aufhalten. 

Bei einer eventuellen Leis tungseinschränkung einzelner Be- 
triebe würde sich die Nachfrage, die ja durch die Arbeitszeitver- 
kürzung nicht beeinträchtigt wird, auf andere Bereiche verlagern 
und dort entsprechende Beschäftigungseffekte auslösen. Dies 
wäre beispielsweise der Fall, wenn Kaufhäuser ihren mit dem 
Verkauf bestimmter Ware verbundenen Kundendienst einschrän- 
ken würden (zum Beispiel Verlegen von Teppichböden, Installa- 
tion von Elektrogeräten). Die Nachfrage würde zu Handwerks- 
betrieben abwandern und dort eine Zunahme der Beschäftigung 
bewirken. 

d) Überstunden 
Neben der Verkürzung der tariflichen Wochenarbeitszeit könnte 
eine Verringerung des Überstundenvolumens die Arbeitslosig- 
keit vermindern helfen. 1985 entsprach die Zahl der in der Ge- 
samtwirtschaft geleisteten Uberstunden rein rechnerisch rund 
900 000 Beschäftigten. Das hohe Überstundenvolumen stellt je- 
doch keine Reaktion auf die Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
dar. Wie aus Tabelle 3 hervorgeht, ist die Zahl der Uberstunden 
pro Beschäftigten in den letzten Jahren nahezu konstant geblie- 
ben. Auch als 1985 und 1986 die Arbeitszeitverkürzungen erfolg- 
ten, stieg sie nicht an. 

Aus folgenden Gründen ist auch bei einer weiteren Verkür- 
zung der Wochenarbeitszeit nicht mit einem (dauerhaften) An- 
stieg der Überstunden zu rechnen: 

Erstens sind in den zurückliegenden Tarifrunden vermehrt 
Überstundenbegrenzungen bzw. der Anspruch der Arbeitneh- 
mer auf Freizeitausgleich tariflich vereinbart worden (vgl. Ab- 
schnitt 3.2). 

Zweitens sind Uberstunden bedingt durch die zu zahlenden 
Zuschläge auf Dauer gesehen teurer als Neueinstellungen. Eine 
langfristige Aufrechterhaltung eines hohen Überstundenvolu- 

- *  
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mens geriete somit in Konflikt mit dem Gewinnziel der Unter- 
nehmen. 

Drittens stöi3t die Verlängerung der Mehrarbeitszeit bei perso- 
neller Unterdeclrung auf betriebsökonomische Grenzen. Ein 
dauerhaft hoher Sockel von Überstunden kann zu einem erhöh- 
ten Krankenstand und mangeinder Arbeitsqualität führen. Eine 
Ausdehnung 'der Arbeitszeit widerspricht in bestimmten Wirt- 
schaftsbereichen auflerdem den betrieblichen Strategien eines 
Abschneidens Unproduktiver Stunden und intensivierter Arbeit 
in einer insgesamt kurzeren Arbeitszeit; denn in der Mehrar- 
beitszeit ist mit einem erheblichen Leistungsabfall zu rechnen. 
Ferner wird bei eiriem überdurchschnittlich hohen Niveau lang- 
fristig die Bereitschaft der Belegschaft zur Mehrarbeit sinken, SO 

daß sich die Personaleinsatzproblerne vermehren. Diese Pro- 
bleme können schließlich ziim Abbau von Überstunden führen. 
Längsschnittuntei-suchungen bestätigen, daß die effektive Ar- 
beitszeit im wesentlichen auch durch die tariflich vereinbarte Ar- 
beitszeit gesteuert wird.' 

Somit: ist davon auszugehen, daß eine Ausweitung der Über.- 
stunden allenfalls eine kurzfristige Reaktion auf (dauerhafte) Ar- 
beitszeitverkürzungen darstellt. Konjunkturelle, in ihrer Dauer 
kaum absehbare Entwicklungen haben demgegenüber einen we- 
sentlich gröfieren Einflug auf den Umfang der Uberstunden. 

Zusammenfassend kann davon ausgegangen werden, daß wegen 
der bereits erreichten hohen Arbeitsintensität Arbeitszeitverkür- 
Zungen in geringerem Umfang als früher durch Produktivitäts- 

.steigernde Reaktionen der Unternehmen beschäftigungspoli- 
tisch neutralisiert werden können. Das aber bedeutet: Der tat- 
sächliche Beschäftigungseffekt künftiger Arbeitszeitverkürzun- 
gen wird, wenn es gelingt die Flexibilisierungsoffensive der Ar- 
beitgeber abzuwehren, noch höher sein als derjenige aus Arbeits- 
zeitverkurzungen vergangener Jahre. 

_.. 
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4.3 Die 35-Stundenwoche ist finanzierbar 

In den Tarifauseinandersetzungen des Jahres 1934 haben die Ar- 
beitgeber die Verkürzung der Wochenarbeitszeit bei vollem 
Lohnausgleich mit dem Hinweis auf die daraus resultierenden 
Kostensteigerungen zu bekämpfen versucht. Bis zu 20 Prozgnt 
höhere Kosten sollte die Einführung der 35-Stundenwoche zur 
Folge haben. Damit, so argumentierten Arbeitgeber und Bun- 
desregierung, nähme die Inflation wieder zu. Die westdeutschen. 
Hersteller würden Marktanteile an ausländische Anbieter verlie- 
ren, wodurch Produktionsstillegungen und Arbeitsplatzabbau 
unvermeidlich werden würden. Dort, wo Preiserhöhungen nicht 
irn Umfang der gestiegenenKosten möglich seien, entzögen die 
ar b ei t s z ei t b edin g t en M ehr au fwendung en den Unternehmen die . 
zur Finanzierung von Investitionen benötigten Mittel. Mit der 
Veralterung des Anlagevermögens aber ginge die Konkurrenzfa- 
higkeit und damit die Zahl der Arbeitsplätze zurück. Die Ge- 
werkschaften würden mit der Arbeitszeitverkurzung folglich 
nur das Gegenteil dessen erreichen, was sie anstreben. Rentable 
Arbeitsplätze könnten nur durch eine Senkung der Kosten, vor 
allem der Lohnkosten, geschaffen werden. 

Angesichts seit Beginn der achtziger Jahre 'gesunkener Real- 
löhne - 1986 sind die Reallöhne erstmals wieder gestiegen - ist 
eine Arbeitszeitverkiirzüng ohne vollen Lohnausgleich für die 
große Mehrheit der abhängig Beschäftigten völlig inakzeptabel. 
Wer gegen einen vollen Lohnausgleich plädiert, provoziert gera- 
dezu, daß, ein grof3er Teil der Beschäftigten gezwungen wird, sich 
durch Ubers tunden und Schwarzarbeit zusätzliche Eink0.m- 
meiisquellen zu erschließen mit der Folge, dafi es ilicht zu der 
aiigestreb ten Verringerung der Arbeitslosigkeit kommt. 

Der volle Lohnausgleich ist aber auch aus gesarntwirtschaftli- 
cher Sicht unverzichtbar. Da, wie in den vorangegangenen Ab- 
schnitten ausgeführt wurde, der tatsächliche Beschäftigungsef- 
fekt geringer ist als der rechnerische, sinkt bei einem Verzicht auf 
vollen Lohnausgleich die Massenkaufkraft, wodurch der Be- 
s chäf tigungs effe kt nachfrage bedingt erheblich geschmälert wer- 
den würde. 

. 

, 

85 



Das Wissenschaftszentrum Berlin hat die Auswirkungen einer 
Arbeitszeitverkürzung mit und ohne Lohnausgleich auf die ge- 
samte Nachfrage zu beziffern versucht: Bei einer Arbeitszeitver- 
kürzung ohne Lohnausgleich würde die private Nachfrage um 
rund 25 Milliarden DM (- 6,l Prozent) pro Jahr sinken. Dies 
entspricht einem Verlust von mehreren hunderttausend Arbeits- 
plätzen. Die Realisierung des vollen Lohnausgleichs stabilisiert 
hingegen die private Nachfrage und sichert somit den positiven 
Beschäftigungseffekt der Arbeitszeitverkürzung. 

Tabelle 8: 
Auswirkungen der 3s-Stundenwoche mit und ohne Lohnnus- 
gleich atif die private Nachfrage bei konstanter Konsumquote 
und au f  das staatliche Budget 

Veränderung rn i t Lohnausgleich ohne Lo hnau s gleich 
des Konsums und einem Beschäfti- und einem Bekhäfti- 

gungseffekt von gungseffekt von 
50 Prozent 50 Prozent 

in Mrd. DM + 21,3 
in Prozent + 5,l 

Budgetwirkun- 
gen auf öffent- 
liche Haushalte 
in Mrd. DM + 27,6 

- 25,2 

- 6 3  

- 19,4 

Quelle: R. Schettkat, Auswirkungen einer generellen Arbeitszeitverkürzung auf öffentliche 
Haushalte, Arbeitnehmereinkomrnen und gesamtwirtschaftliche Nachfrage. IIMILMP 
83-15, Berlin 1983 

Was kostet nun die Einführung der 35-Stundenwoche bei vol- 
lem Lohnausgleich? Für die Abschätzung gehen wir von folgen- 
den extremen Annahmen aus: 
- 35-Stundenwoche für alle Arbeitnehmer bei vollem Lohnaus- 

gleich in einem Schritt, 
- keinerlei Produktivitätseffekte bei gleichbleibendem Produk- 

tionsvolumen2, d. h. 100-prozentiger Beschäftigungseffelct, 
- Konstanz des Preisniveaus. 
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Diesem Vorgehen liegt die Absicht zugrunde, den maximal mög- 
lichen Kosteneffekt zu bestimmen. Wir betrachten im folgenden 
den Kosteneffekt eines Ubergangs von der 40- auf die 35-Stun- 
denwoche sowie den eines Übergangs von der 38,s- auf die 35- 
Stundenwoche. Der unserer Berechnung zugrundeliegende volle 
Lohnausgleich bedeutet, daf3 die Reallöhne nach erfolgter Ar- 
beitszeitverkürzung den bisherigen Reallöhnen entsprechen. 
D. h., auBer einer Erhöhung der Stundenlöhne, die sich aus dem 
Umfang der Arbeitszeitverkürzung errechnet, nehmen sie bei 
steigenden Preisen auch noch um einen Inflationsausgleich zu. 
Dieser kann jedoch unberücksichtigt bleiben, solange eine Uber- 
wälzung der arbeitszeitbedingt steigenden Kosten unterbleibt 
oder - mit anderen Worten - das Preisniveau konstant bleibt. 

Bei einer Verkürzung der Wochenarbeitszeit von $0 bzw. 38,5 
auf 35 Stunden müssen die Stundenlöhne um 14,3 Prozent bzw. 
iO,O Prozent steigen, damit voller Lohnausgleich gewährleistet 
ist. Die (Monats-)Gehälter blieben bei einer Arbeitszeitverkür- 
zung konstant. Daraus ergibt sich eine Zunahme der Lohnstück- 
kosten um ebenfalls 14,3 bzw. iO,O Prozent. 

Die Gesamrstückkosten steigen jedoch nur entsprechend dem 
Personalkostenanteil, der im gesamtwirtschaftlichen Durch- 
schnitt rd. 25 Prozent beträgt. Die aufgrund einer Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit um 5 Stunden bei vollem Lohnausgleich 
gestiegenen Lohnstückkosten lassen die Gesamtkosten im 
Durchschnitt somit um lediglich 14,3 (i0,O) x 0,25 = 3,6 (2,6) 
Prozent ansteigen. Im Maschinenbau und in der Elektrotechni- 
schen Industrie betragen die Kostensteigerungen aufgrund des 
höheren Personalkostenanteils 5 bzw. 3,5 Prozent. 

Kostensteigerungen bei Vorleistungen, die zu einer weiteren 
Verteuerung der Produktion führen würden, treten unter den ge- 
machten Annahmen nicht auf, da die Unüberwälzbarkeit der Ko- 
sten, d. h. Preiskonstanz, für alle Produktionsstufen gilt. 

Zusätzliche Personalnebenkosten, die sich aus der höheren 
Zahl der Beschäftigten in den Betrieben ergeben können, fallen 
kaum ins Gewicht3 und kijnnen vernachlässigt werden. Zusätzli- 
che Kapitalkosten infolge zusätzlicher Investitionen sind dann 
nicht anzunehmen, wenn die Unternehmen über unterausgela- 

”, 
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stete Kapazitäten verfügen. Nach Angaben des Ifo-Instituts be- 
trug die Kapazitätsauslastung in den Aufschwungjahren 1985 
und 1986 rund 85 Prozent.4Der rechnerische Beschäftigungsef- 
fekt der 35-Stundenwoche könnte also mit den vorhandenen Ka- 
pazitäten bewältigt werden. Was für die Industrie insgesamt oder 
eine Branche gilt, mui3 nicht für jedes einzelne Unternehmen 
gleichermagen zutreffen, da sich vorn Brancliendurchschnitt ab- 
weichende Unterschiede lediglich statistisch, nicht aber tatsäch- 
lich zwischen den Unternehmen ausgleichen. Wenn die Branche 
im Durchschnitt un terausgelas tet 

- 
ist, können einzelne Unter- 

nehmen davon abweichen und unter Umständen dennoch ge- 
zwungen sein, Neuinvestitionen vorzunehmen. In diesen Fallen 
dürfte aber auch die Ertragssimation günstiger sein als irn Bran- 
chendurchschnitt, womit diese Unternehmen auch in der Lage 
wären, die erforderliclien Neuinvestitionen zu  finanzieren. 

Eine Kostenentlastung der Betriebe kann sich aber aus der in- 
folge gestiegener Nachfrage verbesserten Kapazitätsauslastung 
ergeben. Wie aus Tabelle 8 hervorgeht, nimmt die Kaufliraft in- 
folge der Arbeitszeirverkürzung mit vollem Lohnausgleich zu. 
Auf Seiten des Staates fallen erhebliche Minderausgaben und 
Mehreinnahmen als Folge sinkender Arbeitslosigkeit an. Werden 
diese Mittel statt zur Konsolidierung der Staatsfinanzen nachfra- 
gewirksarn im Rahmen staatlicher Programme zur Förderung 
qualitativen Waclistums verausgabt, dann steigt mit der gesarnt- 
wirtschaftlichen Nachfrage auch die Auslastung der Unterneh- 
men. So ergäbe sich bei einer nachfragewirksamen Verausgabung 
der in Tabelle 8 errechneten Konsum- und Budgeteffekte von rd. 
50 Milliarden DM eine auslastungsbedingte Kostensenlrung von 
Ca. 0,7 Prozent, die der Kostensteigerung einer Arbeitszeitver- 
küi-zung entgegen zu rechnen wäre. Bei noch weiterer Zunahme 
der Auslastung, etwa in Aufschwungphasen, gingen die Kapital- 
fixlrosten noch weiter zurück, wodurch der Kostenauftrieb in- 
folge der Arbeitszeitverkürzung weiter vermindert wird. 

Bei der Schätzung der gesamtwirtschaftlichen Kostensteige- 
rung wurde ein 100-prozentiger Beschäftigungs eff ekt angenom- 
men. Berücksichtigt man jedoch, daii: der tatsächliche Beschäfti- 
gungseffelct nur 50 bis 65 Prozent des rechnerischen Beschäfti- 
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gungseffekts beträgt, dann reduziert sich die Kostensteigerung 
entsprechend. Bei einer Sstündigen Arbeitszeitverkürzung be- 

kürzung der Wochenarbeitszeit 1,3 bis 1,7 Prozent. 
Die Kostensteigerung infolge der Arbeitszeirverkürzung bei 

vollem Lohnausgleich führt, solange keine Überwälzung in den 
Preisen stattfindet, zu einer Umverteilung zugunsten der Lohn- 
einkommen und zu einer Schmälerung der Gewinne. Tabelle 9 
zeigt die Veränderung der Lohnquote in Abhängigkeit von der 
realisierten Arbeitszeitverkürzung bei einer Beschäftigungswirk- 
samkeit von 50 bzw. 65 Prozent. Bei der Berechnung wurde ein 
autonomer Produktivitätsanstieg von jeweils 3 ,O Prozent ange- 
nomrnen.5 

Unter Berücksichtigung der in den letzten Jahren durchge- 
setzten Wochenarbeitszeitverkürzung ergibt sich bei Einfühlung 
der 3%hmdenwoche eine Lohnquotenerhöhung von nurrnehr 
4,8 Prozent bei 65-prozentiger Beschäftigungswirlcsamkeit bzw. 
2,5 Prozent bei 50-prozentiger Beschäftigungswirksamlieit. Die 
(unbereinigte) Lohnquote stiege damit von 70 Prozent 1985 auf 
73,3 bzw. 71,5 Prozent - bei einem geringeren als dem zugrunde 
gelegten Produktivitätsanstieg entsprechend mehr. Die Lohn- 
quote bliebe damit immer noch unter den in der Vergangenheit 
zeitweise realisierten Werten. 

Der Umverteilungseffekt wird erheblich reduziert, wenn die 
Arbeitszeitverkürzung nicht in einem Schritt, sondern in mehre- 
ren Schritten erfolgt oder erst im Laufe einiger Jahre bescliäfti- 
gungs- und kostenwirksam wird. 

Die damit verbundene Umverteilung zwischen Gewinnen und 
Lohneinkommen ist vor dem Hintergrund der Entwicklung der 
vergangenen Jahre zu sehen. 

In absoluten Beträgen entspricht diesem Reallohnanstieg eine 
Zunahme der Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit um 
rd. 65 Milliarden DM (1985). Die Einkommen aus Unterneh- 
mertätigkeit und Vermögen gingen dementsprechend um 
15,4 Prozent zurück. Die Zunahme der Bruttoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit inf olg e der arb eitszeit b edin gt en Umver- 
teilung entspricht exakt dem Mehr an Einkommen , das die Un- 

trüge sie nur mehr 1,8 bis 2,3 Prozent; bei einer 3,5stündigen Ver- - 
... - 
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Tabelle 9: 
EinfZufl der A~-~eitszeitvel-kül-ztc72g bei vollem Lohnausgleich nuf die LohnqtLote a)  

J J  
~ ~ 

Verkürzung der 
Wochen arb ei ts- 
zeit von 40 Std. 
auf. . . Std. 

~~ ~ 

39 
38 
37 
36 
35 

~ ~~ 

Anstieg der 
Stundenlöhne bei 
vollem Lohnaus- 

gleich (vH) 

2,56 
5,26 
8 ,I0 

11,11 
l4,2 8 

induzierter 
P roduktivitätsans ti eg 

ei 50-prozentiger bei 65-prozentiger 
Beschäftigungs- Beschäftipngs- 
virksamkeit (vH) Wirksamkeit (vH) 

1,28 0,85 
2,63 1,75 
4,05 2,69 
5,55 337 
7,14 4,75 

I' 
Veränderung der 111 

Lohnquote 
lei 50-prozentiger bei 65-prozentiger 
Beschäftigungs- Beschäfcigungs- 
Wirksamkeit (vH) Wirksamkeit (vH) 

I 

- 1,65 - 1,24 
- 0,35 0,48 

0,98 2,2 8 
2,35 4,lO 
3,75 6,06 

a) Der Berechnung liegt die Annahme eines autonomen Produlrtivirärsanstiegs von 3 Prozent zugrunde. 

Zur Berechnungsrnethodilc vgl. R. Hickel, Arbeicsteitverkürzung, voller Lohnausgleich und Lohnquote - ein Nachtrag, in: Memo-Forum Nr. 2, 
Bremen, Februar 1964 

i' 



ternehmen und Vermögensbesitzer 1985 gegenüber 1983 erzielt 
haben. 

Die von Bundesregierung und Arbeitgebern gepflegte Be- 
fürchtung, dai3 mit dem Gewinnrückgang auch die Investitionen 
beeinträchtigt würden mit der Folge beschleunigten Arbeits- 
platzabbaus, erweist sich vor dem Hintergrund der tatsächlichen 
Entwicklung als Irreführung. 1986 sind die Einkommen aus Un- 
ternehmertätiglreit und Vermögen gegenüber 1980 um 60 Pro- 
zent gestiegen! Dagegen haben die Anlageinvestitionen um le- 
diglich 13,s Prozent zugenommen; in realer Betrachtung lagen 
sie 1986 sogar unter dem Wert von 1980. Der Anteil der nicht für 
Investitionen verausgabten Unternehmensgewfnne ist in den 
letzten Jahren ständig gewachsen. Dies findet seinen Nieder- 
schlag auch in dem Überschuß der volkswirtschaftlichen Geld- 
Vermögensbildung über die Nettoinvestitionen (Finanzierungs- 
Saldo). Zwischen 1982 und 1985 belief sich der Finanzierungs- 
Saldo auf rd. 65 Milliarden DM - den gleichen Betrag, um den 
die Einkommen aus unselbständiger Arbeit bei vollem Lohnaus- 
gleich steigen miißten. Allein 1985 sind die Investitionen, deren 
Stärkung Bundesregierung und Arbeitgeber als Schlüssel zur Lö- 
sung der Arbeitslosigkeit ansehen, um 36,6 Milliarden DM hin- 
ter dem gesamtwirtschaftlichen Sparen zurückgeblieben. Das 
entspricht 11,6 Prozent der in diesem Jahr getätigten Bruttoinve- 
stitionen. Hier zeigt sich abermals, was wir in den Memoranden 
wiederholt nachzuweisen versucht haben, dal3 die Umverteilung 
zugunsten der Gewinneinkommen ein wesentlicher Bestim- 
mungsgrund für die in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten 
immer schwächer gewordene wirtschaftliche Entwicklung dar- 
stellt. 

Die bei der Einführung der 35-Stundenwoche zusätzlich an- 
fallenden Lohnkosten in Höhe von 65 Milliarden DM erschei- 
nen weniger astronomisch, wenn sie mit den Reallohnverlus ten, 
die die Arbeitnehmer in der ersten Hälfte der achtziger Jahre 
haben hinnehmen müssen, verglichen werden. Gegenüber 1980 
belief sich der in den folgendenJahren bis 1985 eingetretene Real- 
lohnverlust auf 170 Milliarden DM. Demgegenüber nahmen die 
Einkommen aus Unternehrnertätigkeit und Vermögen in dieser 
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Zeit um real 43 Milliarden DM zu. Die Arbeitnehmer haben 
somit bereits Vorleistungen erbracht, die ein Mehrfaches dessen 
betragen, was sie heute fordern. 

Schließlich sind die Kosten der Arbeitszeitverlrfii-zung vor 
dem Hintergrund der (fiskalischen) Kosten der Arbeitslosigkeit 
zu sehen. Ein Arbeitsloser, der Arbeitslosengeld erhält, verur- 
sacht derzeit jährlich 30 500 DM an Mehrausgaben und Minder- 
einnahmen auf Seiten des Staates. Im Durchschnitt (einschIief3- 
Iich Arbeitslose ohne Unterstützung) kostet ein Arbeitsloser 
24 600 DM. Für die Gesamtzahl der Arbeitslosen (1986: 2,3 Mil- 
lionen) errechnen sich daraus Kosten von insgesamt 56,s Milliar- 
den DM.7 Die Kosten der Arbeitslosigkeit sind somit - gesamt- 
wirtschaftlich gesehen - kaum niedriger als die ihrer Vermei- 

- 

dung. 
Die 35-Stundenwoche ist also von den Unternehmen finan- 

zierbar. Dies gilt auch für den Bereich des öffentlichen Dienstes. 
Wie bereits der Tabelle 8 zu entnehmen ist, führt eine beträclitli- 
che Verringerung der Arbeitslosigkeit, wie sie durch die 35-Stun- 
denwoclie zu erwarten ist, zu erheblichen zusätzlichen Steuer- 
und Beitragseinnahmen bei der öffentlichen Hand und den So- 
zialversicherungen. Durch die Schaffung eines höheren Beschäf- 
tigungsniveaus erhält der Staat wieder ausreichenden Spielraum 
zur Finanzierung der zusätzlichen Personalausgaben, die mit der 
Wochenarbeitszeitverkürzung in öffentlichen Dienst verbunden 
sind.8 

Wir sind bisher von einem gleichbleibenden Preisniveau aus- 
gegangen, bei dem der nominelle Lohnausgleich gleich dem rea- 
len Lohnausgleich ist: Unter den gegebenen ordnungspoliti- 
schen Bedingungen vermögen die Gewerkschaften jedoch nur 
Einflug auf den Preis der Arbeitskraft, nicht aber auf die Preise 
für Güter und Dienstleistungen EinfluiiJ zu nehmen. Es kann 
somit nicht ausgeschlossen werden, dai3 die infolge der Arbeits- 
zei tverkür zun g gestiegenen Kosten weit er gewälzt werden, ZU 
Preissteigerungen führen und damit den Reallohnausgleich in 
Frage stellen. Bei voller Kostenüberwäfzung entstehen den Un- 
ternehmen keine zusätzlichen Kostenbelastungen. Kosten- zmd 
Preissteigerungen schließen sich gegenseitig aus. Die Lohnquote 
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bliebe konstant. Die Arbeitszeitverkürzung würde (im Inlands- 
absatz) aus der Reallohnsenkung finanziert. 

Für eine Abschätzung der zu erwartenden Preiserhöhungen 
gehen wir wieder von den bereits oben gemachten Annahmen 
aus, müssen jetzt jedoch neben der Lohnkostenerhöhung auch 
noch die gestiegenen Preise für Vorleistungen berücksichtigen. 

Im Durchschnitt des Produzierenden Gewerbes beträgt der 
Vorleistungsanteil rd. 55 Prozent. Eine Zunahme der Gesamtko- 
sten eines Unternehmens resultiert demnach gut zur Hälfte aus 
Preiserhöhungen bei Vorleistungen, die ihrerseits wiederum das 
Ergebnis von anteiligen Personalkosten- und Vorleis tungspreis- 
erhöhungen sind: Für vier Produktionsstufen errechnet sich eine 
Preissteigerung für Vorleistung von 3,9 Prozent. Zusammen mit 
der anteiligen Lohnkostenzunahme in Höhe von 3,6 Prozent er- 
gibt sich eine Erhöhung der Preise um 7,5 Prozent bei einer Wo- 
chenarbeitszeitverkürzung von 40 auf 35 Stunden9 bzw. 5,3 Pro- 
zent bei einer Verkürzung von 38,5 auf 35 Stunden. 

Dabei ist wiederum zu berücksichtigen, da13 der Berechnung 
extreme Annahmen zugrunde liegen. Unter Berücksichtigung 
des tatsächlichen B eschäftigungseffekts, einer - allerdings infla- 
tionsbedingt geringeren - Fixkostendegression sowie der mehr- 
jährigen Verteilung der Effekte wird eine tatsächliche, der Ar- 
beitszeitverkürzung zuzurechnende Preiss teigerung-deutlich ge- 
ringer ausfallen. Die Preisreaktionen der Unternehmen auf wei- 
tere Arbeitszeitverkürzungen wären seitens der Gewerkschaften 
in ihren Lohnforderungen zu berücksichtigen. 

4.4 Arbeitszeitverkiirzung und internationale Wettbewerbsfä- 
hi gkei t 

Gegen die gewerkschaftlichen Forderungen nach Arbeitszeitver- 
kürzung ist seitens der Unternehmen in den vergangenen Jahren 
immer wieder die Behauptung gestellt worden, sie gefährdeten 
die internationale Wettbewerbsfähigkeit der westdeutschen 
Wirtschaft. Infolge - der durch Arbeitszeitverkürzung steigenden 
Kosten erhöhten sich die Preise westdeutscher Erzeugnisse. Da- 
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durch sänken die Exporte, weil die Auslandsnachfrage sich ver- 
stärkt auf andere, billigere Lieferländer richten würde. Zugleich 
nähmen aber auch die Importe zu,weilsie ebenfalls Preisvorteile - 
gegenüber den im Inland hergestellten Gütern aufwiesen. Im Er- 
gebnis ginge die Nachfrage nach inländischen Erzeugnissen zu- 
rück, wodurch Arbeitsplätze, die durch die Arbeitszeitverkür- 
zung gerade geschaffen werden sollten, vernichtet würden. Das 
Leistungsbilanzdefizit, in das die Bundesrepublik 1979 geriet, 
habe die Folgen einer Verschlechterung der Wettbewerbsfähig- 
keit deutlich werden lassen. 

Für die Argumentation der Arbeitgeber kommt es einmal dar- 
auf an, daß die Kostensteigerung in den Preisen überwälzt wird. 
Ohne Pi-eisänderung erfolgt auch keine Mengenreaktion. Zum 
zweiten ist entscheidend, dai3 der Export - auf den sich die fol- 
gende Argumentation beschränkt - tatsächlich bei Preissteige- 
rungen zurückgeht oder - mit anderen Worten -, dai3 er preisela- 
stisch reagiert. Sind die Exporte dagegen ganz oder teilweise 
preisunelastisch, dann beeinflussen Preisänderungen die men- 
genmäflige Nachfrage nicht oder kaum. Arbeitszeitverkiirzun- 
gen und daraus resultierende Preissteigerungen können unter 
diesen Umständen keinen Rückgang der Auslandsnacbfrage und 
damit keine Gefährdung inländischer Arbeitsplätze bewirken. 
Es spricht viel dafür, daß der Grof3teil der westdeutschen Ex- 
porte wenig preiselastisch ist und die Argumentation der Arbeit- 
geber somit der empirischen Grundlage entbehrt. 
- Im vorherigen Abschnitt ist gezeigt worden, daf3 die Einfüh- 

~ rung der 35-Stundenwoche Preiserhöhungen von allenfalls 7,5 
bzw. 5,3 Prozent auslösen kann, Seit der Aufkündigung des 
Fixkurssysterns 1972 wertete die D-Mark gegenüber allen 
Währungen um 60 Prozent auf, während sich die jährlichen 
Exporte vervierfacht haben. 

- Die D-Mark-Abwertung gegenüber dem Dollar Anfang der 
achtziger Jahre hat keine beschleunigte Ausweitung der Ex- 
porte bewirkt. Erst als das weltwirtschaftliche Wachstum 1984 
wieder stärker anstieg, nahmen auch die Exporte aus der Bun- 
desrepublik wieder kräftig zu. Umgekehrt hat die seit März 
1985 eingetretene Dollarabwertung den westdeutschen Export 
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- wie schon wahrend der siebziger Jahre - kaum beeinträchti- 
gen können. Die schwache Zunahme des Exports 1986 hat ihre 
Ursache vor allem in einer internationalen Wachstumsab- 
s c h w äc hun g . 
Darin zeigt sich, daß für die Entwicklung der westdeutschen 
Exporte der Auslandskonjunktur gröf3ere Bedeutung zu- 
kommt als der Kosten- und Preisentwicklung. Dies hat seine 
Ursache in der Warenstruktur des Exports. Rund die Hälfte 
des Exports besteht aus Investitionsgütern, deren Nachfrage 
nun einmal sehr konjunkturempfindlich und - innerhalb ge- 
wisser Grenzen -unabhängig vom Preis reagiert. Daraus folgt 
umgekehrt, daf3 eine inländische Kosten- und Preissenkung - 
auch wenn sie nicht durch die Wechselkursentwicklung neu- 
tralisiert wird - die Exporte nur wenig wird steigern können. 
Für die westdeutschen Exporte sind nach wie vor nicht-preisli- 
c h e , qu ali t a t ive Wett b e wer b s f a k t o r en wie technisch er S t an - 
dard, Service, Lieferpünktlichkeit, Qualität usw. von aus- 
schlaggebender Bedeutung. Daß die Industrie darin an inter- 
nationaler Wettbewerbsfähigkeit verloren hätte, wie Anfang 
der achtziger Jahre angenommen wurde, widerlegen die 
hohen Exportüberschüsse der letzten Jahre nachdrücklich. 
Nicht zuletzt sind die forschungs- und technologiepolitischen 
Aktivitäten der letzten Jahre Ausdruck der Einsicht, daß Wett- 
bewerbsnachteile, die aus geringerer Qualität oder aus niedri- 
gerem technischen Standard resultieren, nicht (auf Dauer) 
durch Preiszugeständnisse ausgeglichen werden können und 
Luch nicht ausgeglichen werden sollen. 

- Für die überdurchschnittlich starke Zunahme der Exporte in 
die USA dürften auch die Direktinvestitionen westdeutscher 
Unternehmen in den USA eine Rolle gespielt haben. Die Di- 
rektinvestitionen der Hauptexportbranchen in der Bundesre- 
publik haben Ende der siebziger Jahre, als der US-Dollar billig 
war, erheblich zugenommen. Man muß vermuten, daß da- 
durch ein steigender Bedarf an Importen aus der Bundesrepu- 
blik unabhängig von der Kursentwicklung zwischen Dollar 
und D-Mark begründet wurde. 
Angesichts der anhaltenden Internationalisierungstendenzen 
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mui3 angenommen werden, dai3 die Exporte bzw. ein weiteres 
Exportwachstum tendenziell durch die Produktion von aus- 

beispielsweise die Bundesbank in einer Beurteilung der Aus- 
wirkungen der jüngsten Dollarkursentwicklung auf die West- 
deutschen Importe, ,,dafl wichtige amerikanische Untei-neh- 
men in der Bundesrepublik durch eigene, selbst produzie- 
rende Tochtergesellschaften vertreten sind, so dai3 in diesen 
Fallen kaum mit zusätzlichen Importen von der Muttergesell- 
Schaft zu rechnen ist. ‘‘I0 Als Folge der hohen Direktinvestitio- 
iien westdeutscher Unternehmen wird auch deren Auslands- 
Produktion gegenüber dem Export an Bedeutung zunehmen , 
was durch Kosten- oder Preissenkungen nicht wird aufgehal- 
ten werden können. 

- Wenngleich -in der Bundesrepublili vom Export eine große 
Zahl von Arbeitsplätzen abhängig ist, darf daraus nicht ge- 
schluflfolgert werden, da8 vor allem eine Ausweitung der Ex- 
porte neue Arbeitsplätze schafft. So haben etwa die Exporter- 
folge der letzten Jahre auf dem Arbeitsmarkt bislang kaum 
Spuren hinterlassen. Gegenüber den Jahren 1979 bis 1981, in 
denen die Leistungsbilanz defizitär war, nahm die Arbeitslo- 
sigkeit in den Folgejahren noch zu: von 1,012 Millionen Ar- 
beitslosen im Durchschnitt der Jahre 1979-1981 auf 2,119 Mil- 
lionen im Durchschnitt der Jahre 1982- 1984. 
Vorliegende Untersuchungen legen ferner die Vermutung 
nahe, dai3 eine Zunahme der Auslandsumsätze ein geringeres 
Beschäftigungswachstum bewirkt, als eine entsprechende Zu- 
nahme der Inlandsumsätze.11 Angesichts des engen Zusam- 
menhangs zwischen Auslandskonjunktur und westdeutschen 
Exporten begibt sich die exportorientierte Wirtschaftsent- 
Wicklung zunehmend in die Abhängigkeit von Entwicklun- 
gen , auf die die bundesrepublikanische Wirtschaftspolitik 
kaum mehr Einflui3 zu nehmen vermag. 

Es mui3 somit - im Gegensatz zur Argumentation der Arbeitge- 
ber - davon ausgegangen werden, daf3 durch Arbeitszeitverkür- 
Zungen auch dann insgesamt mehr Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den, wenn durch eventuelle Exportein buf3en einzelner Unter- 

.- 
ländischen -Tochterunternehmen ersetzt werden. So schreibt L _ .  . .-” 
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nehmen und Branchen Arbeitsplätze verloren gingen. Eine wei- 
tere Forcierung der Exporte kann damit nicht im Interesse der 
Beschäftigten liegen. Mit dem Abbau der überhöhten Handels- 
und Leistungsbilanzüberschüsse wäre zugleich ein Schritt zur 
Wiedergewinnung eines aufknwirtschaftlichen Gleichgewicli tes 
getan. 

4.5 Vermeintliche Hindernisse bei der Umsetzung der 35-Stun- 
deriwoche 

4.5.1 Die ,,Fachnrbeiterlücke" 

In der Argumentation der Arbeitgeber gegen eine allgemeine, für 
alle Arbeitnehmer gleichermaßen gültige Arbeitszeitverkürzung 
spielt der Hinweis auf den dadurch noch weiter verschärften 
Facharbeitermangel eine tragende Rolle. Bereits jetzt, heißt es, 
fiele es den Betrieben zunehmend schwerer, qualifizierte Fach- 
kriifte zu bekommen. Facharbeiter seien Mangelware. Mit der 
weiteren Verkürzung der Wochenarbeitszeit (ohne die Möglich- 
keit individuell differenzierter Arbeitszeiten) würde dieser Man- 
gel noch verscharft und für viele Betriebe zum produktionsbe- 
grenzenden Faktor werden. 

Von dieser Argumentation ist es dann nicht mehr weit zu der 
Erklärung der Arbeitslosigkeit aus angeblichen Qualifikations- 
defiziten der Arbeitslosen, womit sich die Arbeitgeber wieder 
einmal aus ihrer Verantwortung für die Massenarbeitslosigkeit 
und ihren Abbau herausgestohlen hätten. 

Zunächst: Der vermeintliche Facharbeitermangel würde auch 
bei dem von Unternehmen und Bundesregierung angestrebten 
wirtschaftlichen Wachstum auftreten. In diesem Fall haben Qua- 
lifikationsengpässe anscheinend keine Bedeutung, o bwolil doch 
die gleichen Arbeitslosen eingegliedert werden müssen. Oder 
glauben die Apologeten des Wachstums selbst nicht daran, auf 
diesem Wege die Arbeitslosigkeit beseitigen zu können? 

Man fragt sich weiter, warum seitens der Arbeitgeber kein 
Fnchnngestelltenmangel beklagt wird. Angesichts des breiten 

97 



Einzugs der elektronischen Datenverarbeitung in sämtliche Ver- 
waltungsbereiche wäre ein Mangel an entsprechenden Fachkräf- 
ten doch durchaus zu vermuten. Die Verortung des Mangels aus- 
schliei3lich bei den Facharbeitern dürfte damit zusammenhän- 
gen, dai3 der Ausgang der Tarifauseinandersetzungen in erster 
Linie von der Mobilisierung der Arbeiter und erst in zweiter 
Linie von den gewerkschaftlich geringer organisierten Angestell- 
ten entschieden wird. 

Angesichts der dahinterstehenden Absichten veiwundert es 
denn auch nicht, dai3 man die „Facharbeiterlücke'' in den statisti- 
schen Daten der Bundesanstalt für Arbeit vergebens sucht. Ende 
September 1985 waren nahezu 900 000 qualifizierte Facharbeiter 
und Angestelle arbeitslos gemeldet. Zum gleichen Zeitpunkt be- 
trug die Zahl der für qualifizierte Arbeitnehmer ausgeschriebe- 
nen offenen Stellen 80 000. Auf eine offene Stelle kommen somit 
elf Arbeitslose. Einen nach Berufen und Branchen gegliederten 
Uberblick gibt Tabelle 10. ' -  

Ein l.,i~l~,ii-beitermangel ist aus diesen Angaben wahrlich nicht 
herauszulesen. 

Dabei ist unstrittig, daf3 es Engpässe auf regionalen Arbeits- 
märkten geben kann. Es spricht aber nicht gerade für die Ei-nst- 
haftigkeit der Beteuerung von Arbeitgeber und Bundesregie- 
rung, alles in ihrer Macht stehende zum Abbau der Arbeitslosig- 
keit beizutragen, wenn partielle Erfolge als schwerwiegendes 
Problem für die Personaldispositionen der Betriebe wahrgenom- 
men werden. 

Das Münchener Ifo-Institut befragt die Unternehmen irn Rah- 
men seines Konjunkturtests U. a. nach Produktionsbehinderun- 
gen durch Arbeitskräftemangel. Mitte 1986 gaben lediglich 
3 Prozent der befragten Firmen an, dai3 sie Engpässe im Perso- 
nalbereich hätten. 1979 waren es noch über 15.Prozent gewe- 
sen.12 Wo kein Bedaif ist, gibt es auch keinen Mangel. 

Nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeit wurden 78 Pro- 
zent der Stellen für Facharbeiter innerhalb eines Monats wieder 
besetzt (Mai/Juni 1985). Die durchschnittliche Laufzeit lag mit 
23 Tagen noch unter denen der Krisenjahre 1981 und 1982.13 Die 
Arbeitgeber verschärfen zunehmend die Anforderungen an die 
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Tabelle 10: 
Q.val$zierte Arbeitslose und ofene Stellen (qua1;fizieut) nach 
Bertcfen und W i r t s c ~ ~ ~ ~ ~ s a b t ~ ~ l ~ t n g e ~ ,  Sept. .I985 

Arbeitslose Off. Stellen Off. Stellen in 
Prozent der 
Arbeitslosen 

Chemiearbeiter/ 
Kuns tstoffverarbeiter 
Metallerzeuger/ 
-ver ar b ei t e r 
Schlosser 
Eie ktriker 
Bauberufe 

Verarbeitendes Gew. 
Maschinenbau 
EDV-Hers tellung 
Elektrotechnik 
Strafienfahrzeugbau 

4 202 

15 051 
75 836 
24 951 
42 679 

241 151 
15 045 
1 6 1 3  

21 934 
9 342 

455 

3 911 
10 826 
3 576 
3 912 

33 703 
4 427 

73 2 
6 105 
1806 

10,8 

25,9 
14,2 
14,3 
%1 

13,9 
29,4 
45,3 
27,8 
19,3 

Quelle: ANBA 3/1986 

Arbeitssuchenden und erschweren dadurch mitunter die Beset- 
zung einer Stelle. So stieg beispielsweise der Anteil der Stellen 
mit Höchstaltersbegrenzung von 10,8 Prozent 1980 auf 
I5,S Prozent 1985. 

Ein Mangel 'an Fachkräften hat seine Ursache in unzureichen- 
der Berufsausbildung in der Vergangenheit. Die Metall- und 
Elektroindustrie beispielsweise hat es in den letzten Jahren 
„nicht für nötig gehalten, . . .in Schlüsselberufen ihres Gewerbe- 
Zweiges, in denen es heute angeblich an Fachkräften mangelt, we- 
sentlich mehr qualifizierte Facharbeiter auszubilden. Die Zahlen 
sind rückläufig (Werkzeugmacher, Dreher) oder unverändert. 
Die Metall- und Elektrobranche baute auf die alte Arbeitsteilung 
zwischen Handwerk und Industrie: Das Handwerk bildet aus, 
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in der Industrie wird anschliefiend beschäftigt: 1979 wurden von 
den berufstätigen männlichen Fachkräften 46 Prozent im Hand- 
werk ausgebildet, beschäftigt _waren dagegen hier nur 25 Pro- 
zent. 
Dieses Verhältnis hat sich bis 1985 eher noch verschlechtert. Mit 
höherem Lohn und besseren sozialen Leistungen wurden die 
Handwerker von der Industrie geködert. Diese für die Industrie 
billige Art der Nacl-iwuchssicherung Eunktioniert heute aller- 
dings immer weniger: Gebraucht werden nämlich Facharbeiter 
mit Kenntnissen in CNC-, CAD-, CAM-Technik, Pneumatik, 
Hydraulik, Digital- , Sensor-, Steuerungstechnik und anderen 
Spezialkenntnissen. Diese Qualifikationen werden im Hand- 
werk allerdings so gut wie überhaupt nicht ausgebiidet. 
Solange Betriebe ihre jungen Facharbeiter nicht in den erlernten 
Beruf übernehmen, sie statt dessen auf die Strafle setzen, solange 
steht die Klage ,Facharbeitermangel‘ auf tönernen Füflen. ‘ r ~ 4  

Die Behauptung eines Facharbeitermangels richtet sich gegen 
diejenigen, die sie erheben. 

Daf3 die Unternehmen den behaupteten Mangel an Arbeits- 
kräften nicht einmal konkret zu benennen in der Lage sind, mui3- 
ten zum Beispiel die Arbeitsämter Duisburg und Kaiserslautern 
erfahren. Dort „war der Versuch einer Systematisierung der Wei- 
terbildungsplanung gestartet worden. Es wurden Tagungen mit 
Unternehmern und Bildungsträgern über den langfristigen re- 
gionalen Qualifikationsbedarf durchgeführt. Diese Tagungen er- 
gaben jedoch für die praktische Arbeit der Arbeitsämter keine 
(!) Anhaltspunkte, weil entweder kein Bedaif an Einstellungen 
gesehen wurde, die Unternehmen ihren eigenen zumeist auch 
nur kurzfristig erkannten Qualifizierungs bedarf durch eigene 
Weiterbildungsmahahmen bzw. durch die Erstausbildung ab- 
deckten und keinerlei systematische Vorstellungen über die lang- 
fris tige Qualifikationsentwicklung am Ort vorhanden war. “15 

Somit ergibt sich als Fazit, daß es keine nennenswerten Perso- 
nalengpässe in den Betrieben gibt. Ebensowenig ist bei einer Ein- 
führung der 35-Stundenwoche mit einem Facharbeitermangel zu 
rechnen. Indern die weitere Verkürzung der Wochenarbeitszeit 
anderenfalls anstehende Entlassungen verhindert oder verrin- 
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gert, trägt sie mit der Erhaltung der Arbeitsplätze auch zur Er- 
haltung der Qualifikation der Arbeitskräfte bei. Dagegen führt 
die Arbeitslosigkeit zu einem Verfall erworbener Qualifikatio- 
nen. Dieser schleichende Qualifikationsverfall wird wesentlich 
durch gesundheitliche und psychische Schädigungen bei langan- 
dauernder Arbeitslosigkeit verstärkt, zumal Gesundheit und be- 
stimmte psychische Eigenschaften elementare Qualifikationsbe- 
standteile sind. Es ist daher eine vordringliche Aufgabe der Ar- 
beitsmarktpolitik, die Integration der Langfristarbeitslosen bei 
einer Arbeitszeitverkürzung zu erleichtern. Notwendig dabei 
wäre vor allem eine Ausweitung spezieller Fortbildungs- und 
UmschulungsmaiSnahmen für diese Gruppen. 

4.fi.2 Die 35-Stundenwoche in Hein- und Mittelbetrieben 

Arbeitszeitverkürzung könne erst ab einer bestimmten betriebli- 
chen Mindes tgröße überhaupt beschäftigungswirksam werden, 
lautet ein weitverbreitetes Gegenargument der Unternehmer. 
Wenn die Hälfte der durch Arbeitszeitverkürzung ausfallenden 
Stunden durch zusätzliche Arbeitskräfte ausgeglichen werden 
mühe ,  betrüge die erforderliche betriebliche Mindestgröße bei 
der 35-Stundenwoche 14 Beschäftigte (70 Arbeitsstunden fallen 
aus, 35 Stunden versickern, 35 Stunden müßten durch Neuein- 
Stellungen ausgeglichen werden), bei der 3 7-Stundenwoche 25 
und bei der 39-Stundenwoche sogar schon 78 Beschäftigte. Die- 
ses Problem trete auch in größeren Betrieben auf. So schreibt der 
Bayerische Handwerkstag: „Hat beispielsweise ein Unterneh- 
men mit insgesamt 100 Beschäftigten 10 Abteilungen zu je 
10 Mann, so würde wohl keine zusätzliche Kraft erforderlich, 
weil die Größe der einzelnen Abteilungen unter dem errechne- 
ten Schwellenwert bleibt." 

Wenngleich die Umsetzung der 3 8,5-Stundenwoche bewiesen 
hat, daß kleine und mittlere Unternehmen durchaus in der Lage 
sind, ,, krummecr Arbeitszeiten einzuhalten, sei hier nochmals 
darauf eingegangen. 

Das Wachstum der Nachfrage hat sich in der Vergangenheit 
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keineswegs immer in Sprüngen vollzogen, die genau der Lei- 
stung einer Vollzeitarbeitskraft entsprochen hätten. Dessen un- 
geachtet haben die Unternehmen das Produktionswachstum Per- - 
sonalpoiitisch offenbar bewältigen können. 

Alle personalpolitischen Untersuchungen haben gezeigt, dai3 
Klein- und Mittelbetriebe auf Veränderungen der Arbeitszeit 
und der Nachfrage eher und schneller mit Neueinstellungen rea- 
gieren als Groabetriebe, sie hier also erheblich flexibler sind als 
angenommen. 
Die Flexibilität ergibt sich aus folgenden Gründen : 
- Nur wenige betriebe sind zu genau iOO Prozent ausgelastet. 

Wenn sie mit Überstunden arbeiten, kann schon mit einer ge- 
ringfügigen Arbeitszeitverkürzung die notwendige Schwelle 
zu einer Neueinstellung überschritten werden. Falls sie unter- 
beschäftigt sind, kann Kurzarbeit oder eine Entlassung verhin- 
dert werden. 

- Wenn Unternehmen tatsächlich keine neuen Arbeitskräfte ein- 
stellen wollen oder können, dann werden sie die Nachfrage 
nicht befriedigen. Diese wird auf andere Klein- und Mittelbe- 
triebe abwandern. Die Unbeweglichkeit des einzelbetriebli- 
clien Angebots wird also durch den Markt ausgeglichen. 

- Falls kleineren Abteilungen in Betrieben keine neuen Arbeits- 
kräfte zugewiesen werden, wird es auf Dauer zu betrieblichen 
Engpässen kommen, die den gesamten Produktions- und Ver- 
waltungsablauf gefährden können. Falls tatsächlich in einer 
Abteilung keine volle Arbeitskraft gebraucht wird, kann eine 
Vollzei tstelle durch Umgruppierungen von Aufgaben zwi- 
schen Abteilungen geschaffen werden. Nicht zuletzt aus sol- 
chen Gründen sind innerbetriebliche Organisationsstruktu- 
ren ständigen Veränderungen unterworfen. 

- Schliefilich können Kleinbetriebe und -abteilungen größerer 
Betriebe auch zunächst Teilzeit- oder Aushilfskräfte beschäfti- 
gen, bis tatsächlich eine VoJlzeitstelie notwendig wird. 

Der B eschäftigungseffekt von Arbeitszeitverkürzungen schei - 
tert also nicht an der betrieblichen Umsetzung. Gäbe es tatsäch- 
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lich die behaupteten betrieblichen Rigiditäten, hätte die Markt- 
wirtschaft ihre vielgerühmte Flexibilität verloren. 

SolIten sich dennoch in Einzelfällen bei der Einführung der 
35-S tundenwoche existenzgefährdende Kostenbelas tungen 
nachweisen lassen, so könnte durch die Vergabe zeitlich begrenz- 
ter Subventionen eine Anpassungshilfe gewährleistet werden. 
Dabei sollte die auf Einzelfälle im Bereich kleiner und mittlerer 
Betriebe begrenzte Subventionsvergabe über die ,,Kreditanstalt 
für Wiederaufbau", die Sonderprogramme für den Mittelstand 
schon durchgeführt hat, abgewickelt werden. 
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MEMO-FORUM 
Zirkular der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 

Nr. 3, Juni 1984 (86 S.) 
- SONDERMEMORANDUM: Zerslörl der Slreik 

den Aulschwung? 
* Wellmarktabhängigkeit: Damoklesschweri über 

einer allernativen Wirischaftspolitik? 
* Bemerkungen zur einzelwirtschatllichen Kosten- 

belastung der Unternehmen bei Einlührung der 
35-Stunden-Woche 

* Frauen aul dem Arbeitsmarkt - lalsächlich Opler 
der Krise? 

* Rentabilitäl und Edragslage in der Krise 
* Oualilative Beschätligungsprogramme durch 

Umwellschutz 

Nr. 5, Februar 1985 (76 S.) 
Wellrnarklabhänaiakeil: Damoklesschwert Über 
einer allernalive~~irlschattspolilik { 11) 

TECHNOLOGISCHE ARBEITSLOSIGKEIT? 
' SCHVJERPUNKTSHEMA: GIBT ES 

R. Hickel, Technologische Arbeilclosigkeil- 
Gibl's die? 
J. Hulischmid, Technologische Arbeilclosigkeil 
als Zukunltsperspeklive des Kapilalisnus? 
K. G. Zinn, Technologische Arbeilslosigkeil- 
Analytischer Irrium oder neue Erkenntnis? 
J. Priewe, Technologischer Forlcchritt als 
Wachst umsbremse? 

Nr.7,November1985 (110 S.) 
* Grundzüge arbeil nehmerorienlierler Kommunal- 

Politik in Großbrilannien 
' Frauen als Arbeilsmarklieseive oder Gewinner 

der Krise? 
* Ansälze alt. Verlassungsinlerprelalion als 

Element zur demokratischen Umgeslallung der 
Wirischatl? 

* Selbstkoslenpreisbildung-ein Mittel zur Kosten- 
und Preissenkung bei Rüstungsgütern? 

* Wege zur VollbeschäHigung: Wirischallsr und 
gasellschatlspolilische Allernativen Iür Oslerreich 

* Rüslungsausgaben und wirischaftliche 
Sfagnalion- zur Position der Memoranden 

Nr. 8, Juli 1986 (68 S.) 
' Solidaritälsaulrul: Gegen Arbeilslosigkeil, für 

Vollbeschälligung 
' Profilraieneniwicklung und Krisenzyklus 
' Zum wirtschaltcpolitischen Leitanirag der SPD 
' Regionale Disparitälen und Süd-Nordgelälle 

in der BRD 
' Besletlung von Sachverständigen nach 

fi 80 (3) Betriebsveriassungsgesett 
+ Selbslorganisalionen - zu einigen Rezepiions- 

delizilen der Memoranden 

Nr. 10, Dezember 1986 (72 S.) 
* SONDERMEMORANDUM - Vor dem Ab- 

schwung: Schönlärberei und wirlschatlspoliti- 
sches Versagen 
Weilcrhin Vorrang für die militärische Aulrüslung - 
Zum Bundeshaushalt und der Entwicklung der 
Militärausgaben im Zeitraum 1962- 1987 
Wirtschaltsrechl in der Ökonomischen Krise 
Alles wieder im Lol? - Anmerkungen zum Wecl- 
Berliner ,,Wirtschallswundet" 

' 

* 
' 

Nr. 4, Oktober 1984 (88 S.) 
Pro und Konlra wertschöplungsbezogener 

' Die Militarisierung der inlernationalen 
Arbeitgeberbeil räge zur Sozialversicherung 

Wirlschatlsbeziehungen 
* SCMIIERPUNKTTHEMA: 

..FRAUENARBEIT IN DER KRISE" 
- Aspekie gegenwäriiger Frauenerwerbsarbeil; 
- Besondere Beirolienheil von Frauen durch 

Sozialabbau; 
- Sozialabbau und ,.neue Mutterlichkeil": 

Das Palriarchal verleill die Arbeil um 

Nr. 6, Juni 1985 (70 S.) 
* 

* SCHWERPUNKTTHEMA: 

Enlkopplung von Arbeit und Einkommen? 
-Zur Diskussion über Mindesleinkommen 

VERGESELLSCHAFTUNG 
- Wirischeltsdemokratie, Vergesellschaftung 

- Vergesellschaftung: objektive Tendenz, 
und aflernalive Wirischaftspolililc 

syslemstabilisierende Fun klion, 
Kamplforderung der Arbeiler- 
bewegung; oder was? 

der IG-Metall 
- Dokumenlation: Slahfpolitisches Programm 

Sonderheft Nr.2, Februar 1986 (82 S.) 
10 JAHRE ARBEITSGRUPPE ALTERNATIVE 
WIRTSCHAFiSPOLfTIK 
- Erfahrungen, Wirkungen, Aulgaben - 
mit Beilragen von Jörg HuHschmid, Rudoll Hickel, 
Herberi Schui, Margil Scherb, Michael Müller, 
Huberi Kteinert, Detlel Heiische und Heinz Jung 
Buchbesprechung 

Nr. 9, Oktober 1986 (88 S.) 
* 

* SCHWERPUNKTIHEMA: 

Stellungnahme: Die Werften haben eine 
Zukunlt - Alternaliven zum Arbeilsplaltabbau 

SOZIALPOLITIK 
- Sozialpolilische Umverleilung und private 

Produktion 
- Grundsicherung slatt Erwerbsbeleiligung? - 

Arbeitsmarklpolilische Aspekte der Diskus- 
sion um die Grundsicherung 

- Krankenversicherung und Gesundheils- 
polilik- Zur Einführung in Strukluren und 
Probleme 

- Bevölkerungsenlwicl<lung und Allerssiche- 
rung - Argumenle und Scheinargumenle 

Begriff, fdeologie und Bedeulung des kapita- 
lislischen Privateigentums - Zur Konlroverse 
um die Forderung nach Vergesellschailung 

* 

Einzelhefl: jeweils DM 3,-: 
ab 10 Exemplare DM 230 

ZU bestellen bzw. abonnieren bei: 
ARBEiTSGAUPPE ALTERNATIVE 
WIRTSCHAFTSPOLITIK 
Posllach 330447,2800 Bremen33 
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